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rigkeiten bei der Bildung einer neuen Regierung wirkten 
eher abschreckend, und unter den Anwärtern für die 
Nachfolge - wie Araki, Koiso und schließlich noch Ugaki -
befand sich kein,einziger, der der herrschenden Armee­
fraktion auch nur freundlich gegenüberstand, Der stän­
dige Traumkandidat des Heeres und der Reformisten aber, 
Konoe Fumimaro, zeigte keinerlei Bereitschaft, das 
Ruder wieder zu übernehmen. 

In den mit Spannung geladenen Tagen vor Beginn der für 
den 15. Juli angesetzten Arita-Craigie-Gespräche ,melde­
te sich Shiratori wieder zu Wort. Er war bis dahin, 
ebenso wie Öshima, fast einen Monat lang ohne Antwort 
auf die Ubermittlung der deutschen und italienischen 
Reaktion geblieben. Shiratori warnte noch einmal vor 
der Gefahr einer deutsch-sowjetischen Annäherung und 
der Bildung einer Einheitsfront durch die europäische 
gegen die "gelbe" Rasse. Daher müsse Japan, so der Bot­
schafter weiter, die Chance zur Spaltung der weißen 
Welt mit Hilfe einer Dreierallianz nutzen. Das würde 
auch die Zweifel in den Achsenländern beseitigen, wo 
man den Verdacht hege, Japan nutze die stillschweigende 
Ubereinkunft mit Berlin und Rom als Druckmittel gegen 
London und Moskau, "ohne dafür zu bezahlen". Angesichts 
der verschlechterten Beziehungen zu England und Frank­
reich hätten Deutschland und Italien der UdSSR gewiß 
schon die Zusicherung gegeben, keinen Angriff gegen sie 
zu führen. Daher könnten die japanischen Vorbehalte, 
die für den Fall eines Krieges mit den Westmächten und 
einer sowjetischen Neutralität geltend gemacht worden 
seien, nicht mehr die Verhandlungsgrundlage bilden. Im 
Gegensatz zu der Annahme in Tökyo sei nämlich ein der­
artiger Konflikt der einzig denkbare, und nicht etwa 
eine unwahrscheinliche Ausnahme. Diesen Krieg aber wür­
den die Achsenmächte mit Sicherheit gewinnen. Abschlie­
ßend warnte der Botschafter noch einmal eindringlich, 
nur die unverzügliche Unterzeichnung einer Dreieralli-
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anz könne einen förmlichen deutsch-italienisch-sowjeti­
schen Nichtangriffspakt verhindern.386) Auch dieses Mal
hatten die mahnenden Worte Shiratoris keinerlei ernst­
hafte Diskussion in Japan zur Folge, obwohl sich in die­
sen Wochen die Anzeichen mehrten, daß das Mißtrauen ge­
genüber Berlin durch die Gerüchte um eine deutsch-sowje­
tische Annäherung wuchs.387)

Während dieser Zeit fand die "zweite Phase" des Nomonhan­
Zwischenfalls statt. Ab Anfang Juli erlitt die Kwantung­
Armee, die den Krieg entgegen dem Willen des japanischen 
Generalstabs eskaliert hatte, in wochenlang andauernden 
Kämpfen schwere Verluste.388) Angesichts der eigenen
Unterlegenheit dürfte das Heer das Fehlen einer Militär­
allianz ausgesprochen bedauert haben. Langfristig gese­
hen aber erhielt durch die sich abzeichnende japanische 
Niederlage Ribbentrops Idee zur Einbeziehung Tökyös 
in die Annäherung an die Sowjetunion eine Chance.389)
Am 20. Juli erging eine Anweisung des japanischen Gen�­
ralstabs zur Begrenzung und einseitigen Beendigung des 
Zwischenfalls zwecks Einleitung diplomatischer Verhand­
lungen.390) Daher wurde wenige Tage später die verlust­
reiche Offensive eingestellt.391) Der zivilen Führung
in Tökyö wurde der wahre Verlauf der Kampfhandlungen 
zu dieser Zeit noch verschwiegen. Ebenso wurde Berlin 
in dem Glauben gelassen, Japan habe große militärische 
Erfolge errungen.392) Ohnehin überschätzte die deutsche
Seite damals die Stärke Japans im Verhältnis zur UdSSR 
erheblich, wie z.B. aus einem Bericht von Gerhard Matz­
ky, dem Militärattach; in Tökyö, hervorging. Seine -
falsche - Folgerung lautete, Tökyö habe ein Bündnis 
mit Berlin, das die Armee weiterhin anstrebe, gar nicht 
nötig, und daher würden die Achsenmächte der gewinnen-
de Teil beim Abschluß einer Allianz sein. Eine deutsch­
sowjetische Verständigung halte man für unmöglich, so 
daß Moskau in jedem Falle gezwungen sein werde, die 
Masse seiner Kräfte in Europa zu lassen. Optimistisch -
und sicherlich richtig - beurteilte Matzky die lang­
fristige Politik der Marine. Deren Fernziel, die Beherr-
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schung überseeischer Gebiete, seien nur im Kampf mit 
England zu erringen. Nur vorläufig werde sie daher aus 
wirtschaftlichen Rücksichten eine vorsichtige Politik 
gegenüber den angelsächsischen Mächten verfolgen.393)
Botschafter Ott stimmte Matzky nicht ganz zu, indem er 
das japanische Bündnisbedürfnis als stärker ansah. Er 
betonte ebenfalls das anhaltende Interesse der Armee an 
einer Allianz, warnte vor dem Einfluß opponierender Macht­
gruppen und riet zu stärkerem Entgegenkommen gegenüber 
T-k - 394)o yo. 

In der Tat h�tte das Heer die Hoffnung auf den Abschluß 
eines Bündnisses noch nicht aufgegeben. Es sah eine Mög­
lichkeit, daß der Kaiser und seine Umgebung zum Einlen­
ken veranlaßt werden könnten,395) doch sollte sich diese
Hoffnung als leere Illusion erweisen. Außerdem setzte 
Itagaki seine Gespräche mit Yonai fort, um einen Kom­
promiß zu suchen.396) Dabei nahm der Marineminister nun
wieder eine mittlere Position zwischen Gaimushö und 
Armee ein, um einen völligen Abbruch der Verhandlungen 
zu verhindern. Er vertrat die Ansicht, die eigenen Wün­
sche müßten der Gegenseite noch ausreichend klargemacht 
werden, wodurch eine echte Chance für einen Vertrags­
abschluß nach japanischen Vorstellungen entstünde.39?)
Für Vizeminister Yamamoto dagegen scheint das Thema so 
gut wie erledigt gewesen zu sein.398)

Die langfristigen Ziele der Marine machten, wie auch 
Matzky richtig geurteilt hatte, einen Zusammenprall 
Japans mit der britischen Weltmacht zu einem ferneren 
Zeitpunkt unvermeidlich. Diese Einsicht dürfte mit dazu 
beigetragen haben, daß Yonai einen vollständigen Bruch 
mit Berlin zu vermeiden suchte. Um seine Haltung zu ver­
stehen, dürfte daher auch die Frage von Wichtigkeit sein, 
wie die japanische Marine Deutschlands Stärke als See­
macht beurteilte. Eine Studie der Admiralität von Anfang 
Juli 1939 gibt darüber Aufschluß, die von folgender 
Mächtekonstellation ausging: In einem künftigen Krieg 

- 293 -

würden sich ein Block aus England, Frankreich und Polen 
sowie eine Gruppe aus Deutschland, Italien und Ungarn 
gegenüberstehen. Auf die Seite der Westmächte könnten 
noch die UdSSR sowie die Türkei treten, auf die Seite 
der Achse eventuell noch Spanien. Die Studie ging offen­
sichtlich davon aus, daß keiner der Blöcke zur Kapitu­
lation gezwungen werden könnte, und kam zu dem Schluß, 
daß England und Frankreich sehr stark bedroht würden, 
aber weiterhin die Kontrolle über die Meere ausüben könn­
ten. Deutschland würde Großbritannien mit seinen U-Boo­
ten, seinen Uberwasserstreitkräften und seiner Luftwaffe 
schwere Schläge versetzen und in größere Bedrängnis brin­
gen als im Ersten Weltkrieg. Im Gegensatz zum späteren 
tatsächlichen Kriegsverlauf erwartete die Admiralität, 
daß die alliierte Handelsschiffahrt auch durch Schlacht­
schiffe und Kreuzer der Achsenmächte weltweit hohe Ver­
luste erleiden würde. Außerdem ging man von einer unan­
gefochtenen deutschen Luftherrschaft aus.399) Der UdSSR
wurde offenbar keine kriegsentscheidende Rolle oder 
auch nur ein erwähnenswerter Einfluß zugetraut. Ein even­
tuelles Eingreifen der Vereinigten Staaten nahm in den 
Uberlegungen ebenfalls keinen Raum ein. Auch vermied 
man Empfehlungen für eine Haltung Japans, doch dürfte 
man angesichts der erwarteten Pattsituation in einem 
europäischen Krieg zu reinem Abwarten entschlossen ge­
wesen sein, zumindest für die Anfangsphase des Konflikts. 

In diesem Schwebezustand des Sommers 1939 begannen am 
15. Juli die Arita-Craigie-Gespräche um die Lösung der
Tientsin-Krise.400) Der japanische Außenminister sah
einen Ausgleich schon deshalb dringend geboten, um
einen Keil zwischen England und die UdSSR zu treiben,40l)
die damals in Bündnisverhandlungen standen. Andererseits
nutzte nicht nur die Armee, sondern auch die zivile
Führungsspitze die durch die Krise in Europa bedingte
Schwäche Englands aus, um Zugeständnisse zu erpressen.
Begleitet wurden die Verhandlungen durch nicht enden
wollende haßerfüllte Kundgebungen gegen Großbritan-
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nien.402) Bereits nach einer Woche konnte Japan einen
Teilerfolg verbuchen: In einer Zwischenvereinbarung 
anerkannte England die "besonderen Erfordernisse" der 
japanischen Truppen zur Wahrung ihrer eigenen Sicher­
heit und zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
in den besetzten Gebieten China& Außerdem wurde ihnen 
das Recht zugebilligt, alle gegen sie gerichteten Aktio­
nen zu unterdrücken, ohne daß England dabei Schwierig­
keiten bereiten würde.403) Die vorgesehene Fortsetzung
der Gespräche ließ weitere britische Zugeständnisse 
erwarten. Aktivistische Kreise des Heeres nahmen den 
Erfolg sofort für sich in Anspruch, da sie ihn auf die 
von ihnen gesteuerte antibritische Bewegung zurückführ­
ten.404) Andererseits herrschte im Kriegsministerium
die Sorge, daß das Interesse der Regierung an der Drei­
erallianz zugunsten einer Annäherung an England erlahmen 
werde.405) In Berlin und in der deutschen Botschaft in
Tökyö wurde sogar der Verdacht laut, das britische 
Nachgeben sei mit einem förmlichen Verzicht Japans auf 
einen Dreierpakt erkauft worden oder werde zumindest 
ein Bündnis in Zukunft gefährden.406) 

Tökyö hatte jedoch nicht lange·zeit, über die Zugeständ­
nisse Londons zu triumphieren. Wenige Tage später, am 
26. Juli, kündigte Washington ohne Vorwarnung das japa­
nisch-amerikanische Handelsabkommen mit Wirkung zum
Februar 1940.407) Dafür dürfte der begonnene "Südstoß" -
die Eroberung Hainans, die Besetzung der Spratlys und
der Druck auf Indochina - eher als Hauptursache anzuse­
hen sein als die zum Stillstand gekommenen Dreierver­
handlungen oder der festgefahrene China-Krieg. Die USA
waren im Gegensatz zu Großbritannien militärisch ander­
weitig nicht gebunden und konnten daher auch nicht zu
Konzessionen gezwungen werden. Japan hatte daraus schon
vor Monaten die Konsequenzen gezogen und eine vorsichti­
ge Haltung gegenüber den Vereinigten Staaten eingenommen.
Die Kündigung des Handelsabkommens, die noch vor der
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Beantwortung von Hiranumas Verständigungsangebot durch 
Hull erfolgte, verdeutlichte schlagartig das Scheitern 
dieser Politik. Andererseits schienen nun die Gründe für 
eine Rücksichtnahme auf die USA zu entfallen, so daß die 
fast schon zum Schweigen gebrachten Befürworter einer 
Dreierallianz sich bestärkt fühlten und das Thema wieder 
zur Sprache brachten. 408) Außerdem entwickelte Japan
nun ein verstärktes Interesse an den Rohstoffgebieten 
Südostasiens, besonders an Niederländisch-Indien, das 
im Falle eines amerikanischen Erdölembargos als einzig 
möglicher Ersatzlieferant in Frage kam. 409)

Auch die Beziehungen zur Sowjetunion führten zu einer 
Wiederbelebung des Bündnisgedankens. Itagaki betonte 
im Zusammenhang mit der Diskussion um den Nomonhan­
Konflikt die unbedingte Notwendigkeit eines Paktes mit 
den Achsenmächten und forderte eine Beschleunigung der 
Verhandlungen. Auf einer Fünfministerkonferenz am 18. 
Juli leugneten Arita und Ishiwata jedoch einen Zusammen­
hang zwischen den Kämpfen an der mongolischen Grenze 
und den Bündnisgesprächen; Yonai dagegen schwieg410) 

und unterstützte den Kriegsminister damit indirekt. 
Zunächst einmal beschloß das Innere Kabinett nur die 
unverzügliche Aufnahme von Verhandlungen mit der UdSSR, 
wofür sich auch das Heer angesichts der erlittenen ho­
hen Verluste aktiv einsetzte. An Botschafter Tögö in 
Moskau erging zwei Tage später die Anweisung, der sowje­
tischen Regierung gegenüber Gesprächsbereitschaft 
zu erkennen zu geben.411) In dem sicheren Gefühl mili­
tärischer Uberlegenheit aber hatte die UdSSR es nicht 
eilig, auf die Sondierungen der Japaner überstürzt ein­
zugehen. 

Auch Ribbentrop drängte Ende Juli auf eine end
,

ültige 
Entscheidung Tökyös über den Dreiervertrag. 412 Zu
diesem Zeitpunkt ging die deutsch-sowjetische Annähe­
rung gerade in die Phase konkreter Verhandlungen um 
einen Nichtangriffspakt über. 413) Grundsätzlich dürfte

-·1
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die Entscheidung des deutschen Außenministers für ein 
derart sensationelles Abkommen mit der UdSSR bereits 
gefallen sein, doch scheint sein Plan konkrete Gestalt 
angenommen zu haben, das Dilemma - eine Option zwischen 
Japan und der Sowjetunion - durch die Einbeziehung des 
fernöstlichen Kaiserreiches in einen deutsch-italienisch­
russischen Block zu lösen. Eine Anregung zu einem Aus­
gleich mit Tökyö414) griff die sowjetische Regierung 
bereitwillig auf. Außenminister Molotow fragte Mitte 
August an, ob Berlin zur Einwirkung auf Japan zwecks 
Verbesserung der Beziehungen zur UdSSR und zur Beile­
gung des Grenzkonflikts bereit sei. 415) Ribbentrop er­
klärte sich damit unverzüglich einverstanden, 416) doch
sollte die spätere Beendigung des Nomonhan-Krieges nicht 
auf eine deutsche Vermittlung zurückzuführen sein, son­
dern auf die Initiative des hoffnungslos unterlegenen 
Japan. 

Inwieweit die japanischen Botschafter in den Hauptstädten 
der Achsenmächte in Ribbentrops Pläne eingeweiht waren, 
ist nicht mit Sicherheit festzustellen. Der deutsche 
Außenminister hatte bereits zwei Monate zuvor, am 26. 
Mai, gegenüber Öshima relativ �eutliche Angaben über 
die Möglichkeit einer Annäherung an Moskau gemacht und 
dabei auch einen japanisch-sowjetischen Ausgleich ange­
regt. 41 7) Offenbar aber hielten Öshima und sein Kollege 
in Rom noch an der alten Bündniskonzeption fest. Nach 
einem Treffen der beiden Diplomaten in einem Ort bei 
Corno gab Shiratori Anfang August vor Vertretern der in­
ternationalen Presse die Erklärung ab, die Unterredungen 
hätten der Vorbereitung eines japanischen Beitritts zur 
Achse gedient. Dieses Abkommen sei im Prinzip seit meh-

reren Monaten beschlossen, und es seien lediglich noch 
einige Einzelfragen zu lösen.418) Shiratoris Verlautba­
rung war den Absichten der japanischen Regierung diame­
tral entgegengesetzt und sollte sicherlich dem Zweck 
dienen, die Bündnisfrage wieder zu beleben. 
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Auch die japanische Armee entfaltete Aktivitäten in 
dieser Hinsicht, da sie fürchtete, die am 27. Juli wie­
deraufgenommenen Gespräche zwischen Arita und Craigie 
könnten zu einer Annäherung an England führen. 419) Am
3. August trafen die "Großen Drei" des Heeres - Kriegs­
minister, Generalstabschef und Generalinspekteur der
militärischen Ausbildung - zu einer Konferenz zusammen
und fällten den Entschluß, die Allianzverhandlungen uri­
bedingt bis Ende des Monats zu einem erfolgreichen Ab­
schluß zu führen. Würden die europäischen Partner die
japanischen Bedingungen vom 5. Juni ablehnen, solle man
die schriftlichen Vorbehalte aufgeben und die von Öshi­
ma geführten Verhandlungen in.allen Punkten billigen. 420) 

Die Armee streute vorsorglich Gerüchte über einen an­
geblich beabsichtigten Rücktritt des Kriegsministers
aus.421) Es ist jedoch sehr fraglich, ob darin ein ernst­
hafter Kern steckte. Innenminister Kido warnte Itagaki
vor einem Sturz des Kabinetts mit Hilfe einer Wiederbe­
lebung der Allianzfrage, da angesichts der bestehenden
Differenzen zwischen Heer und Marine das Zustandekommen
einer Nachfolgeregierung unmöglich würde.422) Für die
nächsten Tage sind auch keinerlei Rücktrittsdrohungen
von Seiten der Armee mehr fest?tellbar.

Immerhin aber stand die Bündnisfrage wieder zur Debatte 
und wurde nach etwa zweimonatiger Pause am 8. August 
erneut auf einer Fünfministerkonferenz behandelt. Ita­
gaki sprach sich dabei mit großem Nachdruck für den 
unverzüglichen und vorbehaltlosen Abschluß eines Drei­
erpaktes aus, stieß aber auf den in dieser Ei.nniitigkeit 
und Heftigkeit bisher nicht dagewesenen Widerstand aller 
anderen Teilnehmer. 423) Um diese Krise zu überwinden,
wurde zwar wiederum beschlossen, Oshima eine revidierte 
Anweisung in Form von "Erläuterungen" zum Beschluß vom 
Monat Juni zu senden, aber ohne dabei den konkreten Ge­
halt zu ändern. 424) Die zwei Tage später entstandenen 
Entwürfe des Gaimushö425) jedoch, in denen sich keiner­
lei Zugeständnisse an Berlin fanden, wurden von der Ar­
mee brüsk abgelehnt.426)



- 298 -

Das Heer stand damit vor dem Scheitern seiner seit über 
einem Jahr verfolgten Politik, da es ihm nicht gelungen 
war, der Regierung Entscheidungen zu diktieren. Im Ge­
genteil, das Kabinett hatte unter Hiranuma den Kriegs­
minister isoliert und so gut wie allen Zielen der Armee 
die Zustimmung verweigert, darunter dem Dreierbündnis, 
den Wang-Plänen, einer Verschärfung der Beziehungen zu 
England und wirtschaftlich-gesellschaftlichen Reform­
maßnahmen. Der einzige Weg, die Allianz noch zu retten, 
lag somit in einem Nachgeben Berlins. Daher ließ Itagaki 
die Botschafter der Achsenmächte in schriftlicher Form 
unterrichten, er sei zur Demission entschlossen, wenn 
es ihm nicht gelingen sollte, innerhalb weniger Tage 
den Abschluß des Bündnisses zu erreichen. Die darauf 
mit Sicherheit folgende Krise werde zur Bildung eines 
Kabinetts führen, das dem Paktgedanken negativ gegenüber­
stünde.427) Das Heer lieferte aber in seinen Vorschlä­
gen Berlin und Rom gleich eine mögliche Lösung mit, wie 
diese Entwicklung aufgehalten werden könnte, von der 
man annahm, sie wäre Deutschland und Italien höchst un­
erwünscht. Danach akzeptierten die Achsenmächte den ja­
panischen Entwurf vom 5. Juni unter gewissen Bedingun­
gen. Durch ein derartiges Entgegenkommen würde Aritas 
Position so stark erschüttert, daß der Pakt sich durch­
setzen ließe.428) Der Kriegsminister bat daher inständig
um die Annahme der Vorschläge innerhalb von fünf Tagen.429)
Die Armee benutzte die Rücktrittsdrohung Itagakis aber 
nicht etwa als Druckmittel gegen die eigene Regierung, 
die sich erwiesenermaßen nicht einschüchtern ließ, son­
dern ausschließlich gegen die Achsenmächte. 

Als Otts Telegramm mit der Nachricht von Itagakis Ini­
tiative in Deutschland eintraf, konferierten Hitler und 
Ribbentrop gerade in Salzburg mit Ciano über einen ge­
meinsamen politischen Kurs. Zum Entsetzen des italieni­
schen Bündnispartners, der beim Abschluß des "Stahlpak­
tes" von einer mehrjährigen Friedensperiode ausgegangen 
war und in mündlicher Form entsprechende deutsche Zusi-
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cherungen erhalten hatte, zeigte sich der "Führer" nun 
entschlossen, innerhalb weniger Wochen einen militäri­
schen Angriff gegen Polen zu führen und einen Krieg mit 
den Westmächten in Kauf zu nehmen. Außerdem erkannte 
Ciano, welchen Fortschritt Deutschland in seinen Aus­
gleichsgesprächen mit der UdSSR über den Kopf Italiens 
hin.eg bereits gemacht hatte.430) Hitler deutete Itaga­
kis Botschaft, die er Ciano gegenüber gar nicht er­
wähnt zu haben scheint,431) dahingehend, daß von der
japanischen Regierung noch immer keine klare Stellung­
nahme zu erwarten sei.432) Der wichtigste Grund für die
deutsche Reserviertheit gegenüber Tökyo lag jedoch in 
der Tatsache, daß die Verwirklichung des geplanten Aus­
gleichs mit der UdSSR schlagartig als realisierbar er­
kannt wurde. Außenminister Molotow hatte sein Interes­
se an einer stufenweisen Erörterung aller schwebenden 
Fragen bekundet und die Entsendung eines deutschen Un­
terhändlers nach Moskau vorgeschlagen.433) Hitler, der
in den letzten Wochen und Monaten zwei Eisen im Feuer 
gehalten hatte, mußte sich jetzt entscheiden und einen 
der beiden potentiellen Bündnispartner - Japan oder die 
Sowjetunion - aufgeben. Der Entschluß fiel ihm nicht 
schwer, da statt der vagen Hoffnungen auf das fernöst­
liche Kaiserreich eine Annäherung an die UdSSR ihm die 
Rückenfreiheit bot, die er für den geplanten Krieg in 
Europa benötigte. Er ließ Stalin daher unverzüglich ein 
umfassendes Angebot zur Klärung der beiderseitigen Be­
ziehungen unterbreiten und schlug einen Besuch Ribben­
trops in Moskau vor.434)

Innerhalb von drei Tagen ging aus der sowjetischen 
Hauptstadt die grundsätzliche Zustimmung zur Unterzeich­
nung eines Handels- und Kreditabkommens, zum Abschluß 
eines Nichtangriffspakts und zur Abgrenzung der jewei­
ligen Interessen in Osteuropa ein.435) Dieses Angebot
machte nicht nur die Hoffnungen der Westmächte auf eine 
gegen Berlin gerichtete Allianz mit der UdSSR zunichte, 
sondern auch die Chancen für den Abschluß eines Dreier-
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pakts. Kriegsminister Itagaki erhielt daher niemals 
eine Antwort auf seine Vorschläge.436) Da Ribbentrop
aber noch immer die Hoffnung hegte, den Ausgleich mit 
der UdSSR durch eine antiwestliche Verbindung mit Japan 
zu ergänzen, zeigte er sich erneut zu einer Vermittlung 
zwischen T6kyö und Moskau bereit.437) Die Mühlen der
japanischen Politik mahlten aber viel zu langsam, um 
eine Einbeziehung des Kaiserreiches in eine derart 
radikale Kursänderung binnen kurzer Zeit zu erreichen. 
Bis zu dem Krieg, den Hitler zu führen gedachte, blie­
ben nur wenige Tage Zeit, so daß Tökyö gar nicht erst 
über die Entwicklung der deutsch-sowjetischen Annähe­
rung informiert, geschweige denn konsultiert wurde. 

Erst als Stalin am 21. August die deutsche Regierung 
davon unterrichtete, daß er Ribbentrop zwei Tage später 
zur Unterzeichnung des Abkommens in Moskau erwarte,438)
weihte dieser Öshima vom Berghof aus telefonisch in 
seine Pläne ein.439) Der Botschafter machte sofort unge­
halten darauf aufmerksam, daß die deutsche Politik im 
Gegensatz zu den Abmachungen des Antikominternpakts 
stehe und einen extremen Fall von Vertrauensbruch dar­
stelle.440) Staatssekretär vo� Weizsäcker oblag die
unangenehme Pflicht, Öshima zu besänftigen. Er versi­
cherte Tökyö der anhaltenden Freundschaft und betonte, 
Ribbentrop habe doch schon vor Monaten eine Verbesse­
rung des deutsch-sowjetischen Verhältnisses als erstre­
benswert hingestellt, und erwähnte auch Moskaus Inter­
esse an einem Ausgleich mit Japan. Für die deutsche 
Schwenkung machte der Staatssekretär schließlich das 
Zögern Tökyös in der Bündnisfrage verantwortlich.441)
Sein Hinweis, daß sowohl für Japan als auch für das 
Reich nicht mehr die UdSSR, sondern England "Feind Nr.1" 
geworden sei,442) war angesichts eines tags zuvor begon­
nenen erfolgreichen sowjetischen Großangriffs bei No­
monhan geradezu ein Hohn.443) Öshima sah nun den Fall
gegeben, den er mit seiner seit 1935 verfolgten Politik 
einer "Nichtentlastung" Rußlands gerade hatte vermei-
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den wollen, und wies auf die verstärkte Bedrohung hin, 
welche die Sowjetunion nun für sein Land dars.telle.444)
Einen Tag nach dieser Aussprache äußerte der Botschafter 
seine Bedenken auch gegenüber Ribbentrop, als dieser 
auf dem Weg von München nach Moskau seinen Flug in Ber­
lin unterbrach.445)

Oshima hatte Staatssekretär v. Weizsäcker angekündi
f

t, 
er werde unverzüglich um seine Abberufung bitten.44 )
Diese erfolgte wenige Wochen später, gleichzeitig mit 
der Ablösung Shiratoris. Oshima mußte die Entwicklung 
als persönliche Niederlage empfinden. Die Verhandlungen 
um das Dreierbündnis, das er fast als sein Lebensziel 
angesehen hatte, waren zu einem abrupten Ende gelangt. 
Von Deutschiand, dem er so blindlings Vertrauen geschenkt 
hatte, war er schmählich verraten worden und stand nun 
völlig kompromittiert da.447) Äußerungen Ribbentrops
über eine mögliche Annäherung an die UdSSR hatte er in 
leichtfertiger Weise ignoriert und nicht einmal die 
Armee eindringlich genug gewarnt. Diese hätte sonst 
sicherlich mit Entschlossenheit die Drohungen des deut­
schen Außenministers benutzt, um in den innerjapanischen 
Auseinandersetzungen Druck für0 den Abschluß des Dreier­
bündnisses auszuüben. 

Die Nachricht von der Unterzeichnung des deutsch­
sowjetischen Nichtangriffspakts löste in Japan, wo die 
politische Führung gerade über die Zweckmäßigkeit eines 
persönlichen Treffens zwischen Hiranuma und Hitler dis­
kutierte,448) einen ungeheuren Schock aus.449) Sie hät­
te in keinem ungünstigeren Augenblick eintreffen können, 
um das Gefühl der Isolierung zu verdeutlichen: Bei No­
monhan befand sich die hoffnungslos unterlegene Kwan­
tung-Armee in einem verzweifelten Abwehrkampf gegen ei­
nen Großangriff der Roten Armee, und die USA hatten mit 
der Aufkündigung des Handelsabkommens Tökyö die Abhän­
gigkeit vor Augen geführt. Schließlich waren kurz vor 
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der Unterzeichnung des Hitler-Stalin-Paktes, am 20. 
August, die Arita-Craigie-Gespräche ergebnislos vertagt 
worden, 450) die erst nach Ausbruch des europäischen
Krieges unter völlig veränderten Begleitumständen wie­
der aufgenommen werden sollten. Tökyös Ansicht, letzt­
lich die freie Wahl zwischen Deutschland und Großbri­
tannien zu besitzen, erwies sich als Illusion. 

An dem gleichen Tage, an dem der deutsch-russische 
Vertrag in Moskau unterzeichnet wurde, beschloß Hira­
numa seine Demission, um gegenüber dem Kaiser die Ver­
antwortung für eine gescheiterte Politik zu übernehmen; 
gleichzeiti

1 
beabsichtigte er, dadurch die Armee zu be­

schämen. 451 Das Kabinett blieb noch einige Tage im Amt
bis die Nachfolge geregelt war. Am 25. August trat die 
Fünfministerkonferenz noch ein letztes Mal zusammen und 
stellte in aller Form fest, daß die Bündnisverhandlun­
gen durch den Hitler-Stalin-Pakt von selbst ihr Ende 
gefunden hätten. Arita sandte an Botschafter Öshima 
die Anweisung für einen förmlichen Protest bei der 
Reichsregierung gegen den Bruch des geheimen Zusatz­
abkommens zum Antikominternpakt452) und händigte 0tt 
eine Abschrift aus, als dieser bei ihm vorsprach, um 
die Gründe für das deutsche Vorgehen zu erläutern. Der 
diplomatische Vertreter des Reiches erwähnte dabei 
auch den Vorschlag zu einer deutschen Vermittlung zwi­
schen Tökyö und Moskau, doch behielt sich Arita eine 
Stellungnahme vor. 453) 

Schon einen Tag später begab sich Öshima mit der Pro­
testnote zu Staatsskretär v. Weizsäcker. Dieser über­
redete ihn "als Freund und Kamerad", mit Rücksicht auf 
die freundschaftlichen Beziehungen zwischen beiden 
Ländern seine Papiere nicht zu überreichen. 454) Wahr­
heitswidrig meldete Öshima trotzdem an das Gaimushö 
die Erledigung seines Auftrages. 455 ) Erst drei Wochen 
später überreichte er - in seiner letzten Amtshandlung -
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eine Protestnote, die er aber eigenmächtig abgeschwächt 
hatte. 456) Das Auswärtige Amt erteilte dem Gaimushö
darauf niemals eine Antwort. 

Das abrupte Ende der Bündnisverhandlungen täuschte 
darüber hinweg, daß die Konzeption einer Allianz mit 
den Achsenmächten von der japanischen Regierung ohne­
hin so gut wie aufgegeben war. Die Armee hatte sich als 
unfähig erwiesen, den andere Machtgruppen ihren Willen 
aufzuzwingen, da die Marine und das Gaimushö sehr wirk­
sam von ihrem Vetorecht Gebrauch machten. Auch die 
Rücktrittsdrohungen Kriegsminister Itagakis waren wir­
kungslos an der - fast - geschlossenen Front der ande­
ren Teilnehmer an der Fünfministerkonferenz abgeprallt. 
Premier Hiranuma hatte auf Grund seines Amtes die un­
dankbare Aufgabe gehabt, einen Konsens im Inneren Ka­
binett anzustreben und nach Kompromißlösungen zu suchen. 
Gegenüber einer Allianz mit Deutschland und Italien 
nahm er selbst daher keine eindeutige Haltung ein. Sein 
Vorgänger Konoe hatte auf die im Kabinett herrschenden 
gegensätzlichen Standpunkte mit völliger Passivität 
reagiert; Hiranuma dagegen versuchte, einem von ihm 
selbst verkündeten "goldenen Mittelweg" einzuschlagen. 457)
Tatsächlich gab er bald der einen und bald der anderen 
Seite den Vorrang - und zog sich schließlich die Kritik 
aller beteiligten Parteien zu. Zweifellos hätte er am 
liebsten nur eine gegen die UdSSR gerichtete Allianz 
geschlossen, wie er es Arita bei dessen Amtsübernahme 
versichert hatte. Andererseits versuchte er häufig, 
um des Kompromisses willen dem Heer entgegenzukommen 
und einer begrenzten Einbeziehung der Westmächte in die 
Stoßrichtung des Bündnisses den Weg zu ebnen. 

Marineminister Yonai hatte sich - entsprechend den 
japanischen Verhaltensregeln - durchaus darum bemüht, 
die Ansichten seiner radikaleren Untergebenen zu be­
rücksichtigen und einen Kompromiß mit ihnen zu finden. 
Damit zeigte sich viel deutlicher als im Falle der Ar-
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mee, in der weniger gravierende Unterschiede in den 
Ansichten zwischen den mittleren und höheren Rängen 
herrschten, daß ein Minister sich nicht auf Dauer über 
die Politik seiner Untergebenen hinwegsetzen konnte, 
wenn diese über einen längeren Zeitraum eine konsequen­
te Linie verfolgten. Yonai suchte daher das internsive 
Gespräch mit Kriegsminister Itagaki und strebte eine 
Ubereinkunft mit dem Heer an. Er kam dabei der von der 
Armee gestellten Forderung nach Einschluß Englands und 
Frankreichs in die potentiellen Gegner der Allianz teil­
weise entgegen und zog sich dadurch oft genug den Zorn 
Außenminister Aritas zu. 

Die Uneinigkeit im Inneren Kabinett bot dem Hof die 
begierig aufgegriffene Chance, lenkend in die Politik 
einzugreifen. Der Kaiser und seine Beamten bestanden 
darauf, daß die geplante Allianz nur gegen die UdSSR 
gerichtet sein sollte, und isolierten damit Itagaki 
und die Armee immer mehr. In seiner Hilflosigkeit bot 
der Kriegsminister alles andere als das Bild des all­
mächtigen Verscluörers und Tyrannen über Kabinettsent­
scheidungen, das in der Fachliteratur dominiert. Der 
Tennö stärkte sehr geschickt die Positionen von Yonai 
und Arita, unter anderem dadurch, daß er einmal eine 
schriftliche Verpflichtung des Inneren Kabinetts for­
derte. Damit schwor er auch Premierminister Hiranuma 
auf seine Linie ein, der im loyalen Dienst am Thron 
praktisch seine Lebensaufgabe sah. Die Armee mußte so­
gar hinnehmen, daß die verhaßte Ködö-Fraktion wieder 
zu Einfluß gelangte und sogar einer von deren Führern, 
General Araki, zum Wunschkandidaten des Hofes für das 
Amt des Premiers aufrückte. 

Isoliert und zur Wirkungslosigkeit verurteilt waren 
schließlich auch Öshima und Shiratori, die trotz ihrer 
zahlreichen Eigenmächtigkeiten und Unbotmäßigkeiten 
keinen nennenswerten Einfluß auf die Kabinettsentschei-
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dungen zu erringen vermochten und eigentlich nur die 
Regierungen der Partnerländer irritiert hatten. Ihr 
starres Festhalten an einmal eingenommenen Positionen 
ist nicht allein mit der Hoffnung auf einen doch noch 
zu erringenden Sieg zu erklären. Vielmehr wird darin 
ein Nebenaspekt des japanischen Entscheidungsprozesses 
deutlich. Die - im Normalfall verwirklichte - Berück­
sichtigung aller Ansichten bildete natürlich nur einen 
Idealfall, der in der Praxis nicht immer durchführbar 
war. Entgegen dem Grundsatz, auf der Suche nach Harmo­
nie niemanden ausschließen zu dürfen, erfolgte dann die -
systemwidrige - Isolierung einzelner, die sich nicht 
etwa immer der Mehrheit unterwarfen, sondern sich oft­
mals mit der Prinzipientreue von Samurais in gerech-
tem Zorn gleichermaßen gegen Vorgesetzte und politische 
Partner auflehnten und ohne Rücksicht auf Position, 
Gefahr für Leib und Leben oder die gesamtstaatliche 
Notwendigkeit nach einer Entscheidung auf ihren Stand­
punkten beharrten und den Prozeß lähmten.458) So wie
die in der Samuraitradition wurzelnde militärische 
Ausbildung in Japan den - als unehrenhaft angesehenen -
Rückzug nicht kannte,459) zeigten sich auch Politiker
häufig nicht willens oder nicht fähig, die einmal ein­
genommene Position zu verlassen. Diese Unflexibilität 
ist auch für die japanische Führung insgesamt nachzu­
weisen und führte zu einer Isolierung auf internationa­
ler Ebene. Die Bereitschaft, mannhaft ins Verderben 
zu gehen statt einen als gerecht angesehenen Stand­
punkt aufzugeben, ist daher eine der wesentlichen Ur­
sachen für den Pazifischen Krieg. 



III,2. DIE INNENPOLITISCHE ENTWICKLUNG

Von der japanischen Öffentlichkeit wurde das Kabinett Hi­

ranuma wegen seiner Betonung der politischen Kontinui­
tät und der Ubernahme der meisten Minister zunächst als 
bloße Fortsetzung von Kanoes Regierung betrachtet.1) 

In Wirklichkeit aber blieb die Anknüpfung auf die Außen­
politik beschränkt. Ein,neuer Kurs in der inneren Ent­
wicklung kündigte sich schon darin an, daß Innenminister 
Suetsugu, Landwirtschaftsminister Arima und Kabinetts­
sekretär Kazami, die zu den Hauptagitatoren der "Neuen 
Struktur" gehörten, durch konservativere Politiker er­
setzt wurden.2) Bei seinem Kampf gegen gesellschafts­
und wirtschaftspolitische Experimente konnte sich Hira­
numa außerdem auf zwei langjährige politische Wegge­
fährten verlassen,die bereits unter Kanoe ihre Posten 
erhalten hatten: Justizminister Shiono Suehiko und Er­
ziehungsminister Araki Sadao. Auch weniger wichtige Ka­
binettsposten besetzte der neue Premierminister mit 
Männern seines Vertrauens3) und verstärkte seinen Ein­
fluß noch durch eine Regierungsumbildung nach Abschluß 
der Parlamentsperiode im April 1939_4) 

Auch mit der bereits traditionellen Vergabe von zwei 
Ministerposten an Vertreter der beiden großen Parteien 
schlug Hiranuma einen anderen Kurs ein als Kanoe. Letz­
terer hatte zwei Abgeordnete ins Kabinett berufen, die 
beide eine aktive Rolle in der "Neuen Struktur" spiel­
ten und damit nicht dem Hauptstrom ihrer jeweiligen 
Fraktion angehörten, sondern ihre Ämter den en

1
en per­

sönlichen Beziehungen zum Premier verdankten.5 Hira­
numa dagegen ernannte nach Gesprächen mit der Führungs­
spitze von Seiyükai und Minseitö zwei Minister, die als 
typische Vertreter der konservativen Mehrheit galten 
und für die Erhaltung der alten politischen Struktur 
Japans eintraten.6)

Trotz all dieser Anzeichen erwarteten offenbar Anfang 
1939 die während der Regierungszeit Kanoes zu starkem 
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politischen Einfluß gelangten reformistischen Kreise 
eine Fortsetzung des im Vorjahre eingeschlagenen Kurses 
zur inneren Umgestaltung des Landes,7) d.h. einen schritt­
weisen tlbergang zur Planwirtschaft und die Beseitigung 
der bestehenden Parteien. Alle nationalistischen Organi­
sationen unterstützten daher zunächst das neuernannte 
Kabinett.8) Diese aktivistischen Kreise wurden jedoch
schnell eines Besseren belehrt, denn Hiranumas Ideen, 
die an altjapanischen Wertvorstellungen orientiert waren? ) 

sollten sich als unvereinbar mit denen der fortschritts­
gläubigen Kreise um Kanoe erweisen, die dem Lande nach 
einer kurzen tlbergangsperiode .des Konsumverzichts natio­
nale Größe und umwälzende soziale Verbesserungen ver­
hießen. Der neue Premierminister sorgte schon kurz nach 
seinem Amtsantritt für Uberraschung, als er vor dem Un­
terhaus die politischen Parteien um Unterstützung bat, 
ihre Existenzberechtigung ausdrücklich anerkannte und 
ein Bekenntnis zu verfassungsmäßiger Politik ablegte.10)
Ebenso gab er schnell zu erkennen, daß er nicht an die 
Gründung einer totalitären Einheitspartei dachte, 
welche die Ideen der Reformisten in die Praxis umsetzen 
würde.11) Außerdem kritisierte er die Reformprogramme als
bloße _Imitation fremder Ideologien und lehnte vor dem 
Unterhaus den "im Westen entwickelten Totalitarismus" 
als unvereinbar mit der japanischen Staatsidee ab.12)
Entsprechende Zusicherungen gab er - entweder selbst 
oder über Außenminister Arita - auch gegenüber ausländi­
schen Diplomaten ab, ergänzt durch die Erklärung, das 
Kaiserreich sei keinesfalls Mitglied einer totalitären 
Staatenguppe.13 ) Der neue Innenminister Kido äußerte
sogar, die Bewegung für eine Einheitspartei und eine 
"nationale Reorganisation" seien eng mit der Person 
Kanoes verbunden gewesen und bei dessen Rücktritt liqui­
diert worden; der Begriff "nationale Reorganisation", 
unter dem die Reformbestrebungen verschleiert worden 
waren, sei ohnehin eine Beleidigung für die Bevölkerung.14)



- 308 -

Die Armee schloß sich zwar offiziell den Worten des In­
nenministers an, ließ dabei aber erkennen, daß sie kei­
neswegs daran dachte, ihre Pläne für eine Machtauswei-
tung aufzugeben: Das Planungsamt (Kikakuin), das in

Wirklichkeit vom Heer kontrolliert .gurde, solle in Zu­

kunft mit der das ganze Land er
�

reifenden nationalen 

Mobilisierung betraut werden.15 Damit wurde Nachgie­

bigkeit lediglich in der Form, nicht aber in der Sache 

deutlich. Der Konflikt war dadurch bereits vorprogrammiert. 

Der Premierminister erklärte "die Unterstützung der 
ganzen Bevölkerung für den Thron" zum Ziel seiner Poli­
tik und verzichtete - im Gegensatz zu seinen Vorgängern -

darauf, konkrete Programmpunkte zu verkünden. Die Rolle 

des Parlaments sah er - entsprechend seiner Philosophie -
im Vergleich zu den westlichen Volksvertretungen als 
völlig unterschiedlich an: Diese bildeten im Ausland, 
so Hiranuma, den Schauplatz für den Machtkampf zwischen 
einem Monarchen und dem Volk um ihre jeweiligen Rechte. 

In Japan dagegen diene das Parlament der Unterstützung 
des Kaisers, einer Pflicht, der jeder Staatsbürger un­
terliege, gleichgültig ob er Politiker sei oder nicht.16)

Diese Auffassung bildete Hiranumas Glaubensbekenntnis. 

Er habe, wie ein zeitgenössischer Beobachter bemerkte, 

gewöhnlich über politische Probleme völlig kühl gespro­

chen . Sei die Rede jedoch auf die "Unterstützune des 
Thrones durch die gesamte Bevölkerung" gekommen, so 

hätten seine Augen geleuchtet und seine Worte seien feu­
rig geworden.Der 73jährige Greis sei dann von einer 

Lebendigkeit erfüllt worden, als sei er ein völlig an­
derer Mensch.17) Seine Beschwörung der japanischen My­

thologie und alter Tugenden18) scheint aber im Lande 
trotz allem Respekt, den er genoß, keineswegs auf Ver­

ständnis oder gar Begeisterung gestoßen zu sein. Die 
Öffentlichkeit reagierte auf seine Appelle unwillig 

und sah sie als ungeeignet an, um die drängenden sozia­

len und politischen Probleme zu lösen.19)
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Die "Idealistische" oder "Nipponistische" Rechte, der 

Hiranuma-Flügel innerhalb des japanischen Nationalismus, 

lehnte alle fremden Ideologien ab. Auch gegen den Natio­

nalsozialismus hatte sie eine ausgesprochene Abneigung 

und sah ihn nicht etwa als Alternative zum Kommunismus 

an, sondern als dessen Nachfolger. Eine Entscheidung ent­

weder für Kapitalismus oder Sozialismus lehnte diese 

Richtung ebenfalls ab. Statt des in beiden Systemen 

dominierenden mater:ialistischen Strebens propagierten die 

Nipponisten die Lehre des "Dienens" und der "Einheit" 
des ganzen Volkes, zusammengesetzt aus gleichberechtig­

ten Untertanen. Die "ganze Nation als eine einzige Fa­

milie" wurde als gesellschaftliche Organisationsform 

angestrebt, das Herrschaftsprinzip "Ein Kaiser - alle 

Untertanen" ohne Zwischenschaltung privilegierter Macht­

gruppen propagiert und der Kampf gegen alles "Unjapani­
sche" geführt.20) Nach den Friedensgesetzen von 1925,
für deren Zustandekommen Hiranuma maßgeblich verant­

wortlich gewesen war, machte sich unter anderem derje­

nige strafbar, der eine Vereinigung zur Änderung der 

nationalen Eigenart des Kaiserreiches (kokutai) grün­

dete.21) Dieser aus dem Spätfeudalismus stammende Be­

griff bezeichnete das hierarchische Ordnungsprinzip 

der japanischen Gesellschaft mit dem Kaiserhaus an der 

Spitze. Mit diesem Konzept war der westliche Individua­

lismus unvereinbar, da er zu dem elementaren politischen 

Gebot der "Harmonie" im Widerspruch stand.22) Die Ide­

alistische Rechte vertrat ein restauratives Programm, 

indem sie die Ergebnisse - bzw. die als Auswüchse ange­
sehenen Erscheinungen - der Verwestlichung bekämpfte, 
die sie als unvereinbar mit dem traditionellen System 
ansah, das durch die persönliche Herrschaft des Kaisers 
gekennzeichnet war. Angestrebt wurde eine Rückkehr zu 
den Idealen der Meiji-Restauration, d.h. zu aufopferungs­

voller Hingabe an die Stärkung nationaler Macht im Dien­

ste des Thrones. Die Nipponisten traten für die Erhal­

tung des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Status 

quo ein, für den im 19. Jahrhundert die Basis geschaffen 
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worden war. In sozialen Forderungen sahen sie daher 

immer gleich subversive Aktionen. 

Hiranuma, der selbst aus dem Justizministerium hervor­
gegangen war und zeitlebens für die Stärkung der kon­

servativen Bürokratie eintrat, 23) bekämpfte die Bemühun­

gen der Jungen Beamten und der mit ihnen liierten Re­

formkreise, die auf soziale und politische Neuerungen 

in enger Zusammenarbeit mit der Armee abzielten. Für 

Hiranuma kam es immer nur darauf an, statt institutio­

neller Änderungen das in der Meiji-Zeit entwickelte Re­

gierungssystem neu zu beleben. Die· nach seiner Ansicht 

dazu berufene Bürokratie war in seinem Kabinett unge­

wöhnlich stark vertreten,24) und die Angst vor ihrer

Entmachtung durch eine Einheitspartei und eine neuent­
stehende Elite war einer der Gründe, warum sich Nippo­

nisten und konservative Politiker gegen die "Neue Struk­

tur" stellten. Aus Furcht vor einer Revolution sah die 

Idealistische Rechte den Hauptfeind im Kommunismus und 

damit den außenpolitischen und militärischen Gegner in 

der UdSSR. Nicht nur in dieser Beziehung, sondern auch 

in der Verehrung des Tennö, der Forderung nach Bewah­

rung altjapanischer Tugenden und in der Abneigung gegen 

wirtschafts- und gesellschaftspolitische Experimente 

war sie der Ködö-Fraktion des Heeres sehr ähnlich, zu 

der sie folgerichtig enge Beziehungen unterhielt. Daher 

war es nicht verwunderlich, daß diese Offiziere, die 

1936 aus dem aktiven Dienst hatten ausscheiden müssen, 

während des Kabinetts Hiranuma wieder zu neuem politi­

schen Einfluß gelangten. 

Die Reformistische Rechte,25) der andere Flügel der

japanischen Nationalisten, orientierte sich dagegen 

stark an ausländischen Vorbildern, insbesondere am natio­

nalsozialistischen Deutschland26) und - zumindest was

die Wirtschaftsplanung anging - an der UdSSR. Sie wur­

den daher von ihren ideologischen Gegnern, den Nippo-
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nisten, des Faschismus oder des Kommunismus bezichtigt.27) 

Die Reformisten zeigten sehr stark antikapitalistische -

und gelegentlich auch antisemitische - Tendenzen, befür­

worteten eine aktive Sozialpolitik und arbeiteten auf 

die Errichtung einer Planwirtschaft und eines hochge­

rüsteten "nationalen Verteidigungsstaates" hin. In der 

Außenpolitik waren sie in erster Linie antibritisch und 

sehr viel schwächer antisowjetisch ausgerichtet. Auch 

Shiratori Toshio, zu dieser Zeit ßotschafter in Rom, 

war ihrem Kreis zuzurechnen. Sie propagierten den Ab­

schluß einer u�fassenden Allianz mit Deutschland und 

Italien, um in erster Linie England aus Ostasien zu 

vertreiben. Diese Frontstellung entsprach derjenigen 

der Achsenmächte und führte zur Unterstützung für die 

Forderungen Ribbentrops. Innenpolitisch bekämpften sie 

die als "liberal" und "probritisch" angesehenen Kreise 

wie Parteien, Wirtschafts- und Finanzcliquen, Marine­

führung und Hofbeamtenschaft. Ihre Agitation gegen Eng­

land richtete sich daher auch mehr oder weniger offen 

gegen diese Reste liberaler Machtbastionen, zu deren 

Ausschaltung unter anderem die Gründung einer Einheits­

partei dienen sollte.28) Viele Gruppen sahen das totali­

täre deutsch-italienische Syst�m als vorbildlich an und 

strebten daher nach Schaffung einer vergleichbaren po­

litischen Massenbasis. Eine immer wiederkehrende For­

derung war diejenige nach Herstellung innerer und inter­

nationaler Gerechtigkeit. Diese war folglich identisch 

mit Konoes politischem Leitmotiv und richtete sich so­
wohl gegen den sozialen und wirtschaftlichen Status quo 

in Japan als auch gegen die - hauptsächlich durch das 

britische Empire verkörperte - einseitige Verteilung 

der auf der Welt zur Verfügung stehenden Rohstoffe und 

Territorien. Diese auf radikale Umwälzungen abzielenden 

Kreise, die meist eng mit der herrschenden Tösei-Fraktion 

des Heeres zusammenarbeiteten, hatten während des Kabi-

netts Konoe aktiv an einer Bewegung der "Neuen Struk-

tur" mitgewirkt, die eine kontrollierte Wirtschaft, ei­

ne Mobilisierung der Bevölkerung für die Kriegsanstren-
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gungen und eine Beseitigung der herkömmlichen Parteien 
zum Ziele gehabt hatten. Sie bekämpften die statischen 
Elemente in der japanischen Gesellschaft, die sich einem 
vermeintlich zwangsweise ablaufenden historischen Prozeß 
in den Weg stellten, indem sie sich der überall auf der 
Welt zu beobachtenden Entwicklung von "Liberalismus" 
und "Individualismus" zu "Totalitarismus" als höchster 
Form nationaler Machtentfaltun

� 
und effektiver Wirt­

schaftspolitik widersetzten.29 Unter Hiranuma verloren
diese "pro-faschistischen" Gruppen an Einfluß und ihre 
Reformpläne fanden keine Aufnahme in sein Regierungs­
programm. 

Daher wurde der Ubergang zu einer staatlich kontrollier­
ten Wirtschaft nach Art totalitärer Staaten -ab Januar 
1939 gebremst. Unter Kanoe waren Hunderte von Gesetzen 
und Kaiserlichen Erlassen in Kraft getreten,30) die un­
ter Hiranuma - mit Rücksicht auf den inneren Frieden -
zwar ihre Gültigkeit behielten, aber nicht voll ausge­
schöpft wurden. Auch unter dem neuen Pr�mierminister 
wurde eine Fülle neuer Gesetzeswerke erlassen, aber die­
se sahen sehr viel weniger einschneidende Maßnahmen vor 
als die unter Kanoe entstandenen.31) Die von den Zaibatsu
gehegten Befürchtungen, die bei Hiranumas Amtsantritt 
zu schweren Kurseinbrüchen an der Börse geführt hatten,32)
bezüglich einer Ausweitung der staatlichen Kontrollen 
erwiesen sich als unbegründet. 

Radikalen Kreisen fehlte im Gegensatz zum Kabinett Kanoe 
jetzt nicht nur die Rückendeckung durch den Premiermi­
nister, sondern auch die Zusammensetzung der Regierung 
wirkte sich zu ihren Ungunsten aus. Insbesondere machte 
sich das Ausscheiden Suetsugus bemerkbar, der unter Ka­
noe als Führer der Reformisten fungiert und die Spitzen­
positionen in Innenministerium und Polizei mit Männern 
seines Vertra_uens besetzt hatte. Sein Nachfolger Kido, 
der gleich nach seinem Amtsantritt die Reformbewegung 
für beendet erklärt hatte, wechselte die Anhänger seines 
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Vorgängers unverzüglich wieder aus und vergab ihre Po­
sten an konservative Berufsbeamte.33) Im Innenministe­
rium, wo die Umbesetzungen Suetsugus und die ständige 
Anwesenheit von Heeresoffizieren und Rechtsradikalen 
große Empörung ausgelöst hatten, herrschte große Be­
friedigung über die Rückkehr zu einem gemäßigteren 
Kurs.34) Andererseits aber besaß Kidos Ernennung den
Charakter eines Kompromisses, da auch der neue Ressort­
chef fest zu dem Kreis um Kanoe und zu dessen Reform­
bewegung gehört hatte, allerdings ohne derart radikale 
Ideen zu verfolgen wie Suetsugu. Das Innenministerium 
ging zum Leidwesen konservativer Politiker unter Kidos 
Leitung nur sehr halbherzig gegen die reformistisch­
nationalistischen Organisationen und ihre oft gewalt­
samen Kampagnen vor. 

Auch in den Gegensätzen zwischen Itagaki und Yonai 
spiegelten sich neben außenpolitisch-militärischen 
Fragen die Auseinandersetzungen um die Reformpolitik 
wider. Gehörte der Kriegsminister zu den Reformisten 
und konnte sich lediglich wegen seiner Isolierung im 
Kabinett nicht voll für deren Pläne verwenden, so setz­
te der Marineminister auch untBr Hiranuma seine Unter­
stützung für einen konservativen Wirtschaftskurs fort.35) 

Damit fand die traditionell enge Verbindung zwischen 
Marine und Industrie ihre Fortsetzung in der Politik 
des neuen Kabinetts. Hiranuma, der sich selbst bis zur 
Mitte der dreißiger Jahre als Vorkämpfer einer natio­
nalen Erneuerungsbewegung betätigt hatte, nun aber die 
Hoffnungen vieler rechtsgerichteter Gruppierungen ent­
täuschte, zog starke Kritik aus dem nationalistischen 
Lager sowie den Unwillen der deutschen Botschaft auf 
sich.36) Die konservativen Machtgruppen jedoch waren
angenehm überrascht; sogar die Hofkreise bemerkten mit 
Genugtuung, daß der Premierminister trotz aller gegen 
ihn geführten Angriffe "unbeirrbar seinen Weg fortsetze� 37) 

Der Grund für die zahlreichen Mißverständnisse lag zum 
Teil sicherlich darin, daß die Ziele dieses verschlos-
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senen Politikers selten klar erkennbar waren. Es wurde 

aber nun, als er die Geschicke der Nation an verant­

wortlicher Stelle leitete, deutlich, daß er im Grunde 
ein Konservativer war. Auch hatte sich die politische 

Landschaft Japans seit den frühen dreißiger Jahren grund­

legend geändert. Damals hatte Hiranuma den Liberalismus 

und die politischen Parteien aufs heftigste bekämpft. 

Diese Auseinandersetzung mit Gruppen, welche die west­

liche Demokratie für die höchste erstrebenswerte Regie­

rungsform hielten und parallel dazu eine Außenpolitik 

in engem Einvernehmen mit den angelsächsischen Mächten 

verfolgten, war zum Zeitpunkt seiner Ministerpräsident­
schaft gegenstandslos geworden, da dieses Lager zur 

Bedeutungslosigkeit zusammengeschrumpft war. Alle poli­
tischen Parteien verdienten - und zwar besonders durch 

den Einfluß des China-Krieges - eher das Prädikat 

"chauvinistisch" als "liberal•.38) Sie bildeten daher

ein ebenso konservatives bis reaktionäres Element wie 

die Bürokraten, die Wirtschaft, die Ködö-Generale und 

die Nipponisten. Mit einer losen Koalition dieser Macht­

gruppen sowie mit zunehmender Unterstützung durch den 

Hof und die Marine versuchte Hiranuma, den Einfluß der 

als "reformistisch" bezeichnet�n Gruppierungen einzu­

dämmen. 

Außer diesen Veränderungen innerhalb der politischen 

Struktur Japans hatte es in Hiranumas persönlicher Ein­

stellung einen Wandel gegeben, der durch den Februar­

putsch von 1936 hervorgerufen zu sein scheint. Seit sei­

ner Jugend hatte er eine fast psychopathische Furcht 
vor umstürzlerischen Bewegungen gezeigt. Schon als Stu­
dent hatte er sich mit der französischen Revolution be­
faßt und diese Ereignisse in seiner Phantasie auf Japan 

übertragen. Die Folge war eine zeitlebens anhaltende 

Schockwirkung, die ihn zu intensiven Studien alter ja­

panischer Traditionen veranlaßte und ihn zu dem Schluß 

kommen ließ, der Fortbestand der Nation sei nur durch 

eine uneingeschränkte kaiserliche Herrschaft zu garan-
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tieren, deren Dienst sich alle Untertanen verschreiben 

müßten.39) Daher dürfte der Februarputsch für ihn -
ähnlich wie für viele Ködö-Offiziere - zu einem Wende­
punkt geworden sein. Zwar hatte er - trotz ständiger 

Forderung nach einer staatlichen Erneuerung - in seiner 

Agitation nie zum gewaltsamen Umsturz aufgefordert, doch 
mußte er erkennen, daß man eine Bewegung, die man ein-

mal ins Leben gerufen hatte, letztlich nicht immer 

kontrollieren konnte. Es dürfte diese Einsicht gewesen 

sein, die Hiranuma in Zukunft vorsichtiger taktieren ließ. 

Der Baron hatte sich schon im Herbst 1938 gegen die 

Gründung einer Einheitspartei und andere: Reformpläne 

gewandt und damit dem amtsmüden Konoe, der ausgerech-
net ihn zu seinem Nachfolger ausersehen hatte, zur Distan­
zierung von dieser Bewegung veranlaßt,4O) da die Nippo­

nisten die Nachahmung nationalsozialistischer, faschi­

stischer oder gar kommunistischer Parteimodelle ver­
warfen.41) Der Sinn der in der Amtszeit Konoes entstan­
denen Bewegung zur Schaffung einer "Neuen Struktur" lag 

in einer aktiveren Mitarbeit der Bevölkerung an den 
nationalen Zielen, insbesondere an den Kriegsanstren­

gungen. Diese Aktivierung aber-hätte zwangsläufig zur 
Stärkung eines politischen Bewußtseins geführt. Die 

Hiranuma-Clique dagegen forderte nur die Herstellung 
einer verschwommenen ''ideellen Einheit" des japanischen 

Volkes zur Stärkung des Untertanengeistes, da sie fürch­

tete, die Kontrolle über eine einmal geschaffene Mas­

senbewegung zu verlieren. Dann bestünde die Gefahr, daß 
diese Organisation ein Eigenleben entwickeln, über die 

Ziele der Herrschenden hinausschießen und einen System­

wandel bewirken würde.42) Die Einmaligkeit der japani­

schen Nation ginge damit verloren und das Land stünde 
vor der Revolution. 

Auch die außenpolitischen Ziele der beiden nationalisti­

schen Flügel waren nur langfristig identisch: Die Schaf­

fung einer japanischen Hegemonie über Ostasien. Umstrit-
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ten war jedoch die Hauptstoßrichtung, entweder gegen 

die Sowjetunion oder gegen England. Unterschiedlich 

waren auch die Risikobereitschaft und der Weg zur Vor­
bereitung der Expansion, nationaler Verteidigungsstaat 

oder geistige Aufrüstung. Hiranuma und die Nipponisten 

befürworteten - ebenso wie die Ködö-Fraktion - eine 
Frontstellung, die sich vorläufig nur gegen die UdSSR 
richtete, und nahmen gegenüber den Westmächten eine 
noch vorsichtigere und abwartendere Haltung ein als die 

konservativen Gruppen mit ihrer Politik der "begrenzten 

Provokation" und des "kalkulierbaren Risikos". Die Wah­
rung des inneren Status quo wurde ergänzt durch die Ab­

lehnung von Abenteuern in der Außenpolitik. Während des 
Jahres 1939 spaltete sich daher die nationalistische 
Bewegung immer weiter auf, grob einzuteilen in Ideali­
stische Rechte oder Anhänger Hiranumas und Reformisti­

sche Rechte oder Anhänger Konoes.43) Die Radikalen nah­

men schon bald nach dem Amtsantritt des neuen Kabinetts 

den Fehdehandschuh auf und übten offene Kritik an dem 

Premierminister für seine Unterstützung des inneren 

Status quo.44) Noch im Januar forderte die Töhökai von

Nakano Seigö auf ihrem Parteitag die "Vollendung des 

totalitären Verteidigungsstaates 11
•

45 l Der Parteivorsit­
zende widersprach dabei der Ansicht, Nationalsozialismus 
und Faschismus paßten nicht zu Japan, und vertrat die 

Uberzeugung, es gebe keinerlei wesentliche Unterschiede 

zwischen der japanischen, deutschen und italienischen 

Staatsauffassung.46) Auch Japan brauche einen Mann wie

Hitler oder Mussolini.47) Nakano forderte daher eine

"reformistische Organisation der Bevölkerung" und übte 
scharfe Kritik an der Politik Hiranumas, der Konoes 

Reformwerk so abrupt beendet habe. Die Töhökai bildete 

eine der aktivsten und radikalsten reformisti�chen Grup­

pen und war als Partei, die sogar im Unterhaus vertreten 

war, wohl auch die erfolgreichste unter ihnen. Sie nahm 

daher in der Bewegung, in der im Jahre 1939 der Ruf 

nach einem totalitären System immer lauter wurde,48) 

eine führende Position ein. 
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Eine ganz ähnliche Politik wie die Töhökai verfolgte 

seit dem Vorjahre die wesentlich kleinere "Reformisti­

sche Partei Japans" (Nihon Kakushintö), die der - ur­

sprünglich aus dem kommunistischen Lager stammende -

Abgeordnete Akamatsu Katsumaro führte.49) Auch diese 

Partei, die seit 1937 mit vier Mandaten im Unterhaus 

vertreten war, übte schon etwa zwei Wochen nach Hira­

numas Amtsantritt scharfe Kritik an der antireformisti­

schen Politik des neuen Kabinetts.SO) Ebenso äußerte 

die Sozialistische Massenpartei allmählich Unzufrieden­
heit und forderte einen innenpolitischen Kurswechse1.51)
Die Partei hatte die neue Regierung ursprünglich als 
Fortsetzung des Kabinetts Konoe angesehen, deshalb eine 

Fortführung der Reformpolitik erwartet und ihre Unter­
stützung zugesagt.52)

Auch die Idee eines Einparteiensystems wurde von den 
reformistischen Gruppen wieder aufgenommen. Am 8. Fe­

bruar suchten Asö, Kamei und Akiyama, drei führende 

Persönlichkeiten dieser Bewegung, den ehemaligen Pre­

mierminister Konoe auf und bemühten sich, ihn wieder 

für ihr Ziel zu interessieren.53) Allgemein wurde Hira­

numas Kabinett nur als Übergangslösung bis zum Abschluß 

der Reichstagsperiode Ende März angesehen. Danach rech­

neten weite Kreise wieder mit einer Regierungsbildung 

durch Konoe; für diesen erwarteten Wechsel wollten die 
Aktivisten offenbar Vorbereitungen treffen.54) Da Konoe

aber auf ihre Anregungen nicht einging,55) beschritten 
sie einen anderen Weg: Einen Tag nach dieser erwähnten 

Unterredung verkündeten Sprecher der Sozialistischen 
Massenpartei und der Töhökai den vorgesehenen Zusammen­

schluß ihrer beiden Parteien, offensichtlich, um mit 
dieser "kleinen Lösung" der Einparteienidee ein Signal 
zu setzen56) und den Stillstand in der Reformbewegung 
zu überwinden.57) Die beiden Fraktionen hatten im Reichs­

tag ursprünglich die äußerste Linke bzw. die äußerste 

Rechte verkörpert. Sie hatten sich aber in der nationa­

listischen Euphorie der vergangenen Jahre so weit anein-
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ander angenähert, daß kaum noch ein Unterschied bestand. 
Beide befürworteten eine Planwirtschaft, eine autoritäre 
�nnere Umgestaltung Japans und eine starke Expansion in 
Asien, die durch ein Bündnis mit Deutschland und Italien 
abgesichert und hauptsächlich auf Kosten Englands durch­
geführt werden sollte. Asö und Kamei, führende Gestalten 
der Sozialistischen Massenpartei, und Nakano Seigö, der 
Vorsitzende der Töhökai, hatten seit längerem die Grün­
dung einer Einheitspartei gefordert und dabei offen das 
System Hitlers und Mussolinis zum Vorbild erklärt. Bei 
ihrem Fusionsversuch im Februar 1939 forderten sie in 
aller Offenheit einen Ubergang zur totalitären Regie­
rungsform nach dem Muster der NSDAP58) und riefen eine 
"totalitäre Einheitspartei des Volkes auf der Basis der 
Blutsbruderschaft" aus.59) Als Ziel wurde die Errichtung
einer neuen Ordnung Ostasiens proklamiert; außerdem 
wurden - in typischer Verknüpfung innerer und äußerer 
Umwälzungen - als Ergebnis des erfolgreich abzuschlie­
ßenden "Heiligen Krieges" innere Reformen anvisiert.6O)

Fast alle Hoffnungen aber wurden sehr schnell enttäuscht. 
Zunächst einmal blieb die erwartete Sogwirkung aus, die 
zu einer "Gesamt-Reformpartei" hätte führen sollen. 61)
Die zum Beitritt aufgeforderte Kokumin Dömei unter 
Adachi Kenzö verhielt sich ablehnend; 62) nur eine völlig 
unbedeutende Splittergruppe63) beteiligte sich an der Fu­
sion.Als die Vereinigung sich schon nach zwei Wochen von 
selbst wieder auflöste, lag der Hauptgrund dafür in dem 
Streit, wer den Parteivorsitz übernehmen solle, Nakano 
Seigö von der bisherigen Töhökai oder Abe Isoo, der 
Führer der Sozialisten.64) Daneben spielten alte ideo­
logische Differenzen eine Rolle. Aus der Töhökai waren 
bereits nach Ankündigung der Fusion einige Mitglieder 
unter Protest ausgetreten. 65) Noch härtere Auseinander­
setzungen fanden innerhalb der Sozialistischen Massen­
partei statt. Insbesondere der Gewerkschaftsflügel sah 
in dem auf Einwirken der Töhökai proklamierten Ziel von 
Diktatur und Totalitarismus einen Verrat an jahrzehnte-
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langen Idealen.66) So trugen ideologische Prinzipien,
um die schon seit dem Vorjahre innerhalb der Sozialisti­
schen Massenpartei heftige Auseinandersetzungen geführt 
worden waren, mit zum Scheitern der Vereinigung mit der 
Töhökai bei.6?) Gerade dieser Mißerfolg aber vertiefte 
die Gegensätze unter den Sozialisten noch weiter.68)
Auch der Parteivorsitzende Abe stand der Einigungsbewe­
gung reserviert gegenüber; 69) deren Führer Asö und Kamei
dagegen hielten an ihrer Idee einer totalitären Ein­
heitspartei fest.?O) 

Auf die Ankündigung der Fusion hin hatten eine Reihe 
prominenter Organisationen, die den Nipponisten und 
damit dem Lager Hiranumas zuzurechnen waren, unverzüg­
lich reagiert, indem sie durch eine Pressekampagne dem 
Kabinett ihr Vertrauen aussprachen und denjenigen ge­
sellschaftlichen Elementen den Kampf ansagten, die "in 
i r riger Weise der Ideologie sozialistischer Reformen 
anhingen." 71) Auch die Auseinandersetzungen um eine 
Dreierallianz wurden mit der Innenpolitik verknüpft. 
Es zeigten sich nämlich nicht nur Differenzen über In­
tensität und Hauptstoßrichtung eines solchen Bündnisses, 
sondern auch über den ideologischen Hintergrund. Betrach­
teten die Reformisten den angestrebten Pakt wegen der 
Gemeinsamkeit totalitärer Staatsstrukturen als schick­
salsbedingt,72 ) so vertraten die Nipponisten und Kon­
servativen immer wieder mit Nachdruck die Auffassung, 
die japanische Staatsform sei einmalig in der Welt und 
die Bindung an Deutschland werde nicht wegen ideologi­
scher Gemeinsamkeiten - sondern eher trotz der Unver­
einbarkeit - angestrebt. Hiranuma und Arita wurden daher 
nicht müde, vor dem �eichstag und gegenüber ausländi­
schen Diplomaten die Zugehöri

1
keit Japans zu einem to­

talitären Block zu leugnen, 73 der die Mitglieder mehr
oder weniger automatisch zur Bündnispflicht gezwungen 
hätte. 
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Viel hing in dieser Situation verschärfter innerer 
Spannungen von dem Verhalten Kanoes ab, der zu jeder 
Zeit wieder Premierminister hätte werden können, wenn 
er nur gewollt hätte. Sein Wort hätte die Balance zu­
gunsten einer der rivalisierenden Gruppierungen entschei­
dend verändern können. Seine Loyalität gegenüber dem 
Kabinett, dem er ja selbst als Minister ohne Geschäfts­
bereich angehörte, war jedoch höchst zweifelhaft. Jeden­
falls sprach er sich zu dieser Zeit für eine künftige 
Politik auf totalitärer Grundlage aus74) und warnte vor 
der Gefahr eines Staatsstreiches durch Elemente, die 
mit dem gemäßigten Kurs der Regierung unzufrieden sei­
en. 75) Diese Bedrohung hing seit dem Februarputsch von 
1936 wie ein Damoklesschwert über den japanischen Poli­
tikern und war geeignet, die Bereitschaft zu Zugeständ­
nissen zu fördern. Das Drängei radikaler Kreise auf eine 
erneute Kabinettsbildung durch Kanoe und die dadurch 
entstehende Destabilisierung der amtierenden Regierung 
fürchtete nicht nur Hiranuma, sondern auch der Genrö 
Saionji. Beide versuchten daher, wenn auch erfolglos, 
den ständigen Kandidaten für eine Ministerpräsidentschaft 
zu einem längeren Aufenthalt in den USA zu bewegen. 76) 

Auch die Armee, deren Unzufriedenheit mit dem Kabinett 
noch mehr durch die Verschleppung der Allianzfrage als 
durch die Innenpolitik bedingt war, schürte nun die Un­
sicherheit. Diejenigen Offiziere, welche die treibende 
Kraft hinter den Bündnisbestrebungen bildeten, streu­
ten Gerüchte über angeblich bevorstehende, von zivilen 
Rechtsgruppen angeheizte Unruhen im Lande aus.7 7) Tage­
lang drehte sich daher die Diskussion in Tökyö um die 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit.78) Der für die­
ses Gebiet verantwortliche Innenminister Kido wurde 
künftig in die Unterredungen um den Abschluß eines Mi­
litärbündnisses miteinbezogen. 79) 

Verzweifelt bemühte sich Hiranuma, die Lage in den Griff 
zu bekommen, in der sich Innen- und Außenpolitik in ge-
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fährlicher Weise miteinander verknüpften. Durch eine 
Kaiserliche Verordnung SO) ließ er am 28. März ein "Komi­
tee für die geistige Mobilisierung der Bevölkerung" 
gründen, das der Oberaufsicht des Premierministers unter­
stehen sollte. Dieser Erlaß war wenige Tage nach dem 
Ende der Parlamentsperiode gewissermaßen im Handstreich­
verfahren in Kraft getreten. Hiranuma hatte es offenbar 
bewußt vermieden, die Organisation durch ein förmliches 
Gesetz zu schaffen, zu dem die Zustimmung des Reichs­
tages notwendig gewesen wäre. Das jedoch hätte zu der 
von ihm gefürchteten breitangelegten öffentlichen Dis­
kussion und zum Druck feindseliger Machtgruppen geführt� 1) 

Mit der praktischen Führung des Ausschusses beauftragte 
Hiranuma seinen langjährigen Parteigänger, den Ködö­
General und damaligen Erziehungsminister Araki.82) Diese
Ernennung dürfte wie ein rotes Tuch auf die Reformisten 
und die führende Clique der Armee gewirkt haben, die 
ohnehin die ganze Organisation als gegen sich gerichtet 
empfinden mußten. 

Die neue Körperschaft verfolgte ihrem Namen zum Trotz 
das Ziel, die Aktivitäten der Reformisten zu ersticken. 
Im Gegensatz zu deren sozialen, wirtschaftlichen und 
außenpolitischen Forderungen, die zu einem umfassenden 
Strukturwandel hätten führen sollen, wurde nun lediglich 
eine "moralische" Stärkung des Untertanengeistes zum 
Zwecke größerer Opferbereitschaft für die Erfordernisse 
des China-Krieges angestrebt.83) Öffentliche Kampagnen
prangerten Verschwendungssucht, Vergeudung von Rohst9.f­
fen, Preistreiberei sowie Inflation an und riefen zu 
stärkeren Sparaktivitäten, zur Einschränkung von Ver­
gnügungen und zu größerer Arbeitsleistung auf. Patrio­
tische Feiern und Appelle sollten die Bereitschaft zur 
Errichtung einer neuen Ordnung Ostasiens fördern. Be­
wußt wurde vermieden, die Organisation an eine oder 
mehrere Parteien zu binden. Alle im Reichstag vertre­
tenen Fraktionen und eine Vielzahl außerparlamentari-
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scher Gruppen wurde an den Aktionskomitees beteiligt. 84)
Ein Netz von lokalen Vertretungen umspannte das ganze 
Land. 85) Die Führung dieser regionalen Unterorganisatio­
nen lag in der Hand des Innenministeriums. Mit der prak­
tischen Arbeit wurden zwar traditionelle lokale Honora­
tioren, wie z.B. Bürgermeister, beauftragt, doch wurden 
diese von Beamten und der Polizei überwacht. 86) Damit 
wurde die Bürokratie auch auf dem Lande zur Rivalin der 
um Kontrolle und Indoktrinierung der Bevölkerung bemüh­
ten Armee. 87) Etwa gleichzeitig mit der Einleitung die­
ser weitreichenden Maßnahmen nutzte Hiranuma die poli­
tisch relativ ruhige Atmosphäre nach dem Abschluß der 
Reichstagsperiode, um eine Kabinettsumbildung vorzuneh­
men und seine Stellung durch die Aufnahme von Männern 
seines Vertrauens - und damit das bürokratische Element -
weiter zu stärken. 88)

Innenminister Kido, der seit vielen Jahren mit den nun 
enttäuschten Reformisten89) eng verbunden war, plädier­
te für Nacigiebigkeit ihnen gegenüber, und zwar mit dem 
Hinweis auf die Gefahr, daß der Kaiser mit seiner libe­
ralen und pazifistischen Einstellung sich immer mehr 
von den Rechtsgruppierungen entferne. Dann würden diese 
Kreise versuchen, die Posten am Hofe nach und nach mit 
ihren eigenen Vertretern zu besetzen und ein Herrschafts­
system nach dem Muster des Shogunats zu errichten.9O)
Derartige ketzerische Absichten, die Wiedereinführung 
einer Militärherrschaft und die Verurteilung des Kai­
sers zu einem Schattendasein - also die Rückkehr zu den 
Verhältnissen vor der Meiji-Restauration - wurden den 
Reformisten auch von ihren Gegnern im Lager Hiranumas 
unterstellt und boten willkommene Argumente für den 
ideologisch-politischen Kampf.91 ) Harada, der inoffi­
zielle Sprecher des Hofes, wandte sich jedoch scharf 
gegen das von Kido beabsichtigte Nachgeben. 92) Darauf­
hin erklärte sich einige Tage später der Innenminister 
bereit, rigoros gegen die Rechte vorzugehen, um die in-
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nere Sicherheit zu gewährleisten.93) Die stillschwei-
gende Verbindung zwischen Thron und Nipponisten festig­
te sich allmählich. 

Als ob die Reformisten die Gefahr noch verdeutlichen 
wollten, die von ihrer Seite drohte, gründeten über 
dreißig der radikalsten nationalistischen Organisatio­
nen zu dieser Zeit die "Alljapanische Jugendliga zur 
Forderung nach einer Militärallianz zwischen Japan, 
Deutschland und Italien• 94l, die eher die Form einer
Massenbewegung als der in dem fernöstlichen Kaiserreich 
üblichooElitevereinigung annahm.95) Gerade eine emotions­
geladene und unkontrollierbare Massenbewegung aber sahen 
die Nipponisten als Gefahr an. Der neue Dachverband 
wurde nicht von den prominentesten Führern der refor­
mistischen Rechten geleitet, sondern höchstens von der 
"zweiten Garnitur"; am bekanntesten war noch Oberst 
Hashimoto Kingorö, der Führer der Dainihon Seinentö. 
Die fehlende Prominenz aber verdeutlichte umso mehr, 
daß hier eine neue Schicht auf Kosten der alten Eliten 
an die Macht drängte. Die Kampagne für den Abschluß 
einer uneingeschränkten Dreierallianz wurde durch Paral­
lelveranstaltungen prominenter�r Agitatoren wie Nakano 
Seigö von der Töhökai unterstützt und angefeuert.96) 

Im Gegensatz zur Linken konnte sich die Rechte zwar 
frei bewegen, wurde aber von Innen- und Justizministe­
rium mißtrauisch beobachtet und bespitzelt. Auf diese 
Weise wurde auch die neugegründete "Alljapanische Jugend­
liga• überwacht, 97) deren Ziel darin bestand, durch ei­
ne Vereinigung der zersplitterten Gruppierungen die öf­
fentliche Meinung zu beeinflussen und Druck auf die 
Regierung zum Abschluß einer allumfassenden Militär­
allianz mit den Achsenmächten auszuüben. Daneben pro­
klamierten sie den Kampf gegen das angeblich am briti­
schen Vorbild orientierte System Japans und gegen pro­
englische Kräfte. Einige Mitglieder veranstalteten ei­
nen Hungerstreik im Yasukuni-Schrein, dem Shintö-Heilig-
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turn für die japanischen Gefallenen. Der - mit Blut 
geschiebene - Text einer auf der Gründungsversammlung 
gefaßten Resolution wurde an das Büro des Premiers, an 
das Außen-, Kriegs- und Marineministerium sowie an die 
deutsche und die italienische Botschaft übergeben. Darin 
wurde die demokratisch-kommunistische Staatengruppe, 
geführt von England und der UdSSR, als gemeinsamer Feind 
der Achsenmächte und Japans bezeichnet und der Abschluß 
eines Dreierbündnisses gefordert. Ziel dieser Allianz 
müsse es sein, durch Zerschlagung des gegnerischen 
Blocks eine Neuordnung Ostasiens und die weltweite Er­
richtung einer Friedensordnung zu erreichen. Die UdSSR 
nahm in dem Feindbild der Organisation nur einen zweit­
rangigen Platz hinter England ein. In typischer Weise 
verbanden sich auch wieder Forderungen nach innerer 
und äußerer Umorientierung miteinander. In den nächsten 
Monaten folgten öffentliche Großveranstaltungen, und 
Kampfschriften wurden in vielen Gegenden des Landes 
verbreitet. Zahlreiche Organisationen, die zu dieser 
Zeit massenhaft entstanden und zum Teil Mitglieder des 
Dachverbandes waren, führten ähnliche Aktionen durch.98) 
Auffallend in den Kampagnen dieses Sammelbeckens war der 
starke Antisemitismus, der damals meist als ein Grad­
messer anzusehen war, wieweit politische Vereinigungen 
oder einzelne Personen vom nationalsozialistischen 
Deutschland beeinflußt waren, kritiklos Bewunderung für 
das System Hitlers hegten und folgerichtig auch eine 
bedingungslose Bindung an Berlin forderten. Diese Er­
scheinung ist z.B. auch für Nakano Seigö und seine 
Töhökai99) sowie für Shiratori Toshio100) nachzuweisen. 

Die antisemitischen Äußerungen der hier untersuchten 
"Alljapanischen Jugendliga" erinnern sehr stark an die 
Argumentation Hitlers. Die angestrebte Militärallianz, 
so wurde in einer Schrift erläutert, werde sich 
nicht nur gegen kommunistische Aktivitäten richten, 
sondern müsse die Beseitigung der weltweiten jüdischen 
Unterwanderung zum Ziele haben, die im britischen Im-
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perialismus und im sowjetischen Kommunismus ihre kon­
krete Form gefunden habe. Die anschließend entstehende 
neue Weltordnung müsse auf dem Prinzip des Totalita­
rismus beruhen. Das größte Hindernis für eine jüdische 
Unterwanderung mit Hilfe Englands und der UdSSR bilde­
ten die drei Mächte Deutschland, Italien und Japan, die 
daher zum Gegenstand der unerbittlichsten Angriffe von 
Seiten Großbritanniens und der Sowjetunion geworden 
seien.101 ) 

Eine stärkere Bedrohung als der Antisemitismus natio­
nalistischer Organisationen,102) der letztlich auf die
Japaner wegen der nur minimalen Kontakte zu Juden wir­
kungslos blieb, lag in der Aufforderung der Alljapani­
schen Jugendliga und anderer Reformisten zum Kampf 
gegen probritische Elemente im eigenen Lande und in 
dem Aufruf, die sich durch eine Militärallianz mit den 
in totalitärer Gemeinsamkeit verbundenen Achsenmächten 
bietende "göttliche Chance zu innerer und äußerer 
Restauration zu nutzen11

•

103) Gerade diese Verknüpfung
von Innen- und Außenpolitik fürchteten ja die konser­
vativen Kreise Japans seit dem Abschluß des Antikomin­
ternpaktes im Jahre 1 936. Die Militärallianz barg da­
her nicht nur die Gefahr wirtschaftlicher Nachteile 
und einer militärischen Niederlage, sondern auch die 
Aussicht auf ein Eindringen wesensfremder Ideologien 
und letztlich auf eine Hegemoniestellung des national­
sozialistischen Deutschlands in der Welt. So sah z.B. 
Saionji nicht nur in einer militärischen Niederlage, 
sondern auch in einem eventuellen Sieg der Achse eine 
Gefahr, nämlich das Absinken Japans zu einem Satelliten 
Berlins.104) 

Da auch die deutsche Botschaft klar die Verknüpfung 
von Innen- und Außenpolitik in Tökyö erkannte, äußerte 
sich Ott ausgesprochen enttäuscht über die Unterdrük-

. 105) kung der Reformbewegung durch Hiranuma. Noch deut-
licher sprach sich Militärattach� Matzky aus, der in 



- 326 -

den dominierenden Heerescliquen, gewissermaßen dem 
militärischen Flügel der Reformisten, eine "Fünfte 
Kolonne" des Reiches sah. Deshalb betonte er, die ja­
panische Armee halte nicht allein aus außenpolitischer 
Zweckmäßigkeit an dem Bündnisgedanken fest, sondern als 
geistige Triebkraft stehe die Uberzeugung dahinter, nur 
die Abkehr von der liberalistischen Geistesrichtung der 
Demokratien könne dem Volke die Kraft wiedergeben, die 
es zur Erfüllung seiner ''Mission" brauche. Daher habe 
sich das Heer zum Vorkämpfer einer neuen Idee gemacht 
und empfinde eine Art ''schicksalhafter Verbundenheit" 
mit dem nationalsozialistischen Deutschland. Im Bunde 
mit diesem wolle es nicht nur außenpolitische Erfolge, 
sondern die Führung im Staate erringen.1O6)

Nicht nur der Herrschaftsanspruch der Armee und die 
Aktivitäten der Reformisten, sondern auch der Zerfalls­
prozess innerhalb der Seiyükai, die bei der Entwick­
lung des japanischen Parlamentarismus eine entschei­
dende Roll� gespielt hatte, mußte die konservativen 
Kräfte besorgt stimmen. Bei der Auseinandersetzung um 
die anstehende Nachfolge des Vorsitzenden Suzuki Kisa­
burö, der seit Jahrzehnten gute Kontakte zu Hiranuma 
unterhalten hatte,1O7) schob sich mit Kuhara Fusanosuke
ein Mann in den Vordergrund, der in den voraufgegange­
nen Jahren zu politischer Abstinenz verurteilt gewesen 
war, da er der Verwicklung in Attantats- und Putsch­
pläne verdächtigt worden war. Nun schien ihm die ver­
worrene Situation die Chance zu einem "Comeback" zu 
bieten. Mitte März suchte er Kontakt zu Kanoe und pro­
pagierte in einem klaren Versuch, seine Position zu 
stärken, die alte Idee einer Einheitspartei.10S) Im
April führte der Streit um den Vorsitz zur Spaltung 
der Seiyükai. Nach wochenlangen Kämpfen gingen im fol­
genden Monat zwei Gruppen aus der alten Partei hervor, 
die sich als unabhängig voneinander betrachteten. Die 
eine wurde geführt von Nakajima Chikuhei, dem ehemali-
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gen Eisenbahnminister im Kabinett Kanoe, die andere 
von Kuhara Fusanosuke. Die - für den westlichen Beob­
achter schwer zu verstehende - Ironie lag darin, daß 
beide Fraktionen und ihre Führer fast identische Pro­
gramme verfolgten. Beide waren stark nationalistisch 
eingestellt, forderten die Durchführung einer allumfas­
senden Mobilisierung zur Herstellung einer "Neuen 
Ordnung" Ostasiens und knüpften an die unter der Mini­
sterpräsidentschaft Kanoes entwickelte Bewegung zur 
Gründung einer Einheitspartei an,1O9) womit sie schließ­
lich der Seiyükai das Ende bereiten sollten. Bei dem 
Kampf um die Pfründe, die eine Partei zu vergeben hatte, 
spielte in Japan - und diese Erscheinung ist bis in die 
Gegenwart zu verfolgen - zu allen Zeiten der Streit um 
Programme eine untergeordnete Rolle. Statt dessen kamen 
Mehrheiten durch Koalitionen von Politikergruppen inner­
halb einer Partei zustande, in denen sich in feudal 
anmutender Weise die Anhängerschaft in unerschütterli­
cher Loyalität um einige führende Personen scharten, 
ohne nennenswere Auseinandersetzungen um Sachfragen zu 
führen.11O) Häufig wurde eine Entscheidung auch - wie
das "Comeback" Kuharas - durch finanzielle Zuwendungen 
beschleunigt oder gar erst ermöglicht.111)

Fiel also die Seiyükai für die Konservativen im Kampf 
gegen die Radikalen als Verbündeter weitgehend aus, so 
hatte andererseits auch die Armee Probleme, ihre Reihen 
zu schließen. Innerhalb des Heeres nämlich fand eben­
falls die Polarisierung zwischen Reformisten und Nippo­
nisten ihr Gegenstück, grob einzuteilen in die Tösei­
und die Ködö-Fraktion. Politisch nämlich hatte der 
Einfluß von Ködö-Generalen wie Araki und Mazaki auch 
nach dem Putschversuch junger Offiziere im Jahre 1936 
nicht beseitigt werden können. So sah sich die herr­
schende Tösei-Fraktion, die sich während des Kabinetts 
Hiranuma gewissermaßen in der Opposition befand,112)
Anfang 1939 gezwungen, einen Versuch zur Beendigung der 
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Spaltung zu unternehmen, um wieder stärkeren Einfluß 
auf die Regierungspolitik zu erhalten. Dieser Ausgleichs­
versuch scheiterte jedoch an der abweisenden Haltung 
der Ködö-Offiziere.113)

Der Einfluß der Ködö-Fraktion in der japanischen Politik 
nach 1936 wurde in der Geschichtsschreibung bisher fast 
völlig übergangen. Er war in Wirklichkeit jedoch beträcht­
lich, besonders wenn man ihr ziviles Pendant, die Nippo­
nistische oder Idealistische Rechte, in die Untersuchung 
mit einbezieht. Dieses Versäumnis der Historiographie 
ist zu einem großen Teil auf das Werk von Maruyama Masao 
zurückzuführen,114) der schon kurz nach dem Kriege eine
scharfe Trennungslinie mit dem Jahr 1936 zog und großen 
Einfluß sowchl auf die japanische als auch auf die westli­
che Wissenschaft ausübte.115) Er sieht das Scheitern
dea Februarputsches und das erzwungene Ausscheiden der 
Ködö-Generale aus dem aktiven Dienst als Ende eines re­
volutionären "Faschismus von tinten" und als Beginn eines 
durch die herrschenden Eliten unter Führung der Tösei­
Fraktion ausgeübten - durchrationalisierten - "Faschismus 
von oben" an, der die frühere Form völlig absorbiert ha­
be. Diese Vereinfachung übersieht den anhaltenden Plu­
ralismus in Japan sowie die weiterbestehenden und auch 
durchaus genutzten Möglichkeiten für Wirtschaftskreise, 
Parteien, Bürokratie und Kaiserhof, sich der Bevormun­
dung durch die Militärs und ihre zivilen "Hilfstruppen", 
das reformistische Lager, zu widersetzen. 

Die am meisten beachtete zeitgenössische Studie, erschie­
nen unter den Pseudonymen Tanin und Yohan, 116) untersuch­
te die japanische Herrschaftsform vom marxistischen 
Standpunkt aus, wenn auch nicht aus der doktrinären sow­
jetischen Sicht. In dem bereits 1934 publizierten Werk 
aber wurden die Ereignisse und der Umschwung von 1936 
nicht vorausgesehen. Das große Gewicht und der Einfluß, 
der dem damaligen Kriegsminister Araki und der Ködö­
Fraktion innerhalb des japanischen "Faschismus" oder 
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"Militarismus" zugemessen wurde,117) hätten erwarten
lassen, daß mit der Entmachtung dieser Gruppe - zumin­
dest aus der Sicht der Autoren - der Nationalismus in 
Japan geschwächt würde. 

Die von der Ködö-Generalität unterstützte nationalisti­
sche Richtung war - im Gegensatz zu den autoritären 
Bewegungen in Deutschland und Italien - stark in der 
verelendeten Landbevölkerung verwurzelt.118) Diese von
Armeekreisen geförderte Agrarbewegung aber herrschte 
nur bis 1936 vor und kann nicht zur Erklärung des Natio­
nalismus in den darauf folgenden Jahren dienen. Die sich 
einseitig auf einen agrarisch ausgerichteten "Faschismus 
von unten" konzentrierenden Untersuchungen demonstrieren 
damit eher das Scheitern einer "faschistischen" Bewegung 
in Japan. In der Tat brechen einige Monographien über 
den "japanischen Faschismus" mit dem Jahr 1936 ab oder 
behandeln die Zeit danach nur noch in einem ganz kurzen 
Ausblick.119) In allen anderen Arbeiten aber fehlt eine
schlüssige Beweisführung, wie die unzufriedenen agrari­
schen Schichten Einfluß auf die japanische Oligarchie 
hätten ausüben können. Die Angriffe der Landbevölkerung 
richteten sich wegen der stark anti-modernen Ausrichtung 
ihrer Bewegung in erster Linie gegen die Zaibatsu und 
die überstürzte Industrialisierung des Landes, weniger 
jedoch gegen die eigentlich Schuldigen an ihrer Misere, 
die Großgrundbesitzer.120) Die ab 1936 vorherrschende
"modernere" Richtung aber setzte gerade auf einen for­
cierten Ausbau der Industrie, wenn auch unter staatli­
cher Kontrolle. Zwar hatten auch einige Führer der 
Reformistischen Rechten Rückhalt im Bauerntum und in 
Agrargenossenschaften - z.B. Arima Yoriyasu, Nakano 
Seigö und Gotö Fumio - doch blieb diese Ausrichtung 
innerhalb der Gesamtbewegung ohne entscheidenden Einfluß 
und ging nach dem Ausbruch des China-Krieges in der na­
tionalistischen Euphorie fast ganz unter. 

., 
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Ebenso wenig wie die agrarische Bewegung kann auch die 
Armee als Ersatz für eine faschistische Partei gesehen 
werden,120a)da sie keineswegs selbstherrlich Politik
und Staat kontrollieren konnte und wegen des anhalten­
den Pluralismus weiterhin zu Kompromissen gezwungen wur­
de. Die wohl größte Fehlinterpretation aber ist 
diejenige des japanischen Faschismus als Herrschaft des 
Finanzkapitals.121) Die nationalistischen Bewegungen
in Japan bekämpften ja gerade die großen Industriekon­
zerne. Das gilt insbesondere für die agrarischen Strö­
mungen bis 1936, aber auch die danach herrschende refor­
mistische Richtung versuchte mit allen Mitteln, sich 
die Industrie und die Finanzwelt unterzuordnen. Die 
Wirtschaftskreise führten daher eiren verzweifelten Ab­
wehrkampf gegen den extremen Nationalismus, der immer 
auch eine sozialistische Färburig besaß. Die Zaibatsu 
konnten innerhalb des japanischen Machtgefüges immer 
nur eine von mehreren Eliten bleiben, ebenso wie die -
allerdings viel einflußreichere - Armee. 

Eher überzeugt die Auffassung von George M. Wilson,122)
basierend auf einer Arbeit von Robert C. Tucker,123)
bei dem japanischen Nationalismus habe es sich um ein 
"Movement-Regime" gehandelt, das seine Aufgabe in der 
Abwehr und Verdrängung imperialistisc�r Mächte gesehen 
habe und sich dabei vorindustrieller - d.h. also eigen­
ständiger japanischer - Wertvorstellungen bedient habe, 
darunter dem Kaiserkult. In der Tat drängt sich die 
Palallele zu zahlreichen nationalistischen Bewegungen 
der "Dritten Welt" auf, die nicht nur die Unabhängig­
keit ihrer Nationen zu erkämpfen oder zu bewahren trach­
teten, sondern auch durch eine antikapitalistische Po­
litik eine Umverteilung des inneren Besitzstandes und 
mit staatlicher Lenkung den Aufbau einer Industrie an­
streben. Leider aber macht sich auch bei Wilson ein in 
der Fachliteratur weitverbreiteter Mangel an Differen­
zierung bemerkbar. Dadurch wird nicht klar, ob, wan� 
und wieweit sich eigentlich nach Ansicht des Autors 
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die Nationalisten "an der Macht" oder - wie die Refor­
misten zur Zeit des Kabinetts Hiranuma - "in der Oppo­
sition" befanden. 

Die Reformistische Rechte entwickelte sich im Jahre 
1939 - vor allem durch ihre Agitation für e·ire Dreier­
allianz und gegen eine proenglische Politik - in Oppo­
sition zum Kurs der Regierung zu einer Art Massenbewe­
gung, d.h. doch wohl zu einer Bewegung von "unten 11

•

124)
Damit wird auch eine Unterscheidung zwischen "Faschismus 
von unten" und "Faschismus von oben" mit einer Trennungs­
linie im Jahre 1936 fragwürdig. Auch die prominentesten 
Agitatoren wie Nakano Seigö u�d Hashimoto Kingorö ge­
hörten keineswegs demjenigen Personenkreis an, aus dem 
sich die Minister zu rekrutieren pflegten. Sie, die 
eine neue revolutionäre Elite zu bilden beabsichtigten, 
konnten weiterhin nur auf eine Kabinettsbildung durch 
Konoe hoffen, der seit langem eine starke Neigung zu 
Verbindungen mit Außenseitern gezeigt hatte. Wenn man 
überhaupt von einem "Faschismus" in Japan sprechen kann, 
so war es doch am ehesten diese Richtung mit ihren vie­
len Parallelen zum deutsch-italienischen System, das 
häufig genug offen zum Vorbild erklärt wurde. Diese 
Reformisten aber begegneten in der Regierung, die ja 
einen Faschismus von "oben" praktiziert haben soll, 
fast nur offener Feindschaft. Das Kabinett konnte daher 
weiter eine unabhängige Politik verfolgen. Einen Verbün­
deten besaßen die Aktivisten nur in Kriegsminister Ita­
gaki, der aber völlig isoliert und damit zur Passivität 
gezwungen war. Ob die reformistische Rechte sich später -
und zwar am ehesten wohl durch eine Aktivierung Konoes -
wieder durchsetzen würde, war im Jahre 1939 noch offen 
und bedarf noch der weiteren Untersuchung.125) 

Die Armee und das reformistische Lager versuchten wei­
terhin, eine Kursänderung zu ihren Gunsten zu erzwingen. 
Eine Chance dazu schien Mitte Mai die Tientsin-Krise 
zu bieten, durch die auch die innerjapanischen Spannun-
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gen weiter anstiegen. Zu den Teilnehmern der antibriti­
schen Bewegung, die allmählich mit den Kampagnen für 
eine Dreierallianz verschmolz, gehörten natürlich die 
Mitglieder der Töhökai. Nakano hatte sich nach dem be­
schämenden Ende der Fusionsbemühungen mit den Soziali­
sten und daraus herrührenden innerparteilichen Ausein­
andersetzungen auf eine Reise nach China begeben und 
sein Abgeordnetenmandat niedergelegt. Als er nach Japan 
zurückkehrte, forderte er zwar weiterhin eine reformi­
stische "Volksbewegung•,126) widmete sich aber vor allem
außenpolitischen Fragen. Seine Partei .nutzte dabei die 
Stimmung nach Ausbruch der Tientsin-Krise entschlossen 
zur Steigerung ihrer Agitation.127) Nakano setzte sich
für eine forcierte Neuordnung Ostasiens und für den Ab­
schluß eines Dreierbündnisses ein, das sich auch gegen 
die Westmächte richten würde.128) Die bei ihm vorherr­
schende antibritische Stimmung wurde nach Ausbruch des 
Nomonhan-Konklikts vorübergehend von einer Agitation 
gegen die UdSSR überlagert.129) Er sprach nun von der
"jüdischen" UdSSR und ihrer "jüdischen" Außenpolitik.13O)
Damit benutzte er Attribute, die er bisher nur für Eng­
land verwendet hatte. 

Auch innerhalb der Sozialistischen Massenpartei gaben 
die Agitatoren für eine Einheitspartei ihre Idee nicht 
auf.131) Außerdem nahmen sie aktiv an der antibritischen
Bewegun

, 
teil und veranstalteten dazu Großversammlun�

gen.132 Die Aktivitäten gipfelten in einer am 23. Juli
gefaßten Resolution,133) die u.a. den unverzüglichen
Abschluß einer Militärallianz mit Deutschland und Italien 
forderte.134)

Als die wohl aktivste und radikalste Organisation in 

der antibritischen - und damit gleichzeitig der pro­
deutschen - Bewegung betätigte sich die Dainihon Seinentö 
von Oberst Hashimoto Kingorö.135) Auch diese Organisation,
die über enge Beziehungen zu aktivistischen Militärs 
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verfügte, forderte noch immer die Gründung einer Ein­
heitspartei.136) Dabei stellte Hashimoto nun sogar die
Kuomintang als Vorbild hin, die unter der entschlosse­
nen Führung ChiangKai- sheks binnen weniger Jahre China 
eine ungeahnte militärische Stärke und Widerstandskraft 
verliehen habe.137) Hashimoto vertrat die Ansicht, Eng­
land gehöre im China-Krieg nicht zu den unbeteiligten 
Drittländern, sondern sei der direkte Feind Japans.138)
Er forderte daher den Abschluß einer Allianz mit Deutsch­
land und Italien nicht nur ge

,
en die UdSSR, sondern

auch gegen Großbritannien.139 Dabei überstieg seine
feindselige Haltung gegen England diejenige gegen die 
Sowjetunion bei weitem. Wenn man Großbritannien zum 
Rückzug aus China veranlassen könnte, so Hashimoto, 
würde die UdSSR unweigerlich folgen. Damit wäre der 
China-Konflikt dann zu lösen. Dazu aber sei es notwendig, 
in der japanischen Bevölkerung den Willen zu erzeugen, 
England schwere Schläge zu versetzen.14O)

Als "Berater" von Hashimotos Partei und häufiger Redner 
fungierte der inaktive Generalleutnant Tatekawa Yoshi­
tsugu,141) der sich schon lange einen Namen als Demagoge
gemacht hatte. Die latent prosowjetische Ausrichtung 
der Dainihon Seinentö und anderer reformistisch-natio­
nalistischer Organisationen machte es möglich, daß Tate­
kawa ein Jahr später zum Botschafter in Moskau ernannt 
werden sollte, als Japan einen Ausgleich mit der UdSSR 
anstrebte. Hashimoto selbst bezeichnete eine eventuell 
zustandekommende Allianz zwischen der kommunistischen 
UdSSR und dem kapitalistischen England - sowohl in 
Europa als auch in Ostasien - als derart unnatürlich und 
widers

)
rüchlich, daß Lenin darüber im Grabe weinen wür­

de.142 Schon mehrere Wochen vor Abschluß des Hitler­
Stalin-Paktes äußerte er die Hoffnung, daß es einem 
überdurchschnittlich begabten japanischen Politiker ge­
lingen werde, die UdSSR zur Konfrontation mit Großbri­
tannien zu veranlassen und einen umfassenden Ausgleich 
zwischen Tökyö und Moskau auszuhandeln.143) Die Dainihon
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Seinentö stellte daher - zur Verfolgung ihrer innen­
wie außenpolitischen Ziele - Anfang August 1 939 die 
Forderung nach Bildung eines neuen, reformistischen 
Kabinetts.144) 

Zahlreiche nationalistische Gruppierungen, die ohnehin 
durch die Verschleppung der Allianzverhandlungen, die 
Maßnahmen gegen die Reformbewegung und die von England 
zu dieser Zeit geführten Bündnisgespräche mit der Sow­
jetunion gereizt waren, fürchteten ein Nachgeben ihrer 
Regierung gegenüber London. Sie unterstützten daher die 
eigenmächtige harte Haltung der China-Armee, die eine 
Blockade gegen die britische Konzession von Tientsin 
verhängt hatte, durch eine Reihe von Protestdemonstra­
tionen und öffentliche Erklärungen.145) Das Innenmini­
sterium unter dem zu.Nachgiebigkeit gegen Nationalisten 
neigenden Kido Köichi kam zu dem Schluß, da sich die 
Kampagnen zu einer Volksbewegung gegen Englands Unter­
stützung für Chiang entwickelt hätten, müßten sie auch 
geduldet werden. Sorge bereiteten lediglich die sich 
mehrenden Aufrufe zur Anwendung von Terror gegen die 
sogenannte probritische Fraktion innerhalb Japans.146) 
In der Tat verliehen Gerüchte über angebliche Attentats­
pläne gegen Politiker den Kampagnen Nachdruck. Zu dem 
gefährdeten Personenkreis gehörten u.a. Lordsiegelbe­
wahrer Yuasa, der Sekretär des Kaiserlichen Haushalts­
ministers, Ma,tsudaira Yasumasa, der ehemalige Finanz­
minister Ikeda, Marineminister Yonai und sein Stellver­
treter Yamamoto sowie schließlich auch Hiranuma.147) 
Die Kempeitai, die militärische Geheimpolizei, die diese 
gefährdeten Personen eigentlich hätte schützen müssen, 
soll ihre Aufgaben bewußt vernachlässigt haben. 148) Ein­
zelne Verschwörungen wurden dennoch auf

1
edeckt, und es 

kam zu einer Reihe von Verhaftungen; 149 ermordet wurde
in dieser Zeit schließlich niemand. Auch Pläne für einen 
Sprengstoffanschlag auf die britische Botschaft wurden 
vorzeitig bekannt.150) Die meisten Gerüchte hatten si­
cherlich nur dazu dienen sollen, die Regierung unter 
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Druck zu setzen. Das Kabinett aber zeigte sich - bis 
auf Innenminister Kido - unbeeindruckt von den Einschüch­
terungsversuchen, die letztlich ohne praktische Auswir­
kungen blieben.151) 

Die antibritischen Kundgebungen wuchsen im Juli noch 
erheblich an, als sich Arita anschickte, Gespräche mit 
Botschafter Craigie über die Tientsin-Krise zu führen. 152)
Der Kaiser forderte von seinem Premierminister Maßnahmen 
zur Unterdrückung dieser Bewegung, 153) aber der dafür
zuständige Innenminister Kido erklärte sich dazu außer­
stande, da nach seiner Ansicht die Armee diese Aktionen 
finanziere und steuere.1 54) Er vertrat sogar die Auffas­
sung, daß die Polizei teilweise mit dem Heer zusammenar­
beite und derartige Kampagnen decke.1 55) Kido warnte da-
her vor allzu energischen Maßnahmen, um eine "Explosion 11156l 

oder gar eine •revolutionäre Entwicklung" zu verhindern.157) 
Parallel zu den antibritischen Demonstrationen nahmen 
Kundgebungen zu, die den Abschluß eines Bündnisses mit 
den Achsenmächten forderten.158) Neben den radikalen
Parteien Töhökai und Sozialistischer Massenpartei traten 
nun auch ein Flügel der konservativen Seiyükai159) und 
die reformistische Fraktion der Minseitö unter Nagai 
Ryütarö16ü) für die Allianz ein. Wie immer zielten diese 
Kampagnen auch auf innerjapanische Veränderungen ab, 
besonders auf die Beseitigung von Männern in der Umge-
bung des Kaisers, die von ihren Gegnern als •Stützen des 
Status �uo" bezeichnet wurden.161)

Die andere Richtung der japanischen Nationalisten wehrte 
sich gegen diesen Trend. Wenige Tage nach Beginn der 
Arita-Craigie-Gespräche führte die nipponistische Köa 
Döshikai eine großangelegte Plakataktion in Tökyö durch, 
in der die Bevölkerung aufgerufen wurde, die "pseudo­
patriotischen sozialistischen Gruppen" zu vernichten, 
zu denen u.a. Hashimotos Dainihon Seinentö, die Soziali­
stische Massenpartei und Akamatsus Nihon Kakushintö ge­
rechnet wurden. 162) Die Anhänger der Regierungspolitik 
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wurden an Lautstärke jedoch bei weitem von ihren Gegnern 
übertroffen. Allein im Juli wurden 387 antibritische 
Massenversammlungen abgehalten, an denen ca. 800 000 Men­
schen teilnahmen, davon die Hälfte an Straßendemonstra­
tionen.163) Auch die Presse zeigte deutliche Sympathien
für diese Bewegung.164) Die deutsche Botschaft frohlock­
te über diese Aktionen und heizte die Stimmung noch zu­
sätzlich an, indem sie mit Hakenkreuzfahnen geschmückte 
Wagen im Bereich solcher Kundgebungen auffahren ließ.16 5)
Armeekreise, die zu ihrer Enttäuschung keinen Einfluß 
auf die Regierungspolitik hatten erringen können, nahmen 
die nachgiebige Haltung Englands, die sich Ende Juli ab­
zeichnete, wenigstens als Erfolg ihrer Demonstrationen 
für sich in Anspruch und bereiteten ähnlich massive Ak­
tionen vor, um das Kabinett wegen der gewünschten Dreier­
allianz unter Druck zu setzen. Sie wandten sich deswegen 
sogar um Unterstützung an die oberste Polizeiführung 
und verbaten sich jegliche Behinderung.166)

In der gespannten Situation des Sommers 1939 tauchten 
wieder einmal Gerüchte über einen bevorstehenden Regie­
rungswechsel auf. Kanoe und General Hayashi sollen schon 
an Vorbereitungen beteiligt gewesen sein.167) Auch das
Gespenst eines Staatsstreichs ging wieder um.168) Daher
waren der Tennö und seine Umgebung, die sich hocherfreut 
über die gemäßigte Außenpolitik des so lan

,
e �it großem

Argwohn beobachteten·Hiranuma äußerten,169 sichtlich 
erleichtert� daß sich so gemäßigte Kandidaten wie Koiso 
und Araki für einen eventuell notwendig werdenden Kabi­
nettswechsel bereithielten.170) Die Regierung rechnete
offenbar selbst nicht mehr mit einer langen Amtsdauer. 
Sie hatte die Idee der Dreierallianz so gut wie aufgege­
ben und war nicht bereit, sich dem Druck der Straße zu 
beugen. Der Hitler-Stalin-Pakt beschleunigte den Kabi­
nettswechsel, der ohnehin unvermeidbar geworden war. Ob 
der Vertrag von Moskau, der die Regierung so sehr schok­
kierte, auch für die Reformisten mit ihrer latent vorhan­
denen prosowjetischen Einstellung ebenfalls ungelegen kam, 

muß in den folgenden Kapiteln noch untersucht werden. 

IV. DIE ZEIT DES UBERGANGS: AUGUST 1939 BIS JULI 1940

1. DAS KABINETT ABE (AUGUST 1939 - JANUAR 1940)

Durch den Abschluß des Hitler-Stalin-Paktes erfuhren die 
deutsch-japanischen Beziehungen einen seit Jahrzehnten 
nicht mehr erlebten Tiefpunkt.1) Ott prägte dafür den
Begriff "Vereisun

,
11, 2) der auch Eingang in die Geschichts­

schreibung fand.3 Es erscheint jedoch zu stark verein­
facht, von einer abrupten prowestlichen Neuorientierung 
der japanischen Politik zu sprechen, die in einer ebenso 
plötzlichen Kehrtwendung nach den deutschen Siegen im 
Frühjahr 1940 zu einer Wiederannäherung an die Achse, 
zum Abschluß des Dreimächtepakts und schließlich zur 
Unterzeichnung des ja

)
anisch-sowjetischen Neutralitäts­

pakts geführt habe.4 Skeptisch gegenüber der Vereisungs­
These stimmt schon allein die Tatsache, daß der Kandidat 
der Armee das Kabinett bildete. Außerdem machte das kom­
plizierte politische System Japans schnelle und energi­
sche Entscheidungen ebenso unmöglich wie plötzliche 
Wendungen. Auch ließ die ungeklärte Kriegslage in Europa 
eine einseitige Stellungnahme zugunsten einer der strei­
tenden Parteien ungeraten erscheinen, so daß es für 
Tökyö auf der Hand lag, - wie von der Armee seit Monaten 
geplant 5 L eine abwartende Haltung einzunehmen und beide 
Seiten gegeneinander auszuspielen,6) Es soll daher im
folgenden untersucht werden, ob und in welchem Maße die 
ab Juli 1940 betriebene Politik des Kabinetts Konoe/Ma­
tsuoka bereits in der Zeit zwischen Herbst 1939 und 
Frühjahr 1940 trotz halbherziger Ausgleichsversuche mit 
den Westmächten vorbereitet worden ist, und zwar inner­
und außerhalb der Regierung. 

Obwohl der scheidende Regierungschef, Hiranuma Kiichirö, 
gefordert hatte, der Armee das Mitspracherecht bei der 
Auswahl des künftigen Premierministers zu verweigern,?) 
konnte von einer Ausschaltung des Heeres bei der Kabi­
nettsbildung keine Rede sein. Zwar hatte dessen ständi­
ger Wunschkandidat Kanoe eine Regierungsübernahme abge­
lehnt,8) hatte aber gleichzeitig davor gewarnt, das
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nach dem Hitler-Stalin-Pakt isolierte und kompromittier­

te Heer zu sehr zu provozieren, etwa durch die Ernennung 

von Ikeda Seihin zum Premierminister und eine dadurch 

überdeutlich dokumentierte Wende zu einer proangelsäch­

sichen Ausrichtung der japanischen Politik.9) Der Fürst

erkannte klar, daß das Verhalten der Armee ein wichtiger 

Faktor für die Stabilität der künftigen Regierung blei­

ben würde. Auch war die Stellung des Heeres noch immer 
so stark gewesen, daß es die Ernennung Hirotas und Uga­

kis verhindern1 0) und mit dem inaktiven General Abe 

Nobuyuki einem der selbst aufgestellten Kandidaten zum 

Sessel des Premierministers verhelfen konnte.11) Als

langjähriger Vertrauter von Ugaki Kazushige12) war Abe 

auch für Hof, Wirtschaft, Gaimushö und Marine tragbar. 

Die Tatsache, daß der General Ugakis Ehrgeiz und dessen 

politisches Engagement nicht teilte, war seiner Ernennung 

eher förderlich, doch sollte sich sehr bald zeigen, daß 

seine staatsmännischen Fähigkeiten äußerst begrenzt wa­

ren. Auch wurde seine Handlungsfreiheit dadurch einge­

schränkt, daß sein Kabinett von· den dominierenden Macht­

gruppen nur geduldet, aber keineswegs getragen wurde. 

In der Verwirrung nach dem Hitler-Stalin-Pakt gelang es 

dem Kaiser, weitgehend die Bedingungen für das nächste 

Kabinett zu diktieren. Dazu gehörte eine Politik der 

Annäherung an die angelsächsischen Mächte, die Ubernahme 

des Kriegsministeriums durch den bisherigen Adjutanten 
und Vertrauten des Tennö, General Hata Shunroku, sowie 

die Führung von Innen- und Justizministerium durch Per­
sonen, welche die Aufrechterhaltung der inneren Sicher­
heit im Sinne des Hofes gewährleisten würden.13) Frag­
lich war jedoch, ob diese Politik gegen den zu erwarten­

den Widerstand der.Armee auf Dauer durchzuhalten wäre. 
Zunächst aber hatte es den Anschein, als hätte Japan 
sich von der Entwicklung in Europa abgekoppelt. 

Der Einfluß des Heeres wurde schon bei der Regierungs­

bildung sichtbar, da Abes Schwiegersohn, Oberst Arisue 
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Seizö, eine entscheidende Rolle bei der Vergabe der 

Kabinettsposten spielte. 1 4) Dieser hatte als Militär­

attach� in Rom und später als Chef der einflußreichen 

"Militärabteilung• im Kriegsministerium15) an vorderster 

Front im Kampfe für den Abschluß einer Militärallianz 

mit den Achsenmächten gestanden. Die anhaltend starke 

Position der Armee führte auch dazu, daß sich in der 

Regierung - im Gegensatz zum Kabinett Hiranuma - eine 

Reihe reformistisc�r Politiker fanden, darunter auch 

die Vertreter der beiden Parteien.1 6) Ebenso soll die

Armee eine weitere .folgenschwere Bedingung durchgesetzt 
haben: Mit dem Amt des Außenministers dürfe kein Beamter 

des Gaimushö betraut werden.17) Es geschah wohl haupt­

sächlich aus diesem Grunde, daß Abe in den ersten Wochen 

dieses Ressort selbst mit übernahm. Da auch eine gewisse 

Balance zwischen Reformisten und Nipponisten eingehal­

ten werden mußte, gelang es der Hiranuma-Fraktion, wie­

der aus den eigenen Reihen den Justizminister zu stellen 

und die Ernennung von Abes eigenem Kandidaten zu verhin­

dern.18) Das Mitspracherecht unterschiedlicher Macht­

gruppen am Entscheidungsprozeß sollte auch in den kom­

menden Monaten dazu führen, daß ein klarer politischer 

Kurs der Regierung nicht erkerinbar wurde. 

Inzwischen wartete das Ausland gespannt darauf, welche 

außenpolitische Linie das neue Kabinett einschlagen wür­

de. Das Auswärtige Amt in Berlin konnte auf Grund der 

überwiegend positiven Einschätzung des Kabinetts Abe 
durch Öshima, Shiratori und Ott weitgehend beruhigt wer­

den.19) Für die Westmächte war die Vorstellung äußerst 
besorgniserregend, in Zukunft könne sich ein deutsch­

sowjetisch-japanischer Block bilden. Die amerikanische 

Botschaft in Tökyö kam in ihren ersten Analysen aber zu 

dem beruhigenden Schluß, die neue Regierung werde vor­

aussichtlich zwar einige Reibungsflächen im Verhältnis 

zur UdSSR beseitigen, nicht jedoch so weitgehende 

Schritte wie den Abschluß eines Bündnisses oder - in 
Absprache mit Moskau - eine Aufteilung Chinas in Ein­

flußspären vornehmen.20) 

�1 



- 340 -

In Tökyö waren sich alle Führungsgruppen insofern einig, 
als man die Schaffung einer "Neuen Ordnung" Ostasiens, 
d.h. die Errichtung einer japanischen Hegemonie, für
unbedingt erforderlich hielt.21) Damit waren die in
den nächsten Monaten unternommenen Versuche zu einem
Ausgleich mit England und den USA von vornherein zum
Scheitern verurteilt. Schon aus diesem Grunde erschien
es den japanischen Politikern geraten, einen völligen
Bruch mit der "Achse" zu vermeiden, die weiter als
Druckmittel nützlich sein konnte. Die Bekundungen freund­
schaftlicher Gefühle für Deutschland gingen zwar an
Quantität und Intensität erheblich zurück, versiegten
aber niemals ganz. Selbst Arita hatte zu Ende seiner
Amtszeit den Protest gegen den Hitler-Stalin-Pakt mit
der Versicherung verbunden, die engen Beziehungen zu
Berlin fortsetzen zu wollen_22) Man darf derartige Ver­
sicherungen, die sich in den folgenden Monaten immer
wieder fanden,23) nicht als Ausdruck rein diplomatischer
Höflichkeit bewerten, sondern als bewußten Versuch, die
Beziehungen zur.Achse als "Eis�n im Feuer• zu behalten,
solange der Kriegsausgang in Europa noch ungewiß war
und sich eine eventuelle Wiederannäherung an Berlin als
Druckmittel gegen die Westmächte anwenden ließ.

Bereits wenige Tage nach Abes Amtsantritt wurde klar, 
daß das Kabinett sich einer eindeutig prowestlichen Aus­
richtung der Politik widersetzte. Am 4- September gab 
der Premierminister eine mit Spannung erwartete öffent­
liche Erklärung ab, in der er verkündete, Japan sei ent­
schlossen, sich nicht in den europäischen Krieg ver­
wickeln zu lassen, und es werde statt dessen alle Kräfte 
auf die Beilegung des China-Zwischenfalls konzentrie­
ren.24) Japan hatte keine offizielle Neutralitätserklä­
rung abgegeben, sondern sich bewußt die Freiheit vorbe­
halten, jede der kriegführenden Mächte als feindlich 
zu behandeln, welche die Aktionen des Kaiserreiches 
in China behindern sollte.25) Das wurde deutlich, als am
Tage nach Abes öffentlicher Erklärung Vizeaußenminister 
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Sawada Renzö an die Botschaften der kriegführenden 
Staaten - und "zur Information" auch an die Vertretungen 
Italiens und Amerikas - den Text der Verlautbarung 
überreichte. Dieser enthielt nun jedoch die Ergänzung, 
die Kaiserliche Regierung "rate• allen am europäischen 
Konflikt beteiligten Nationen, ihre sämtlichen Truppen 
und Schiffe aus dem unter japanischer Kontrolle stehen­
den chinesischen Gebiet zurückzuziehen.26) Diese Forde­
rungen, die von deutschfreundlichen Kräften im Außenmi­
nisterium durchgesetzt worden waren,27) trafen England
und Frankreich im Gegensatz zu dem in China militärisch 
nicht präsenten Deutschen Reich schwer.28) Der britische
Botschafter, der in einem Gespräch mit dem japanischen 
Vizeaußenminister auf einer Erläuterung zu der Regie­
rungserklärung und der unveröffentlichten Note insistier­
te, mußte sich sagen lassen, das Kaiserreich fordere 
damit die Einstellung jeglicher englischer Hilfe an 
Chiang sowie die Zurückziehung aller fremden Truppen 
und Kriegsschiffe aus den verschiedenen Konzessionen und 
der "Internationalen Niederlas•ung" von Schanghai.29)
Ott interpretierte die japanische Erklärung sogar dahin­
gehend, daß Deutschland wegen der für Tökyö ausschlagge­
benden Bedeutung des China-Konflikts sogar versuchen 
könne, Moskau im Sinne der japanischen China-Politik 
zu beeinflussen und dadurch das Kaiserreich auf einen 
antibritischen Kurs zu bringen.30) Die USA wiesen die
japanischen Forderungen als Hegemonialstreben und Ver­
letzung amerikanischer Interessen zurück; außerdem be­
zeichneten sie den Abschluß eines neuen bilateralen Han­
delsvertrages als äußerst fraglich.31) Unbeeindru�tt
aber hielt Tökyö an seinem Programm der "Neuen Ordnung" 
fest, wie aus einer Verlautbarung des Gaimushö am 20. 
September hervorging.32)

Deutschland bemühte sich in dieser Situation sehr darum, 
Japan auf seine Seite zu ziehen, da es sich eine indi­
rekte Unterstützung durch Tökyo erhoffte, insbesondere 
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für die Seekriegführung und den Bezug von Rohstoffen. 

Bald nach Kriegsausbruch suchten Vertreter der deutschen 

Marine Kontakt zu japanischen Offizieren in Berlin und 
äußerten den Wunsch nach einer weitgehend freundschaft­

lichen Haltung des Kaiserreiches, die sich z.B. in der 

Versorgung mit Treibstoff für die zur Handelskriegfüh­

rung weltweit operierenden deutschen Kriegsschiffe äu­

ßern könnte.33) Die japanische Marine reagierte jedoch

auf diese und ähnliche Anfragen äußerst reserviert und 

erklärte, die Beziehungen dürften nur soweit fortge­

setzt werden, wie sie nicht gegen das erklärte Prinzip 
der Regierung verstießen, das Kaiserreich aus dem euro­
päischen Krieg herauszuhalten.34)

Mitte November bat Raeder selbst um eine Unterredung 

mit dem japanischen Marineattach� und äußerte folgende 

Wünsche: Tökyö solle sobald wie möglich bereits fertig­

gestellte oder im Bau befindliche U-Boote an Deutsch­

land verkaufen; die Besatzungen würden über die UdSSR 

in Japan eintreffen, die U-Boote in Empfang nehmen und 

unverzüglich im offenen Meer mit den Kampfhandlungen 

beginnen. Außerdem möge Japan Inseln und Häfen zwecks 

geheimer Versorgung und Reparaturarbeiten für deutsche 

Schiffe zur Verfügung stellen, die im Stillen Ozean ope­

rierten. Ferner solle Tökyö an die deutsche Seekriegs­

leitung Informationen über Aktivitäten feindlicher 

Kriegs- und Handelsschiffe im Pazifik und im Indischen 

Ozean übermitteln.35)

In ihrer Antwort verhielt sich die japanische Marine 
wieder mit Berufung auf die eigene Neutralität ableh­
nend. Besonders wurde der Verkauf von U-Booten kate­

gorisch abgelehnt� da Japan selbst nicht genug davon 

besitze und durch eine derartige Transaktion nicht die 
Beziehungen zu den USA weiter belasten wolle. Reichlich 

zynisch wurde hinzugefügt, Deutschland möge sich doch 

"der sowjetischen U-Boote im Fernen Osten bedienen." 

Ebenso lehnte die japanische Marine es ab, Deutschland 
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bestimmte Inseln und Häfen als Versorgungsbasis zu über­

lassen. Sie sagte aber zu, sich kooperativ zu verhalten, 
soweit es ihre Neutralität zulasse, und zeigte sich -

entsprechend den Abmachungen aus dem Vorjahre - zur 
Ubermittlung von Informationen über britische und fran­

zösische Schiffe bereit,36) offensichtlich weil auch
Japan von dem Nachrichtenaustausch profitierte. Bezüg­

lich des Warenaustausches zeigte sich Tökyö ebenfalls 

wenig entgegenkommend. So bat die Regierung bereits 
eine Woche nach dem Ausbruch des Krieges um Aufschub 

für das schon im Juli paraphierte Handelsabkommen, da 
die veränderte Lage in Europa angeblich die Durchführung 

nicht gewährleiste.37) In den nächsten Monaten gab die
mangelnde japanische Bereitschaft, das Deutsche Reich 
mit dringend benötigten Waren zu beliefern, Anlaß zu 

Klagen aus Berlin.38)

Gegenüber der UdSSR schien für Tökyö eine aktivere Poli­
tik geboten, da mehrere Probleme auf eine schnelle Ent­

scheidung drängten. Der verlorene Krieg bei Nomonhan, 
die Entlastung der Sowjetunion durch den Hitler-Stalin­

Pakt, der unbeendete China-Konflikt und das zunehmende 

Interesse an den Kolonien der durch die Ereignisse in 

Europa in Anspruch genommenen Mächte zeigten deutlich 

die Vorteile, die ein Ausgleich m{t Moskau bieten würde. 

Die westlichen Nationen fürchteten eine derartige -

auf ihre und Chinas Kosten zustandekommende - Verständi­

gung und eine Anknüpfung an das sowjetische Angebot zum 

Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit Japan vom Dezem­

ber 1931.39) Auch Ribbentrop sah die Möglichkeit einer

japanisch-sowjetischen Annäherung und die dabei entste­

hende Chance, auch selbst wieder mit Tökyö ins Gespräch 

zu kommen und schließlich den anvisierten Viermächteblock 
zu verwirklichen. Er wurde daher nicht müde, dem Kaiser­

reich einen Ausgleich mit Moskau schmackhaft zu machen 

und seine vermittelnden Dienste anzubieten,4O) die schon

bald im Tökyöter Generalstab auf Interesse stießen.41)

Die japanische Führung insgesamt aber verhielt sich ge-
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genüber Berlins Initiative zurückhaltend und äußerte 
statt dessen, ebenso wie die chinesische Seite den -
bis zum Sommer 1940 häufig wiederholten - Wunsch nach ei­
ner erneuten deutschen Vermittlungsaktion im China­
Konflikt. 42) Deutschland aber ging darauf nicht ein, da 
es keinerlei Interesse an einer baldigen Beendigung des 
China-Krieges besaß, der die Kluft zwischen Japan und 
den Westmächten offenhielt und vielleicht noch vergrö­
ßern könnte. 

Trotz ihrer antiwestlichen Haltung erhoben sich inner­
halb der japanischen Armee noch kaum Stimmen für eine 
Reaktivierung der Achsenpolitik. Der neue Kriegsminister, 
Hata Shunroku, besaß das besondere Vertrauen des Kaisers 
und war dem Heer vom Thron aufgezwungen worden. 43) Auch
sonst fanden zahlreiche Umbesetzungen statt, darunter 
in der Spitze der Kwantung-Armee, des Kriegsministe­
riums und des Generalstabs. 44) Die Abberufung Öshimas 
und Shiratoris schwächte zusätzlich die Einwirkungs­
möglichkeiten radikaler Militärs auf die Politik. Außer­
dem wurden Umbesetzungen und Umorganisationen in dem 
Expeditionsheer auf dem Kontinent vorgenommen, um künf­
tig Eigenmächtigkeiten lokaler Kommandeure zu unterbin­
den sowie eine Vereinheitlichuhg der gesamten Krieg­
führung und der China-Politik zu gewährleisten. 45)

Die abwartende Haltung der Heeresführung entsprach ge­
nau dem Inhalt des Vortrages, den Generalstabschef Kanin 
dem Kaiser im Mai gehalten hatte: Der große Krieg war 
im Gegensatz zu den japanischen Interessen durch Deutsch­
lands Schuld um mehrere Jahre zu früh ausgebrochen. Nun 
müßte Tökyö - entsprechend dem damaligen Plan - in ei­
nem Zustand offizieller Neutralität Druck auf England 
ausüben, um eine Einstellung der Hilfe an Chiang und 
die Unterbindung der Versorgungswege durchzusetzen. 
Außerdem würde Japan die Auseinandersetzung mit der 
UdSSR zurückstellen, um seine "Ziele in Südostasien" 
zu verwirklichen46) 

- 345 -

Noch aber ließ die unklare Entwicklung in Europa eine 
vorsichtigere und abwartende Haltung geraten erscheinen, 
die sich in einer Studie des Generalstabs vom 28. August 
1939 widerspiegelt. Darin wurden folgende drei Möglich­
keiten für eine künftige Außenpolitik in der durch den 
Hitler-Stalin-Pakt entstandenen Lage durchgespielt: 
1. Ein Ausgleich mit der UdSSR bei gleichzeitiger

Stoßrichtung gegen Großbritannien.
2. Eine Annäherung an England bei gleichzeitiger Front­

stellung gegen die Sowjetunion.
3. Ein Ausgleich mit allen Mächten. 47)

Der erste Fall sah vor, sowjetischen Einfluß und kommu­
nistische Unterwanderung in Nordwestchina zu dulden, 
den Grenzverlauf in dem umstrittenen Dreiländereck 
Mandschurei-UdSSR-Mongolei festzulegen, eine Nichtan­
griffsverpflichtung für den umkämpften Raum einzugehen 
und ein Wirtschaftsabkommen abzuschließen. Gleichzeitig 
solle die Verbindung mit Deutschland und Italien ge­
stärkt und Unterstützung für die Pläne der Achsenmächte 
geleistet werden. Dabei werde Japan gegenüber London 
eine harte Haltung einnehmen, die das Risiko ein�s Krie­
ges einschließe, und England eine Kette kleinerer Schlä­
ge versetzen, um es zu Zugeständnissen in Südostasien 
und China zu zwingen. 48) In dem zweiten Fall war vorge­
sehen, Kompromisse mit England in Zentral- und Südchina 
einzugehen, die dortigen britischen Rechte anzuerkennen, 
den China-Konflikt durch einen Ausgleich mit Chungking -
eventuell sogar mit englischer Vermittlung - anzustreben. 
Gleichzeitig seien die Vorbereitungen für einen Krieg 
mit der UdSSR abzuschließen. 49) Der dritte Fall fand
zwar am wenigsten Interesse, da er die geringsten Ge­
winne verspreche und die Gefahr einer völligen Isolie­
rung für Japan in sich berge,50) doch wurde empfohlen,
vorläufig diesen Weg zu beschreiten, um innere Ausein­
andersetzungen zu vermeiden und die Entwicklung in Euro­
pa abzuwarten. Das mangelnde Vertrauen in Deutschlands 
militärische Stärke zeigte sich deutlich darin, daß vor-

""""' 
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gesehen war, später am ehesten zu einer probritischen 

Politik überzugehen und einen Krieg gegen die UdSSR vor­

zubereiten, wenn auch die Alternative - eine antiengli­

sche Frontstellung - nicht völlig ausgeschlossen wurde.51)

Die in den folgenden Monaten verfolgte passive Politik 
der Regierung wurde also nicht etwa der Armee von den 

anderen Machtgruppen aufgezwungen, sondern entsprach 

vielmehr ihren ureigensten Planungen. 

Im Gegensatz zu dieser abwartenden Haltung sprachen 

sich in der Armee führende Vertreter der einflußreichen 

mittleren Dienstgrade52) und einige radikalere Generale 

schon bald nach dem Abschluß des Hitler-Stalin-Paktes -

wenn auch nicht öffentlich - wieder für die Bildung 

einer Dreierkoalition mit der Achse und sogar für die 

Schaffung eines Viermächteblocks unter Einschluß der 

UdSSR aus. 53) Auch General Abe soll kurz vor seiner

Kabinettsbildung - vielleicht noch in Unkenntnis der 

vom Tennö gehegten Wünsche - einer antibritischen Ver­

bindung mit Deutschland und der Sowjetunion das Wort 

geredet haben.54) Arita wußte über ähnliche Forderungen

aus dem Lager der zivilen Reformisten zu berichten. 55) 

Etwas mehr Zurückhaltung zeigten die Vorschläge des 

scheidenden Kriegsministers Itagaki, der sich zwar für 
einen Ausgel�ich mit der UdSSR und Verträge über Ein­

zelfragen aussprach, eine so umfassende politische Ver­
bindung wie den Abschluß eines Nichtangriffspaktes aber 

ablehnte.56) Weiter ging ein Plan der Kwantung-Armee,

die sich zum damaligen Zeitpunkt in einem verzweifelten 

Abwehrkampf gegen sowjetische Truppen bei Nomonhan be­
fand. Vier Tage nach dem Hitler-Stalin-Pakt billigte 

der Kommandeur, General Ueda, diese Studie, die zunächst 

zwar eine Fortsetzung der Kampfhandlungen vorsah, aber 
für einen späteren· "günstigen" Zeitpunkt einen Nichtan­
griffspakt mit der UdSSR und eine gegen England gerich­

tete Viermächteallianz befürwortete. 57)
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Bereits vor dem Ausbruch des europäischen Krieges hatte 

England für das japanische Heer die Sowjetunion als 

Hauptfeind verdrängt. Am 1. August hatten z.B. die Füh­
rungsspitzen von Kriegsministerium und Generalstab ver­

einbart, den angestrebten Dreierpakt hauptsächlich als 

Druckmittel gegen Großbritannien zu nutzen, um dadurch 

ein Nachgeben Chungkings und eine vorteilhafte Beendi­

gung des China-Konflikts zu erreichen.58 ) Diese Tendenz

verstärkte sich noch, als die britische Positi.on durch 

den Ausbruch des Krieges mit Deutschland weiter ge­

schwächt wurde. Mitte September wurde in der mittleren 
Ebene des Heeres ein Plan zur Beendigung des China­

Zwischenfalls ausgearbeitet, der eine Ausnutzung der 

in Europa entstandenen Lage vorsah, indem man Gespräche 

mit Berlin und Moskau führe, England dadurch isoliere 
und zum Nachgeben in China zwinge. 59)

Die deutsche Seite versuchte logischerweise, für die 
geplante Wiederannäherung an Tökyö den bewährten Weg 

über die Armee einzuschlagen. Militärattach� Matzky em­

pfahl zunächst einmal eine öffentliche Sympathieerklä� 

rung der deutschen Wehrmacht für das schwer kompromit­

tierte und in seinem Einfluß geschwächte japanische 

Heer,60) doch lehnte Staatssekretär v. Weizsäcker eine

derartige Verlautbarung ab,61) die der Armee zum dama­

ligen Zeitpunkt wohl auch nur geschadet hätte. Matzky 
selbst bemühte sich weiter intensiv um die Pflege der 

Kontakte zu japanischen Heeresoffizieren und meldete 
bereits Anfang September, die Vertrauenskrise sei zu­

nächst überwunden.62) Ebenso schenkte Ribbentrop Japan
weiterhin seine Aufmerksamkeit. Er lud Öshima wenige Ta­

ge nach Krie
,

sausbruch zu einem Besuch an der Front in 
Polen ein,63 setzte die Gespräche mit ihm bis zu der 

wenig später erfolgenden Abberufung als Botschafter fort 

und malte ihm die Vorteile einer Dreierkoalition aus, 

die durch einen Ausgleich mit der UdSSR zu ergänzen sei?4)

Auch Ott propagierte in Tökyö mit großem Nachdruck eine 

japanisch-sowjetische Verständigung.65)
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In dem gleichen Sinne wirkten Hitler und Ribbentrop auf 
General Terauchi ein, der am 17. September zu einem Be­
such in Berlin eintraf. Öshima unterstützte dabei die 
deutschen Wünsche, indem er die Vorzüge eines japanischen 
Vorstoßes nach Südostasien betonte. Der General stimmte 

. .. t ··11 · 66 ) d 1 t seinen Gesprachpar nern vo ig zu un p an e sogar, 
auf der Rückreise Moskau einen Besuch abzustatten, gegen 
den aber das japanische Kriegsministerium mit Erfolg 
Einspruch erhob. 67) Terauchi gehörte zu den radikaleren
Führern der Armee; in seiner Amtszeit als Kriegsminister 
war im Jahre 1936 der Antikominternpakt abgeschlossen 
worden. Der General war im Frühjahr 1 939 gemeinsam mit 
einem Vertreter der Marine, Admiral Ösumi, zum Nürnber­
ger Reichsparteitag eingeladen worden. Bei der Fahrt 
durch das Rote Meer hatten die beiden Offiziere die Nach­
richt vom Abschluß des Hitler-Stalin-Paktes erhalten und 
deshalb ihre Pläne für einen Besuch in Deutschland auf­
gegeben. 68) Sie absolvierten zunächst ihr Besuchspro­
gramm in Italien, dann fuhr Admiral Ösumi unverzüglich 
nach Japan zurück. Terauchi dagegen hatte sich auf Drän­
gen der deutschen Seite umstimmen lassen und - sehr zur 
Verärgerung des Kriegsministeriums69) - die Reise nach 
Berlin fortgesetzt. Er hatte lediglich darum gebeten, 
seinem Aufenthalt einen mehr privaten Charakter zu ver­
leihen und ihm Besuche an der Ost- und Westfront zu 

.. 1· h 70) ermog ic en. 

Auch in den mittleren Rängen der Marine, die traditio­
nell der Politik des Heeres zuneigten, zeigte sich Unter­
stützung für die Konzeption eines Viermächteblocks. K.z.S. 
Takagi S6kichi, der Leiter der "Untersuchungsabteilung" 
im Marineministerium und Chefplaner der Marine, legte 
bereits am Tage nach dem Abschluß des Hitler-Stalin-Pakts 
einen umfangreichen Entwurf für die Lösung des China­
Konfliktes und die künftige japanische Außenpolitik vor.71)
Darin wurden, ähnlich wie in der bereits erwähnten, ei­
nige Tage später vollendeten Studie des Generalstabs, 
drei denkbare Möglichkeiten zur Errichtung der "Neuen 
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Ordnung" Ostasiens behandelt: Eine isolationistische 
Politik, eine Anlehnung an die Westmächte oder aber 
eine Allianz mit der "Achse" und der UdSSR. Anders als 
die Heeresstudie kam der Takagi-Plan zu dem Schluß, für 
Japan sei gegenwärtig und in Zukunft ein Bündnis mit 
Berlin, Rom und Moskau am vorteilhaftesten. Die Maßnah­
men zur Verbesserung der Beziehungen zur Sowjetunion 
ähnelten den Erwägungen in der Studie des Generalstabs. 
Die Idee einer Annäherung an die Achsenmächte und die 
UdSSR wurde innerhalb der Armee - ebenso wie in der 
Marine - hauptsächlich von den mittleren Dienstgraden 
vertreten, die aber noch nicht die Billigung der für 
einen gemäßigteren Kurs eintretenden Führung erhalten 
hatten. 

Der Marineplan sah zunächst Verhandlungen mit der UdSSR 
vor über den Abschluß eines Handelsvertrages und eines 
Nichtangriffspaktes, zur Beilegung des Nomonhan-Konflik­
tes, zur Festlegung des Grenzverlaufs sowie zur Anerken­
nung japanischer und sowjetischer Einflußgebiete in China. 
Durch eine Stärkung der Verbindung zu den Achsenmächten 
erhofften sich die Marineoffiziere um Takagi die Her­
stellung einer unüberwindlichen antibritischen Front; 
dabei rechneten sie damit, einen Keil zwischen London 
und Paris treiben und dadurch Frankreich neutralisieren 
zu können.72) Eine Lösung des China-Konfliktes erwarte­
ten sie,hauptsächlich durch eine Einstellung der sowje­
tischen Militärhilfe an Chiang durchzusetzen, wohingegen 
sie die künftige Unterstützung Londons für Chungking 
wegen der eigenen Krie

1
sanstrengungen Englands relativ 

gering einschätzten.73 

Die Studie läßt ein gewisses Aufatmen innerhalb der 
Marine als Folge des Hitler-Stalin-Paktes spüren, der 
die Stoßrichtung der japanischen Expansion nahezu zwangs­
läufig von den antisowjetischen Konzeptionen des Heeres 
auf die traditionellen Interessengebiete der Marine in 
Südostasien ablenkte.74) In ihrem Uberschwang meldeten
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die Verfasser der Studie bereits Ansprüche auf den ge­

samten Raum zwischen Indien und Neuseeland an.75) Außer­
dem erwarteten sie eine Bevorzugung der Marinerüstung 

und sahen in ihrem Konzept klare Vorteile gegenüber ei­

ner isolationistischen Politik, welche die Gefahr eines 

Dreifrontenkrieges - gegen China, die UdSSR und die 

Westmächte - in sich bergen würde. 76)

Die von Takagi, der gute persönliche Kontakte zu dem 

Kreis um Konoe unterhielt, und seiner Gruppe geforder-

te Neuorientierung war noch weit davon entfernt, zur 

offiziellen Politik der Marineführung zu werden,77) doch 

bildeten die mittleren Dienstgrade die "Hefe im Entschei­

dungsprozeß" und könnten sich bei einer Änderung in der 

damaligen wechselvollen Weltlage jederzeit durchsetzen. 

Diese Möglichkeit wurde durch das Auslaufen des Handels­
abkommens mit den USA und das dadurch bedingte Interesse 

Japans an Niederländisch-Indien mit seinen reichen Öl­

feldern78) noch vergrößert. 

Radikale Heereskreise konnten nicht nur auf Unterstüt­

zung aus der Marine zählen, sondern sie besaßen auch im 

Kabinett Verbündete. Oberst Arisue hatte dafür gesorgt, 

daß nicht etwa Vertreter der Mehrheitsfraktionen im 

Parlament mit Ministerposten betraut wurden,79 ) sondern
ausgesprochene Vorkämpfer der mit Konoes Person verbun­

denen Bewegung zur inneren Umstrukturierung der Nation 

wie Nagai Ryütarö von der Minseitö, der gleichzeitig 

das Kommunikations- und das Eisenbahnministerium über­
nahm. SO) Diese Ernennung rief wegen der führenden 

Rolle Nagais in der antibritischen Bewegung den Unwillen 

des Kaisers hervor,81) der mit seinen Befürchtungen

Recht behalten sollte: Bereits in der ersten Kabinetts­

sitzung forderte Nagai die Rückkehr zu einer prodeutschen 
Politik.82) Das schwache Kabinett des Generals Abe, der

persönlich der Reformbewegung zuneigte, war jedoch auf 

den Rückhalt durch die größeren Parteien angewiesen 
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und warb zunehmend um deren Unterstützung.83) Daher

blieben die Bestrebungen für innere Reformen und die 

Forderungen nach einem radikalen außenpolitischen Kurs 
in dieser Zeit bloße Episode. Es ließ sich jedoch be­

reits voraussehen, daß eine Wende zugunsten einer Wie­

derannäherung an die Achse die im Hintergrund operieren­

den Kräfte wieder in führende Positionen bringen und 

auch die Auseinandersetzungen um eine innere "Neustruk­

tur" erneut beleben würde. 

Es ist daher nicht verwunderlich, daß die Reformisten 

mit Nachdruck auf eine Änderung der Außenpolitik dräng­

ten. Zu ihren prominentesten Vertretern gehörte Shira­

tori, der gleich nach Ausbruch des europäischen Krieges um 

eine deutsche Vermittlung für den Abschluß eines japanisch­

sowjetischen Nichtangriffspaktes bat. 84) Analog zu der

Propaganda Ribbentrops stellte er die Forderung auf, 

England, das für Japan und Deutschland zum Hauptfeind 

geworden sei, müsse unbedingt geschlagen werden.85)

Da er sich Anfang September anschickte, wegen seiner 

Abberufung von dem Botschafterposten in Rom die Heim-

reise anzutreten, äußerte er den Wunsch, auf dem Weg 

nach Japan in Berlin mit Ribbentrop zu Unterredungen 

zusammenzutreffen. 86) Diese Begegnung kam jedoch nicht

zustande, da Shiratori schließlich doch nicht - wie 

ursprünglich beabsichtigt - die Route Berlin-Moskau­

Sibirien wählte.87) Es darf dahinter eine Anweisung der 

japanischen Regierung vermutet werden, die wohl auch 
Unterredungen Shiratoris in der sowjetischen Hauptstadt 
und danach weiter anwachsenden Druck reformistischer 
Gruppen für die Bildung eines Viermächteblocks fürchtete. 

Im Außenministerium gab ohnehin die "Shiratori-Fraktion'' 
den Ton an. Die alte Garde des Gaimushö - Hirota Köki, 

Arita Hachirö, Satö Naotake und Yoshida Shigeru - war 

aus dem aktiven Dienst ausgeschieden. Den Versuch, pro­

minente Diplomaten wie Shigemitsu Mamoru oder Tögö Shi­

genori zum Außenminister zu ernennen, wagte man aus 
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Furcht vor einem erneuten Aufbrechen innerjapanischer 
Gegensätze gar nicht erst.88) Zudem hatte das Heer

davor gewarnt, einen Beamten des Gaimushö mit diesem 

Amt zu betrauen,89) und hatte damit der Shiratori­

Fraktion eine beherrschende Stellung verschafft. Als 

deren Sprecher fungierte Kurihara Tadashi, der Chef 

des Ostasien-Büros.9O) Er und seine Gesinnungsgenossen,

die Besor
!

nis unter den Diplomaten alter Schule hervor­

riefen,91 glaubten Mitte September ihre Stellung so

gefestigt, daß sie es wagten, in einer Petition an den 

Premierminister um die Ernennung Shiratoris zum Außen­

minister zu ersuchen.92) Dieses Vorhaben scheiterte

jedoch und führte zu einer Schwächung der Radikalen 
im Gaimushö. 

Die japanische Außenpolitik kam den Zielen der Reformi­

sten jedoch auch ohne deren Zutun auf einem Teilgebiet 
entgegen: Der für das Kaiserreich so verlustreich ver­

laufene Nomonhan-Konflikt verlangte nach einer Lösung, 

und alle Machtgruppen waren sich einig, daß eine Ver­

ständigung mit der UdSSR zumindest über einen Waffen­

stillstand und eine Festlegung des Grenzverlaufs not­

wendig sei. Bereits am 28. August hatte das Gaimushö 

Botschafter Tögö in Moskau angewiesen, bei gegebener 

Situation Verhandlungen einzuleiten.93) Die militärisch
überlegene und durch den Hitler-Stalin-Pakt gestärkte 

UdSSR hatte es jedoch mit der Eröffnung von Verhandlun­

gen nicht sehr eilig. Am 3. September erging vom japa­

nischen Generalstab der Befehl an die Kwantung-Armee, 

alle Vorbereitungen für eine neue Offensive einzustel­
len; 94l wenige Tage später wurde außerdem die Führungs­

spitze der Armee ausgewechselt.95) Die japanische Regie­

rung konnte nun aus rein militärischen Erwägungen nicht 
mehr zögern und erteilte am 4. September Botschafter 

Tögö die mit umfangreichen Vollmachten versehene Anwei­

sung, Waffenstillstandsverhandlungen zu eröffnen. Der 

Botschafter nahm schon fünf Tage später Gespräche mit 
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Molotow auf, die in überraschend kurzer Zeit, am 16. 

September, zu einem Waffenstillstand führten, aller­

dings fast gänzlich unter sowjetischen Bedingungen.96)

Für die plötzliche Eile der UdSSR gab es einen gewich­

tigen Grund: Der deutsche Vormarsch in Polen war uner­

wartet schnell vonstatten gegangen, und die Sowjetunion 

mußte sich beeilen, um ihren Anteil zu sichern, der ihr 

im Hitler-Stalin-Pakt aus der polnischen Landmasse zu­

gesprochen worden war. Dazu, besonders wegen der zu er­

wartenden scharfen Reaktion der Westmächte, mußte auch 

sie nun darauf bedacht sein, sich den Rücken freizuhal­
ten. Einen Tag nach dem Inkrafttreten des japanisch­

sowjetischen Waffenstillstan�s. am 17. September 1 939, 

marschierte die Rote Armee in Ostpolen ein. 

Der monatelange Grenzkrieg von Nomonhan trug mit seinem 

für Japan ungünstigen Ausgang wesentlich dazu bei, daß 

das Kaiserreich in den nächsten Jahren die Hauptrich­
tung seines Expansionsstrebens nicht gegen die UdSSR, 

sondern gegen die Kolonialgebiete der Westmächte in 

Südostasien richtete. Der erste Schritt Tökyos zu einem 

Ausgleich mit der UdSSR war trotz der deutschen Bereit­

schaft zur Vermittlung ohne jegliches Zutun Berlins zu­

standegekommen. Die Regelung einer Reihe von praktischen 

Fragen, die dem Waffenstillstand hatte folgen sollen, 

wurde jedoch noch lange verzögert und fand erst nach 
dem Abschluß eines japanisch-sowjetischen Neutralitäts­

paktes im April 1941 eine Lösung.97) Ebenso erwies 
sich die in Tökyö gehegte Hoffnung auf ein Ende der 

sowjetischen Unterstützung für Chiang schon nach kurzer 
Zeit als Illusion. Im Gegenteil scheint die Hilfe Mos­

kaus für Chungking eher zugenommen zu haben.98)

Das Kabinett Abe zeigte kein Interesse an einer weiter­
gehenden Vertiefung der japanisch-sowjetischen Bezie­

hungen wie dem Abschluß eines Nichtangriffspaktes, der 

nicht nur von den Reformisten, sondern auch von Bot­

schafter Tögö mit Nachdruck empfohlen wurde, um eine 
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Annäherung zwischen Amerika und der UdSSR zu verhin­
dern.99) Eine Anlehnung an Moskau aber hätte die von
Tökyö angestrebte Verbesserung der Beziehungen zu den 
angelsächsischen Mächten erschwert. Obwohl ein Vorschlag 
des britischen Botschafters vom 8. September zur Wieder­
aufnahme der Ende August unterbrochenen Tientsin-Ver­
handlungen der Politik der Regierung entgegenkam, gab 
Abe nur eine halbherzige Zusage, um die eigene Verhand­
lungsposition zu verbessern, und betonte die Notwendig­
keit, von England eine uneingeschränkte Anerkennung von 
Japans "einzigartigem Status" in Ostasien zu erhalten.100)
Die Vorbereitung der künftigen Verhandlungen legte er 
ausgerechnet in die Hände von Kurihara Tadashi, dem 
Führer der radikalen Fraktion im Gaimushö. Dieser bemüh­
te sich erfolgreich, den Beginn der Gespräche hinauszu­
zögern.101) Dabei handelte er nicht etwa eigenmächtig, 
sondern hielt sich an die Entscheidung der Regierung, 
ein allgemeines Abkommen mit London zeitlich nicht zu 
forcieren, da bei der zu erwartenden Verschlechterung 
der englischen Situation in Europa noch größere Zuge­
ständnisse im Sinne von Japans "Neuer Ordnung" in Ostasi­
en zu erwarten seien.102) Der erste Test war bereits zu
Japans Gunsten ausgefallen: Nach·der Aufforderung zum 
Abzug aller britischen Truppen und Kriegsschiffe aus 
dem besetzten China hatte London - zur Verärgerung 
Washingtons - Bereits�haft zum Nachgeben signalisiert.103)
Weitere Fortschritte verzögerten sich jedoch durch eine 
schwere Regierungskrise in Tökyö. 

Das Drängen von Teilen der Armee und der reformistischen 
Fraktion im Gaimushö nach einer antibritischen Ausrich­
tung der Politik sowie einer Verbindung mit der Achse 
und der UdSSR hatte sich seit der Bildung des Kabinetts 
Abe erheblich verstärkt, 104) wozu der schnelle deutsche
Sieg über Polen und die Untätigkeit der Westmächte im 
europäischen Krieg erheblich beitrugen. Um disem Druck, 
der u.a. zu der Forderung nach Ernennung Shiratoris 
zum Außenminister geführt hatte, entgegentreten und 
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seinen Mittelkurs weiterverfolgen zu können, suchte 
der Premierminister nach einer geeigneten Person zur 
Führung des Gaimushö, das er noch immer selbst verwal­
tete. Er verfiel dabei auf den inaktiven Admiral Nomura 
Kichisaburö, dessen Sympathien für die angelsächsischen 
Mächie allgemein bekannt waren.105) Nomura hatte fast
den ganzen Ersten Weltkrieg über den Posten des japani­
schen Marineattache� in Washington bekleidet und besaß 
daher zahlreiche gute Bekannte in der amerikanischen 
Führungsspitze, zu denen auch Präsident Roosevelt ge­
hörte. In Japan genoß der Admiral großes Ansehen am 
Hofe, weswegen er 1937 zum Direktor der Adelshochschule 
"GakushQin" ernannt worden war, und verfügte über Rück­
halt in Wirtschaftskreisen.106) Der in diplomatischen
Angelegenheiten unerfahrene Nomura zögerte zunächst, 
das Amt des Außenministers anzunehmen, konnte aber durch 
das Einwirken von Marine und Hof gewonnen werden.107)
Am Tage seines Amtsantritts, am 25. September, löste 
auch Tani Masayuki Vizeaußenminister Sawada 
der sich nicht ge

�
en die Shiratori-Fraktion

setzen können.108 

Renzö ab, 
hatte durch-

Nomura suchte für den geplanten Ausgleich mit den angel­
sächsischen Mächten u.a. die Unterstützung von General 
Araki zu gewinnen,109) der sich ali Führer der Ködö­
Fraktion seit langem gegen eine bedingungslose Bindung 
an die Achse gewandt hatte, und für den eine Annäherung 
an den "Erbfeind" Rußland überhaupt nicht in Betracht 
kam. Auch Harada bemühte sich um die Unterstützung des 
Generals für Nomuras Politik.110) Die Versuche konser­
vativer Kreise, sich gegen die radikalen Reformisten 
im Heer und in zivilen Organisationen mit der Ködö-Frak­
tion zu verbinden, .hatte schließlich gegen Ende des Jah­
res 1939 die Ernennung Arakis zum Kabinettsberater zur 
Folge. 

'! 

- -� 
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Es sollte sich jedoch bald zeigen, daß die Wahl Nomuras 
eine ebenso unglückliche Entscheidung war wie die Ernen­
nung Ugakis zum Außenminister im Jahre 1 938. Es gelang 
Außenseitern niemals - und darin sollte später auch der 
resolute Matsuoka keine Ausnahme bilden - die Barrieren 
des Korpsgeistes zu durchbrechen, welche die Bürokratie 
des Gaimushö errichtet hatte. Dabei waren weniger die 
Radikalen als der breite Hauptstrom im Ministerium das 
Haupthindernis. Zu Anfang jedoch schien Nomuras Amtszeit 
noch unter einem guten Stern zu stehen. Der energische 
Vizeaußenminister Tani, ein alter Gegner Shiratoris und 
Anhänger Aritas,111) zeigte sich zu umfangreichen Säube­
rungsaktionen entschlossen. 112) Am einscheidendsten war
die - auch vom Kaiser geforderte113) - Ablösung Kuriharas 
von seinem Amt als Chef des Ostasien-Büros. Außerdem 
wurde Öshima nach mehrmaliger Verzögerung endlich von 
seinem Posten abberufen. Eine Kampagne der Radikalen, 
die in Verbindung mit Heereskreisen auf eine Ablösung 
Nomuras und seines Vizaußenministers114) abzielte, er­
wies sich schnell als Fehlschlag. 

Nun stellten die Reformisten der Regierung eine Falle, 
mit der sie schon eine Woche nach Amtsantritt des neuen 
Außenministers die Stabilität des gesamten Kabinetts 
erschütterten. Das weitgehend von der Armee und refor­
mistischen Beamten kontrollierte "Planungsamt" des Ka­
binetts schlug - offensichtlich mit Unterstützung der 
radikalen Gruppe im Gaimushö - die Errichtung eines 
Außenhandelsministeriums vor. Der politisch unerfahrene 
Premierminister Abe gab am 3. Oktober öffentlich die 
Zustimmung des Kabinetts bekannt und löste einen Sturm 
in der Beamtenschaft des Gaimushö aus, der auch auf die 
Auslandsvertretungen übergriff. Die Beamten, die seit 
Jahren die Forderung nach Vereinheitlichung der Außen­
politik vertraten, mußten befürchten, daß ein weiterer 
Kompetenzbereich aus ihrem Ministerium herausgelöst 
werden sollte. Die Schaffung mehrerer unabhängiger Be­
hörd�n,115) besonders des Ostasien-Entwicklungsamtes
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(Köain) im Herbst 1 938, das weitgehend die China-Politik 
bestimmte, waren noch in unangenehmer Erinnerung. Bei 
den Auseinandersetzungen geriet Vizeaußenminister Tani 
in einen Loyalitätskonflikt: Eigentlich stand er als 
Beamter des Gaimushö hinter den Forderungen seiner Kol­
legen, aber andererseits mußte er auf Disziplin gegen­
über einer Kabinettsentscheidung bestehen. Die aufsässi­
gen Mitglieder des Außenministeriums zwangen Nomura zu 
Verhandlungen; als diese nicht zu dem erwünschten Ziel 
führten, reichten über 130 Beamte ihr Rücktrittsgesuch 
ein. Premierminister Abe schaltete sich vermittelnd in 
die Auseinandersetzungen ein und erreichte einen Kompro­
miß: Das Gaimushö werde trotz Errichtung eines Außen­
handelsministeriums das Recht behalten, die Handelsat­
tach�s an den diplomatischen Vertretungen zu ernennen 
und damit weiterhin die Kontrolle über Import und Export 
behalten. Damit fanden die Auseinandersetzungen Mitte 
Oktober ihr Ende; 116) später wurde der Plan zur Schaf­
fung eines Außenhandelsministeriums sogar ganz aufgege­
ben. 1 17) Nomura und Tani hatten eigentlich dem gleichen 
Lager wie die Rebellen angehört, die den Einfluß der 
Armee und der Shiratori-Gruppe in der Außenpolitik be­
kämpften. Die Mitglieder des Hauptstroms im GaimushÖ 
machten nach dem Ende der Auseinandersetzungen daher 
auch klar, daß sie zu einer Stärkung Tanis gegen die 
Radikalen bereit seien.118) 

Die Ereignisse hatten wieder einmal gezeigt, daß sic h Heer 
und Reformisten gegen den entschlossenen Widerstand an­
derer Machtgruppen - in diesem Falle der Bürokratie - nicht 
durchsetzen konnten. Die Stellung Nomuras aber war durch 
die Auseinandersetzungen schwer erschüttert. Ott sah 
daher in dem Verlauf des Streites für Deutschland gro-
ße Vorteile: Die japanische Regierung befinde sich für 
den geplanten Ausgleich mit den angelsächsischen Natio­
nen in einer schlechten Ausgangslage; außerdem böten 
sich dadurch Ansatzpunkte für eine von Berlin zu för-
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dernde Annäherung an die UdSSR.119) Die Armee, die ei­

gentliche Verliererin der Auseinandersetzungen, ließ 

den deutschen Botschafter wissen, daß sie sich ebenfalls 

aus der Schwächung von Nomuras Stellung ein Scheitern 

der Gespräche mit den USA und die Chance zu einer Wieder­

annäherung an Berlin erhoffe. 120)

Auch in einer weiteren Frage mußte die Regierung etwa 

zur gleichen Zeit eine Niederlage hinnehmen. Abe, der 

ein gespaltenes Verhältnis zum Heer besaß, nutzte die 

seit langem in den Reihen der Armee erhobene Forderung, 

die Stellung des Premierministers auf Grund der Mobili­

sierungsgesetze zu stärken, indem er Ende September eine 

entsprechende Kaiserliche Verordnung erwirkte.121) Der

dabei übergangene Staatsrat, der als konservative Insti­

tution offensichtlich mit den Gegnern des Heeres zusam­
menarbeitete, warf der Regierung Verfassungsbruch und 

Erschleichung der Zustimmung durch den Thron vor. Er 

zwang das Kabinett, die praktischen Auswirkungen des 
Machtzuwachses rückgängig zu machen und die neuen Voll­

machten "nur in Ausnahmefällen anzuwenden".122) Noch in
einem weiteren Streitpunkt mußte das Kabinett dem Staats­

rat gegenüber nachgeben: Die Regierung hatte Pläne aus­

gearbeitet, um das Prinzip der Unkündbarkeit von Beamten 

abzuschaffen. Für die Aufhebung des entsprechenden Kai­

serlichen Erlasses aus dem Jahre 1899 über die Berufs­

bürokratie aber war die Zustimmung des Staatsrats erfor­

derlich. Dieses Organ, in dessen Reihen sich traditio­

nell zahlreiche ehemalige Beamte befanden, leistete 

der Initiative des Kabinetts Widerstand und brachte sie 
damit zum Scheitern. Eine weitere Schwächung der Regie­

rung war die Folge.1 23)

Auch eine im Oktober und November durchgeführte Kabi­
nettsumbildunJ

2
!{eß Zweifel an der Stabilität der Regie­

rung aufkommen. Abe hatte die Fünfministerkonferenz ab­

geschafft und statt dessen - entsprechend einer Konzep­

tion der Armee125) - die Zahl der Kabinettsmitglieder 
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auf zehn beschränkt, um eine Konzentration der Regie­

rungsarbeit zu erreichen.126) Auf Druck von vielen Macht­

gruppen - besonders Hof und Parlament - hin mußte er je­
doch im Oktober die Zahl der Minister vergrößern, um 

die gleichzeitige Verwaltung von zwei Ressorts zu been­

den, und verschiedene Umbesetzungen vornehmen.127)

Unklar war, ob die Kabinettsumbildung, insbesondere die 

Ernennung Nomuras,zu einem neuen Kurs führen würde, z.B. 

zu einer Annäherung an die USA.128) Bald aber wurde

deutlich, daß ein Übergang zu einer eindeutig prowestlich 
orientierten Außenpolitik nicht zu erwarten war. Der 

neue Außenminister vermied eine Stellungnahme für eine 

der in Europa kämpfenden Parteien und verkündete die 

Absicht, einen "Mittelweg" einschlagen zu wollen.1 29) 

Damit setzte er die von Abe eingeleitete Politik des 

vorsichtigen Abwartens fort und fand auch gegenüber 

Deutschland Worte der Verbundenheit und des Dankes für 

die Unterstützung im China-Krieg.130) Er betonte sogar

öffentlich die weitere Gültigkeit des Antikominternpak­

tes, den er als Grundla
�

e der Freundschaft zu Berlin

und Rom bezeichnete,131 doch enthielten derartige Er­

klärungen andererseits eine - in Berlin unerwünschte -

antisowjetische Spitze. 

Nomura stand vor dem Dilemma, das die Außenpolitik des 

Kaiserreiches seit Mitte der dreißiger Jahre geprägt 
hatte: Eine Hegemonie über China zu errichten und gleich­
zeitig erträgliche Beziehungen zu den angelsächsischen 

Mächten �u unterhalten.132) Anfang Oktober wurden Vorbe­
reitungen zur Fortsetzung der Gespräche mit England ge­

troffen. In dem von der Armee kontrollierten Ostasien­

Entwicklungsamt wurde es als Ziel der Verhandlungen be­
zeichnet, die Aushändigung der in der britischen Konzes­

sion von Tientsin lagernden Silberbestände an Japans Ma­
rionettenregime in Nordchina und die Erringung vollstän­

diger Kontrolle über die Währung in den besetzten Gebie­

ten zu erreichen.133) Ganz ähnliche Forderungen enthiel­

ten die Entwürfe des Gaimushö.134)
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Ende Oktober ließ Nomura durch seinen Londoner Botschaf­

ter, Shigemitsu Mamoru, Gespräche mit Vertretern des 

Foreign Office aufnehmen und parallel dazu durch einen 

Beamten des Gaimushö Unterredungen mit Craigie führen.135)

Vom 10. November an verhandelte sogar Vizeaußenminister 
Tani mit dem englischen Botschafter, doch zeigte sich 

die britische Seite in den nächsten zwei Wochen sehr 

reserviert und wenig kompromißbereit.136) Dafür gab

London notgedrungen auf einem anderen Gebiet nach: 

Craigie machte Nomura am 13. November die Mitteilung, 

seine Regierung werde einen Teil der in Tientsin und 

Peking stationierten Truppen abziehen, da sie für den 
europäischen Krieg benötigt �ürden.137) Außerdem zog

England acht Kanonenboote vom Yangtse ab.138)

Uber den Tientsin-Verhandlungen lag der Schatten Ameri­

kas und beeinflußte die Haltung beider Seiten. Die USA 

nutzten das Interesse Japans an einer Verlängerung des 

im Juli von Washington gekündigten Handelsabkommens, um 

ein hartes Auftreten Tökyös gegenüber London zu verhin­

dern.139) Auch England, das wegen des europäischen Krie­

ges auf die Unterstützung Washingtons angewiesen war, 

mußte Rücksicht auf die Vereinigten Staaten nehmen und 

konnte sich daher kein "appeas�ment" gegenüber Töky6 

leisten, das der amerikanischen Politik zuwidergelaufen 

wäre. Japan sah deutlich die Schwierigkeiten, in denen 

England sich befand. Es hatte kein Interesse daran, ei­

nen völligen Bruch mit London und eine darauf folgende 

völlige Unterwerfung Großbritanniens unter die Bevor­
mundung Amerikas zu provozieren. Im Gegenteil hoffte 
Nomura, bei einer versöhnlichen Haltung gegenüber Eng­

land dessen Unterstützung für einen japanisch-amerikani­

schen Ausgleich zu_erhalten.140) Daher zeigte sich Japan,
einschließlich der Armee, Ende November kompromißbereit, 

und Anfang Dezember zeichnete sich eine Lösung in der 
Frage der Silberbestände ab. Ein Teil davon sollte nach 

britischen Vorschlägen für die Opfer einer Hungerkata­

strophe in Nordchina bereitgestellt werden, und der 

- 361 -

Rest würde zur Hälfte in einer japanischen Bank depo-

niert werden; das Problem der Besitzrechte blieb danach 

völlig in der Schwebe.141) Die Verhandlungen führten je­

doch nicht zum Erfolg, da das Kabinett Abe sich zu die-

ser Zeit bereits in einer schweren Krise befand, die 

sein Ende ankündigte. Auch England war an einer Forcie­

rung der Verhandlungen nicht gelegen, und zwar mit Rück­

sicht auf Washington und Chungking. Es war daher erleich­

tert, daß das Interesse auf japanischer Seite nachließ.142)

Weitere Schwierigkeiten für den Ausgleich mit den West­

mächten bildeten die offen erkennbaren japanischen Ex­
pansionsabsichten in Bezug auf Südostasien. T6kyö fürch­

tete, daß eine der kriegführenden Nationen die holländi­

sche Neutralität verletzen und dann Anspruch auf Nieder­
ländisch-Indien erheben würde. Das Gaimushö kam in einer 

Studie vom September 1939 zu dem Schluß, in einem solchen 
Falle solle Tökyö Schritte unternehmen, um die Unabhän­

gigkeit der Kolonie zu fördern.143) Dazu erhoben sich

innerhalb des Marineministeriums Stimmen, die diese Po­

litik für unrealistisch hielten, solange Japan nicht in 

den Krieg eingetreten sei und Niederländisch-Indien 

nicht selbst besetzt habe.144) In einer eigenen Unter­

suchung vertrat die Marine zwar auch keine eindeutige 

Absicht zur Anwendung militärischer Mittel, verdeutlich­

te aber ihre Zukunftsvision: Die Basis der eigenen "Süd­

politik" müsse es sein, die Kolonialmächte dazu zu brin­
gen, Tökyö im gesamten südostasiatischen Raum die Tür 

für eine entscheidende Verstärkung wirtschaftlicher Ak­
tivitäten, den Erwerb der notwendigen Rohstoffe und 

eine Erweiterung des Marktes für japanische Waren zu 
öffnen. Der Zweck dieser Maßnahmen sei, Südostasien in 

die zu schaffende �utarke Wirtschaftssphäre des Kaiser­
reiches mit einzubeziehen. Dazu müsse insbesondere ein 
Zustand gegenseitiger wirtschaftlicher Abhängigkeit 
zwischen Japan und Niederländisch-Indien geschaffen wer­

den. Man solle auch eventuell darüber verhandeln, einen 
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Teil des holländischen Kolonialbesitzes käuflich zu 

erwerben oder für eine Reihe von Jahren zu pachten.145)

Das Gaimusho hielt ab Oktober einen deutschen Einmarsch 

in Holland für sicher und fürchtete für diesen Fall eine 

Besetzung von dessen Kolonien durch England oder eine 

"Schutzerklärung" durch die USA. Außenminister Nomura 

wies daher seinen Gesandten in Den Haag Mitte November 

an, der holländischen Regierung Wirtschaftsverhandlungen 

vorzuschlagen, um Tökyös Interesse an Niederländisch­

Indien zu dokumentieren. 146) Andeutungen, daß Japan sich

als Garantiemacht für die holländische Besitzung empfeh­

le, wies Den Haag zurück, 147) zeigte sich aber grundsätz­

lich zu Wirtschaftsverhandlungen bereit.148) Am 16. De­

zember übersandte Nomura daher einen Entwurf1äi)seinen 

diplomatischen Vertreter in Den Haag, doch verzögerte 

sich die Aufnahme von Gesprächen noch, wofür u.a. ein 
Regierungswechsel in Japan verantwortlich war. 

Auch gegenüber Frankreich, dessen Stellung durch den 

Krieg in Europa geschwächt war, wurde Japan nun politisch 
aktiver. Paris hatte im September Tökyö gegenüber Ge­

spräche zur Verbesserung d�r bilateralen Beziehungen an­
geboten und China zu verstehen gegeben, daß die Eisen­

bahntransporte nicht mehr lange durchgeführt werden 

könnten.150) Japan aber war nicht mehr zu Kompromissen

bereit, zumal es mit ein�neuen militärischen Erfolg 

aufwarten konnte: Mitte November landete es Truppen an 

der chinesischen Küste im Golf von Tongking und erober­
te innerhalb von neun Tagen die Stadt Nanning. 151) Damit 
war die wichtigste Straßenverbindung zwischen Indochina 
und dem Reich der Mitte in japanischer Hand. Außerdem 
wurde Frankreichs Kolonie nun auch von Land her direkt 
bedroht. Am 30. November forderte Außenminister Nomura 
von Paris die Einstellung sämtlicher Transporte an 

Chungking und die Einwilligung zur Uberwachung des Be­

förderungsstopps durch japanische Beamte. Da er Frank­

reich als erpreßbar ansah, verlangte er außerdem eine 
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Fülle von Zugeständnissen, die mit dem China-Krieg in 

keinerlei Zusammenhang standen, so z.B. die Senkung der 

indochinesischen Zölle für japanische Waren.152) Die
Antwort aus Paris, das zunehmend auf das Wohlwollen Ame­

rikas angewiesen war und sich deshalb kein "appeasement'' 

gegenüber Tökyö leisten konnte, ließ zwei Wochen auf 

sich warten und wurde außerdem von Japan als unbefrie­

digend angesehen.153) Die japanische Marine führte da­

her um die Jahreswende an drei Tagen ihre lange vorbe­

reiteten Pläne zur Bombardierung der in französischer 

Hand befindlichen Yünnan-Bahn aus, allerdings beschränkt 
auf den chinesischen Streckenabschnitt.154) Proteste

aus Paris155) beantwortete Außenminister Nomura in einer 

seiner letzten Amtshandlungen damit, daß er Frankreich 

die alleinige Schuld gab, da es nicht auf die japanischen 
Vorschläge eingegangen sei.156) Selbst einen Verzicht

auf weitere Bombenangriffe wollte der Minister nicht zu­

sagen. Am 1. Februar 1940, bereits nach dem Rücktritt 

des Kabinetts Abe, wurde die Bahn wieder attackiert, wo­
bei zahlreiche Fahrgäste den Tod fanden, darunter auch 

fünf französische Staatsbürger.157) 

Selbst in den strategischen Vqrbereitungen schlugen 

sich die Spannungen zu Frankreich nieder. In den jähr­

lich erstellten Operationsplänen der Marine158) und des
Heeres159) tauchte Frankreich in der Studie für 1940 

erstmals als potentieller Gegner auf. In einer nie er­

reichten Einmütigkeit ordnete sich die Armee dabei den 
Zielen und der Führung der Marine unter, auch wenn die 

UdSSR als "klassischer" Gegner in dem Heeresplan weiter­
hin großen Raum einnahm.160)

Die Marine sprach sich außerdem dafür aus, die Abhängig­

keit von Amerika durch die Erschließung neuer Märkte zu 
mindern und für alle Fälle die Vorbereitungen für einen 
Krieg mit den USA voranzutreiben.161) Vorsorglich wurde

auch am 1 5 . November nach monatelangen Planungen die 
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japanische China-Flotte umorganisiert, um Verbände für 
eine Südoperation zur Verfügung zu haben. 162) Noch aber 
blieb Raum für eine Verständigung mit Amerika, um die 
sich vor allem Außenminister Nomura bemühte. Im Januar 

1940 würde der Handelsvertrag auslaufen, und Japan müßte 
dann mit einem Embargo wichtiger Rohstoffe rechnen. Au­

ßerdem bildeten die USA für das Kaiserreich sehr viel 

eher eine militärische Bedrohung als England, das sich 

in Europa in einem verzweifelten Existenzkampf befand. 

Außenminister Hull hatte jedoch schon im September klar­

gemacht, daß für sein Land keine schrittweisen Lösungen 
in Frage kämen, sondern nur ein vollständiges Einlenken 

Japans auf die amerikanischen Forderungen, die auf einen 
bedingungslosen Rückzug aus China hinausliefen. Botschaf­
ter Grew aber sah Hulls Ziele als irreal an und bemühte 
sich dennoch um eine stufenweise Lösung der Probleme. 
Daher schlug er am 4. November dem japanischen Außenmi­
nister vor, durch einige geeignete Maßnahmen den USA ge­
genübe·r T6kyös guten Willen zu beweisen, etwa durch eine 

Verminderung der Kämpfe in China, eine Wahrung der ame­

rikanischen Interessen im Reich der Mitte und die Wie­
dereröffnung des Yangtse für die internationale 

Schiffahrt.163) 

Grew betonte gegenüber dem State Department die nach 

seiner Ansicht in Japan vorhandene Bereitschaft zu einem 

Ausgleich164) und schlug am 1. Dezember in einer ausführ­

lichen Lageanalyse Lösungen für die festgefahrene Situ­
ation vor.165) Zw�r stimmte er den von Hull so starr

verteidigten Prinzipien der amerikanischen Außenpolitik 
zu, doch hielt er sie für unwirksam, um Japan ohne Krieg 
in die Knie zwingen zu wollen. Gestärkt würden nach sei­

ner Ansicht dadurch nur die militanten Elemente der 

Nation. Washington solle daher Japan die Möglichkeit 

geben, durch entsprechende Maßnahmen in China seinen 

guten Willen zu beweisen, und dafür in Verhandlungen 

über einen neuen Handelsvertrag eintreten. In Tökyö fie-
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len Grews Vorschläge auf fruchtbaren Boden.166) Außen­

minister Nomura schlug vor, die Zeit nach dem Auslaufen 

des bestehenden Handelsabkommens mit Hilfe eines modus 

vivendi zu überbrücken und unverzüglich in Gespräche 

über einen neuen Vertrag einzutreten. Er bot dafür die 

Wiedereröffnung des Yangtse innerhalb von zwei Monaten 

an.167) Die Armee opponierte gegen dieses Angebot, 168)

und auch die Reformisten innerhalb des Gaimushö pro­

testierten, da sie ohnehin Nomuras Ausgleichversuche 
mit Mißtrauen sahen.169)

Hull aber lehnte es ab, im Widerspruch zu den Prinzipien 

der amerikanischen Außenpolitik Konzessionen zu machen, 

und wei
�

erte sich, in Vertragsverhandlungen einzutre­
ten.170 Grew teilte Außenminister Nomura diese Entschei­
dung seiner Regierung am 22. Dezember mit, betonte aber, 
an eine Einstellung des Warenaustauschs sei nicht ge­
dacht.171) Damit waren die halbherzig betriebenen Bemü­

hungen des Kabinetts Abe um einen Ausgleich mit den USA 

gescheitert, auch wenn die Gespräche nicht offiziell ab­

gebrochen wurden.172) Dieser Mißerfolg sollte wesentlich

zum Sturz der Regierung beitragen, wie Grew warnend vor­

ausgesagt ·hatte.173) Zu diesem Urteil kam auch Botschaf­

ter Ott, der mit Befriedigung feststellte, die Tage 
der Regierung seien gezählt.174)

Ebenso wie in den Verhandlungen mit England und Amerika 

war die Bewegungsfreiheit der Regierung in der China­
politik behindert. Unklar blieb daher, ob der Krieg 

fortgesetzt werden, ob ein Ausgleich mit Chiang ange­
strebt oder ob und in welcher Form eine neue Regierung 
unter Wang gebildet werden solle. Daß auch in der Armee 
von unterschiedlichen Gruppierungen alle drei Möglich­
keiten gefordert wurden,175) erschwerte die Entscheidung
zusätzlich. Wang wartete nun bereits seit einem Drei­

vierteljahr auf die Klarstellung der japanischen Bedin­

gungen. Als das Köain , das für die Chinapolitik haupt-
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verantwortliche Ostasien-Entwicklungsamt, im Oktober 

1939 einen Entwurf ausarbeitete, waren selbst die Hee­
resoffiziere, die Wang zur Flucht aus Chungking veran­

laßt hatten, entsetzt über die harten Forderungen.176)

Das Gaimushö war an der Diskussion kaum beteiligt, und 

Außenminister Nomura sah den Wang-Plan ohnehin nur als 

"Trick der Armee" an.177) Am 1. November begannen auf

der Grundlage des Köain-Entwurfs die Gespräche der 

japanischen Unterhändler mit Wang in Schanghai,178) die 

am 31. Dezember zu "informellen Abmachungen" führten.179)

Darin wurden Japan praktisch die Oberherrschaft und die 

völlige wirtschaftliche Kontrolle über China sowie Trup­
penstationierungen für einen unbestimmten Zeitraum zu­

gesichert. Unklar war aber noch, in welchem Verhältnis 
das geplante Wang-Regime zu Chungking stehen solle. War 

es gedacht als Gegenregierung oder als "Brücke zu Chiang" 

und damit als Aufforderung an den Generalissimus, sich 
an der Herstellung einer "Neuen Ordnung" zu beteiligen? 

Auch in Armeekreisen schien ein Ausgleich mit Chiang 
erstrebenswert. Daher nahmen im Herbst 1939 einige Offi­

ziere über Hongkong Kontakt zu Personen auf, die man 
für Vertreter der Kuomintang hielt. Diese Gespräche 

sollten sich noch bis zum Sommer des nächsten Jahres 

hinziehen.18O)

Der unklare Kurs und die Mißerfolge in der Außenpolitik 

trugen wesentlich zur Schwächung des Kabinetts Abe bei. 

Die einzige Macht, mit der Japan sich ohne Aufgabe sei­

ner Expansionsziele hätte verbinden können, war weiter­
hin das nationalsozialistische Deutschland. Daher ver­

wundert es nicht, daß in der mit allgemeiner Unzufrie­
denheit aufgenommenen Situation politischer Erstarrung 

die Reformisten wieder zu einer erneuten Annäherung an 

die Achse aufriefen, die gleichzeitig eine Verständigung 

mit der UdSSR ermöglichen würde.181) Auf Grund ihrer

langjährigen antibritischen Haltung, ihrem Kampf gegen 

Liberalismus und Kapitalismus, ihres hauptsächlich ge-
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gen die Westmächte gerichteten Expansionsprogramms sowie 
auf Grund ihrer Forderungen nach sozialen und planwirt­

schaftlichen Maßnahmen machte ihr Konzept einer Aussöh­

nung mit der Sowjetunion weder politisch noch ideologisch 

eine nennenswerte Wendung erforderlich. Die meisten re­

formistischen Fraktionen betonten nun nicht nur die ge­

meinsamen Interessen der "Habenichtse" Deutschland, Ita­

lien, Japan und der UdSSR gegenüber den angelsächsischen 

Mächten, sondern vertraten auch eine ideologisch moti­

vierte Begründung für die Notwendigkeit, einen Vier­

mächteblock herzustellen, bei dem es sich nämlich um 

die Gruppe "totalitärer junger" Nationen im Kampf gegen 
die Weltordnung der "demokratischen alten" Staaten han­

dele.182) Sie sahen den "heiligen Krieg" in China wei­

terhin als "göttliche Chance" an, gleichermaßen innere 

und äußere Reformen durchzuführen: Nach außen sei der 

Kampf gegen diejenigen Mächte zu führen, die Chiang und 
damit die alte Ordnung Ostasiens unterstützten, im In­

nern gegen diejenigen Kräfte, die den wirtschaftlich­

sozialen Status quo verteidigten und als probritisch 
angesehen werden müßten.183)

Verbündete besaßen die Reformisten in der Armee, wo 

sich besonders in der mittleren Ebene eine Gruppe be­

tätigte, die aktiv für die Achsenpolitik und eine An­
näherung an die UdSSR arbeitete. Generalmajor Mutö 

Akira, der Ende September die Leitung des einflußreichen 

Militärbüros im Kriegsministerium übernommen hatte, 
war der wohl radikalste und einflußreichste Befürworter 

dieser Politik und gleichzeitig der Führer des militä­
rischen Flügels innerhalb der Bewegung für die Her­

stellung einer "Neuen Struktur" unter Kanoes Leitung. 

Er vertrat die anti-angelsächsische Richtung in der 
Armee in radikalster Form und war im Frühjahr als Vize­
stabschef der Nordchina-Armee hauptverantwortlich für 

die Tientsin-Krise gewesen. Er unterhielt enge Kontakte 

zu den reformistischen Beamten, 184) deren Politik mit
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seinen eigenen Plänen weitgehend identisch war. Für 
die gleichen Ziele setzte sich aktiv Oberst Iwakuro 
Hideo ein, der eine Abteilung in Mutös Büro leitete. 
Auch Arisue Seizö, der Schwiegersohn von Premierminister 
Abe, war dieser Gruppe zuzurechnen. 185) 

Als einer der prominentesten Führer der Reformisten war 
Shiratori anzusehen, der nach seiner Rückkehr im Okto­
ber 1939 in Zusammenarbeit mit Öshima der Bewegung ent­
scheidende Impulse verlieh. 186) Unmittelbar nach seiner 
Ankunft in Tökyö forderte er Premierminister Abe zur 
Vertreibung der angelsächsischen Mächte aus Ostasien 
mit Hilfe einer japanisch-deutsch-sowjetischen Allianz 
auf.187) Diese Politik propagierte er, der zum Mittel­
punkt von nationalistischen Organisationen und Kampa­
gnen wurde,188) in den folgenden Monaten durch eine
Fülle von Reden und Schriften. Wieder und wieder betonte 
er die gemeinsamen Interessen der "Habenichtse" gegen­
über den "besitzenden" Mächten und die Ähnlichkeit 
ihrer totalitären Regierungssysteme. Die vorzunehmenden 
Umwälzungen in Europa waren für ihn untrennbar mit de­
nen im Fernen Osten verbunden, und den Hitler-Stalin­
Pakt feierte er als wesentliche Stärkung im Kampf gegen 
die alte Weltordnung.189)

Shiratori suchte seinen politischen Einfluß durch eine 
Art Koalitionsblildung mit anderen reformistischen Grup­
pen zu stärken, auf deren Veranstaltungen er deshalb 
eine Fülle von Reden hielt. Zu diesen Organisationen 
gehörten u.a. Akamatsus Nihon Kakushintö,19O) Hashimotos
Dainihon Seinentö, 191) Nakanos Töhökai192) sowie Kanoes
"brain trusts" Shöwa Kenkyükai193) und Kokusaku Kenkyü­
kai.194) Letztere interviewte auch Öshima "zur Lage in
Europa11 •1 95) Mit den beiden "brain trusts" zielte Shi­
ratori ganz offensichtlich auf Konoe, um den Fürsten 
wieder politisch zu aktivieren. 
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Shiratori war sich darüber im klaren, daß einer Annähe­
rung an die UdSSR die Abneigung der japanischen Politiker 
gegen den Kommunismus entgegenstand. Er betonte daher 
nicht nur die angeblichen ideologischen Gemeinsamkeiten 
des Kaiserreiches mit Deutschland und Italien, sondern 
auch mit der Sowjetunion; die vier Mächte befänden sich 
in gemeinsamem Gegensatz zu der Gruppe der westlichen 
Länder. Gegenüber ständen sich demnach ein "totalitärer" 
und ein "demokratisch-kapitalistischer" Block.196) Daher
bezeichnete er es als Verdienst des Marxismus, die man­
gelhafte Rationalität und die Schwächen des Kapitalismus 
aufgedeckt zu haben.197) Außerdem habe sich, so Shiratori,
die UdSSR inzwischen vorn BolsGhewisrnus entfernt und be­
sitze fast die gleiche Staatsform wie Deutschland und 
Italien. 198) Er vertrat auch - ganz im Gegensatz zu
seinen Ansichten in früheren Jahren199) - die tlberzeu­
gung, ein Krieg mit Rußland sei nicht schicksalsbedingt, 
wenn Japan "Sicherheit im Norden" durch einen Ausgleich 
mit der UdSSR erlangen könne. Außerdem lobte er die 
Liebendswürdigkeit der slawischen Rasse in den höchsten 
Tönen.200) Die Hauptgegner der neuen Weltordnung bilde­
ten für ihn jetzt die angelsächsischen Mächte, ?der -

auf eine kurze Formel gebracht - das "jüdische Finanz­

kapital 11. 201) 

Mit ähnlichen Argumenten beteiligte sich Nakano Seigö 
an der Propagandakampagne, dessen Ideen für eine japa­
nisch-deutsch-russische Verbindung bis in die Zeit des 
Ersten Weltkriegs zurückreichten.2O2) Die Töhökai hatte
am 23. August, als die Nachricht vorn Abschluß des deutsch­
sowjetischen Vertrages in Tökyö eintraf, unverzüglich 
eine Konferenz einberufen und das Ergebnis einen Tag 
später an Premier-, Kriegs- und Marineminister des 
scheidenden Kabinetts Hiranurna überreicht: Der Hitler­
Stalin-Pakt stärke auf jeden Fall Deutschlands Stellung, 
das deshalb weitere Fortschritte be-i der Errichtung ei­
ner neuen Ordnung machen und dadurch Japan freie Hand 
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für eine starke antibritische Außenpolitik verschaffen 

werde. Die Verbindung mit den Achsenmächten müsse zu 

einer Militärallianz gegen England als "zweiter Stufe 
der Antikominternpolitik" ausgebaut werden.203) Nakano

griff die Passivität des Kabinetts Abe an und forderte 
ein massives Vergehen gegen Englands Position in China, 

um den Abzug aller britischen Truppenkontingente zu er­

reichen. Außerdem müsse sich Japan die fremden Konzes­

sionen aneignen und eine völlige Blockade der chinesi­
schen Küste durchführen.204)

Die weitere Entwicklung sah in den Vorstellungen Nakanos, 

welche die im folgenden Jahre eingeschlagene politische 

Linie Matsuokas bereits vorwegnahmen, folgendermaßen aus: 

Wenn Japan eine harte Haltung gegen England und Frank� 
reich in China einnähme, würden Deutschland und Italien 

von sich aus eine Wiederannäherung an Tökyö anstreben, 

ohne daß das Kaiserreich die Initiative zu ergreifen 

brauche. Nach dem Abschluß einer Militärallianz mit der 

Achse wäre Japans Stellung dann-so stark, daß Moskau 

mit Tökyö einen Nichtangriffspakt unterzeichnen würde. 

Das wiederum würde eine derart abschreckende Wirkung 

auf die USA ausüben, daß Washington notgedrungen eine 

Parteinahme für Großbritannien und Frankreich vermeiden 

müßte. China würde dann seine bisherige Politik aufge­

ben, mit englischer Hilfe Japan zu bekämpfen, und auf 

das eigentliche Ziel des Kaiserreiches, die Herstellung 

harmonischer Beziehungen zwischen den beiden ostasiati­

schen Mächten, eingehen.205) Von einem Ausgleich mit

der UdSSR erhoffte sich Nakano in seiner überschäumen­
den Euphorie auch die Möglichkeit, Nord-Sachalin und die 
Sibirische Küstenprovinz käuflich zu erwerben. Nach Bil­
dung eines Viermächteblocks müsse dann das Kaiserreich 

nach Südostasien vorstoßen, sich eine Autarkie-Sphäre 

schaffen und England endgültig aus Asien vertreiben.206)

Auch in der Frage, wie der sowjetische Expansionsdrang 

befriedigt werden könnte, ohne mit den Interessen Japans 
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und der Achsenmächte zu kollidieren, präsentierte Naka­

no bereits um die Jahreswende 1939/40 Ideen, die wenige 

Monate später zur offiziellen Politik erklärt werden 
sollten: Die UdSSR würde durch die Überlassung Afghani­

stans, Indiens und des Irans befriedigt werden.207)

Eine ähnliche Politik wie Nakano und Shiratori vertrat 

Oberst Hashimoto Kingorö mit seiner berüchtigten Daini­

hon Seinentö, der schon mehrere Wochen vor dem Hitler­
Stalin-Pakt eine gemeinsame Frontstellung mit der UdSSR 

gegen England empfohlen hatte.208) Die Partei verkün­

dete gleich nach Ausbruch des europäischen Krieges 

offiziell die Erweiterung ihrer außenpolitischen Ziele, 

die bis dahin nur in einer Zerschlagung des britischen 
Weltreiches und der Lösung des China-Konfliktes bestan­
den hatten, um die "Befreiung der asiatischen Völker" 

mit Hilfe einer japanisch-deutsch-italienischen Mili­

tärallianz und einem umfassenden Ausgleich mit der 

Sowjetunion. Außerdem nahm die Organisation ihre im 

Jahre 1938 begonnene Kamµigre gegen probritische Elemen­
te innerhalb Japans, für die Errichtung einer Plan­

wirtschaft und die Bildung einer totalitären Einheits­

partei wieder auf.209)

Auch ein Teil der Sozialistischen Massenpartei konnte 

wegen seiner traditionell antikapitalistischen und 
sowjetfreundlichen Ausrichtung die Wende der deutschen 

Politik ohne größere ideologische Schwierigkeiten mit­
vollziehen. Als die Nachricht über den Abschluß des 

Hitler-Stalin-Paktes eintraf, sprachen sich sofort füh­

rende Mitglieder für eine prosowjetische Politik und 
den Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit der UdSSR 
aus.210) Auf einer Konferenz beschloß die Partei, ge­

genüber der neuen Regierung "die gleiche Haltung ein­
zunehmen wie gegenüber dem Kabinett Hiranuma": Im 

Geiste der nationalen Einheit werde man eine eigen­

ständige Außenpolitik verfolgen, dabei aktiv die "Neue 

Ordnung Ostasiens" aufbauen, den Kampf gegen den Kommu-
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nismus verstärken und gleichzeitig die antibritische 

Bewegung verschärfen. Ähnlich lautete eine Erklärung, 

die dem neuen Premierminister am 30. August, dem Tag 

seiner Amtseinführung, übergeben wurde.21 1) Auch die

Idee einer Einheitspartei unter Kanoes Leitung tauchte 

im Herbst 1939 wieder auf.212) 

Zum Unbehagen konservativer Kräfte pflegte Kanoe wei­

ter Umgang mit Vertretern der Reformisten.213) Auch

in seinem "brain trust", der Shöwa Kenky6kai, in der 

zu dieser Zeit Entwürfe für eine geplante Wirtschaft 

nach deutsch-italienischem Vorbild ausgearbeitet wur­

den,214) fand der Hitler-Staltn-Pakt eine günstige Be­

urteilung. Professor Röyama Masamichi, der Leiter der 

Vereinigung, sah das Abkommen als einen Schritt in 

Richtung auf die von ihm befürworteten regionalen 

Blöcke an. Er betonte die ideologischen und wirtschafts­

politischen Gemeinsamkeiten Deutschlands und der UdSSR 

und begrüßte den Pakt als Angriff gegen das Versailler 

System und die alte Weltordnung.215) 

In den beiden großen Parteien neigten zu diesem Zeit­

punkt nur Minderheiten den Reformisten zu, darunter 

der von Nagai Ryütarö, Kommunikations-:t1_nd zeitweise 

auch Eisenbahnminister im Kabinett Abe, geführte Flügel 

der Minseitö und die Seiy6kai-Gruppe um Kuhara Fusano­

suke. Letzterer betonte öffentlich, Stalin sei genau 

wie die Japaner ein Asiate, wirke auch wie ein Orientale 
und bekenne sich zu seiner Herkunft. Er, Kuhara, habe 

sich bei einem Treffen Ende der zwanziger Jahre selbst 

d .. b k.. 21 6)avon u erzeugen onnen. 

Um die unsystematischen Aktivitäten der reformistischen 
Rechten zu koordinieren und die Kräfte zu einen, fand 

Anfang Dezember die provisorische Gründung einer "Volks­

allianz für den Aufbau Ostasiens 11217) statt. Die Füh­

rung wurde Admiral Suetsugu übertragen, der seinerzeit 
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als Innenminister im Kabinett Kanoe durch seine radika­

len Unterdrückungsmaßnahmen gegen die politischen Par­

teien, seine antikapitalistische Haltung und seine anti­

englischen Kampagnen für Aufsehen gesorgt hatte. Zu den 

Mitgliedern der neuen Vereinigung gehörten fast alle 

prominenten Angehörigen der reformistischen Rechten, 

darunter Nakano Seig6, Oberst Hashimoto Kingorö, Adachi 
Kenzö, General Tatekawa Yoshitsugu und General Matsui 

Iwane, der sich Ende 1937 als Eroberer von Nanking einen 

"Namen" gemacht hatte. Zwei der führenden Mitglieder, 

Suetsugu und Matsui, bekleideten zu dieser Zeit außer­

dem Ämter als Kabinettsberater der Regierung Abe. 

In gewisser Weise handelte es sich bei dem neuen Dach­

verband um eine Fortsetzung der "Jugendliga zur Forde­
rung einer Militärallianz mit Deutschland und Italien", 

die während des Kabinetts Hiranuma entstanden war, sich 
aber unter der Schockwirkung des Hitler-Stalin-Paktes 
wieder aufgelöst hatte. In einigen wesentlichen Punkten 
unterschied sich die neue "Volksliga" jedoch von ihrer 
Vorgängerin. Diese hatte noch eine Reihe von nipponi­

stischen Vereinigungen eingeschlossen und damit u.a. 

eine antisowjetische Politik propagiert. Der Hit!er­
Stalin-Pakt aber hatte zu einer Vertiefung der durch 
den China-Krieg begonnenen Spaltung in der nationalisti­

schen Bewegung Japans geführt. Ende des Jahres 1939 wa­

ren die Reformisten deshalb unter sich - und forderten 

natürlich eine einseitig antibritische Stoßrichtung. 

Außerdem befanden sich nun unter den Mitgliedern auch 

wesentlich prominentere Vertreter, so daß sich die neue 
Vereinigung eine größere Wirkung versprechen konnte. 

Die Ziele der Organisation lassen sich einer Veröffent­

lichung ihres Vorsitzenden entnehmen, die wenige Tage 
nach der Gründung erschien. Darin kritisierte Suetsugu 

die Politik der "Nichteinmischung'' in den europäischen 
Krieg und widersprach der angeblich weit verbreiteten 

Ansicht, bei dem Krieg in Europa und dem in China han-
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dele es sich um zwei völlig verschiedene Konflikte. In 
beiden Fällen, so Suetsugu weiter, finde ein Kampf to­
talitärer Staaten gegen die demokratische Mächtegruppe 
und deren alte Weltordnung statt, d.h. gegen das System 
angelsächsischer Kontrolle über den ganzen Erdball. Bei 
einem militärischen Eingreifen Japans auf Seiten der 
Achsenmächte und der UdSSR gegen England, Frankreich 
und eventuell auch gegen die USA wäre der Sieg zuletzt 
mit Sicherheit auf Seiten des Kaiserreiches.218) 

Aus dem Lager der gemäßigten Kräfte kamen sorgenvolle 
Äußerungen über die neue Vereinigung.219) Auch Kreise
der nipponistischen Rechten, die Anhänger Hiranumas 
im weitesten Sinne, reagierten gereizt auf die Gründung 
von Suetsugus Organisation und hoben noch am gleichen 
Tage einen "Klub zur Entwicklung Asiens und zur Ver­
nichtung des Kommunismus" aus der Taufe.220) Dieser
gab sich unversöhnlich gegenüber der UdSSR, distanziert 
gegenüber Deutschland und der Viererblockidee, dagegen 
relativ freundlich gegenüber England und Amerika. Be­
reits ab Ende August hatten sich aus Empörung über den 
Hitler-Stalin-Pakt unter antikommunistischen Parolen 
neue nationalistische Gesellschaften konstituiert, die 
sich offiziell gegen prosowjetische Tendenzen in Japan 
wandten, aber auch deutlich eine Spitze gegen Berlin 
zeigten und offensichtlich als Kampfmittel der Nippo­
nisten gegen die Reformis.ten dienen sollten. 221)

Neben der Kette von innen- und außenpolitischen Fehl­
schlägen, deren Folge die allgemeine Radikalisierung 
war, wurde die Stellung des Kabinetts durch die prekäre 
Wirtschaftslage weiter geschwächt. Seit dem Ausbruch 
des europäischen K-rieges waren auf dem Weltmarkt die 
Preise für nahezu alle Rohstoffe steil angestiegen. 
Die seit Jahren ohnehin hohe japanische Inflationsrate 
erreichte daher neue Rekorde.222) In dem devisenschwa­
chen Land, das seit Jahren auch noch Mittel für die 
Einfuhren aus Drittländern in die anderen Gebiete des 
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Yen-Blocks - die Mandschurei, das Kwantung-Pachtgebiet 
und das besetzte China - aufzubringen hatte,223) mußte
die Bevölkerung weitere Einschränkungen hinnehmen.224) 

Die Lage wurde dadurch noch verschärft, daß kriegswich­
tige Güter bei den Importen Vorrang besaßen225) und 
die Rüstungsindustrie gegenüber der Produktion von Kon­
sumgütern bevorzugt ausgebaut wurde.226) Um die Infla­
tionsrate zu senken, wurde im September ein allgemeiner 
Preisstopp veroro.net; wenig später wurden auch Löhne und 
Gehälter eingefroren.227) Durch diese Maßnahmen erreich­
te man aber nur, daß sich der Schwarzmarkt ausweitete.228)
Hinzu kam eine große Dürre, die im Sommer 1939 Westjapan, 
Taiwan und Korea heimsuchte und zu einem erheblichen 
Mangel an Reis führte.229) Wei�ere Gründe fü� die
schlechte Ernte lagen in der Abwerbung lan·dwirtschaft­
licher Arbeitskräfte durch die Rüstungsindustrie, dem 
Ausfall der wehrpflichtigen Männer für die Feldarbeit 
sowie einem Mangel an Düngemitteln und Maschinen. Der 
·1933 aufgesiellte "Plan zur Ausweitung der landwirt-
schaftlichen Produktionskraft" brach daher bereits im
ersten Jahr seiner Laufzeit in sich zusammen.230) Im
November erhöhte die Regierung trotz des allgemeinen
Preissto

)
ps die Reispreise, um den Verbrauch zu dros­

seln. 231 Daraufhin kam es zu einer Reihe von Arbeits­
kämpfen, da der Lohnstopp bestehen blieb und zahlreiche
Arbeitnehm�r nicht mehr das Lebensnotwendigste erhiel­
ten.232) Die überhitzt� Konjunktur auf dem Rüstungs­
sektor führte außerdem zu einem ernsthaften Engpaß in 
der Energieversorgung. Die Lieferungen an Kohle waren
unzureichend, und die Wasserkraftwerke fielen auf Grund
der Dürre weitgehend aus.233) Die Strompreise für den
privaten Verbrauch stiegen, und in der Industrie mußte
die iibeitszeit verkürzt werden.234)

General Abe suchte in dieser Situation im Spätherbst
1939 Unterstützung in einem Lager, das ihm eigentlich
traditionell fernstand, nämlich bei den politischen
Parteien im Unterhaus. Er bot sogar - wenn auch vergeh-
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lieh - dem Vorsitzenden der Minseitö, Machida Chüji, 
einen Posten im Kabinett an�35) in dem bis dahin nur
Vertreter der reformistischen Minderheiten.Ministeräm­
ter.bekleideten. Abe, der auf die Billigung des nächsten 
Budgets durch das Parlament angewiesen war, veranstal­
tete regelmäßige Treffen mit den Vorsitzenden der im 
Unterhaus vertretenen Fraktionen bzw. den verschiedenen 
Flügeln.236) Diese Politiker jedoch zeigten keinerlei
Bereitschaft, ein derart glückloses und unpopuläres Ka­
binett zu stützen und sich die eigene Zukunft zu ver­
derben. Auch die rechtsradikalen Parteien stellten sich 
nicht hinter Abe, sondern arbeiteten mehr oder weniger 
offen auf seinen Sturz hin.237) Der deutsche Botschafter,
der das Kabinett bei dessen Amtseinführung noch relativ 
günstig beurteilt hatte, äußerte ebenfalls zunehmend 
Kritik. Er betonte, die starke und zunehmende Abhängig­
keit von den Hofkreisen und den Parteien.238) 

In dieser Situation hielten die konservativen Parteien 
ein Wiederaufleben ihres eigenen Einflusses nicht für 
ausgeschlossen, das vielleicht sogar wieder zur Bildung 
eines Parteienkabinetts führen könnte. Den Todesstoß 
versetzten der Regierung schließiich Radikale und Gemä­
ßigte gemeinsam: Am 26. Dezember veröffentlichten 240 
Abgeordnete eine Resolution, in der der Rücktritt des 
Kabinetts gefordert wurde. Am 7. Januar 1940 stellten 
diese Gruppen, zahlenmäßig noch etwas an

1
ewachsen, einen

Antrag gleichen Inhalts im Unterhaus.239 Dieser in der 
japanischen Vorkriegsgeschichte einmalige Vorgang hatte 
zwar verfassungsmäßig keinerlei Bedeutung, da die Regie­
rung nicht dem Parlament, sondern nur dem Kaiser gegen­
über verantwortlich war, doch war damit klargeworden, 
daß das Kab:i,.nett d·en Etat wegen der Gegnerschaft der 
Abgeordneten nicht würde durchbringen können. Bei dieser 
Aktion gegen die Regierung hatten zwar die ·radikalen 
Parteien wie Töhökai, Kokumin Domei und Sozialistische 
Massenpartei die Initiative ergriffen, doch hatten sich 
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ihnen große Teile der beiden konservativen Parteien -
bei der Seiyükai sogar die Mehrheit - angeschlossen. 

Das Kabinett Abe erwog zeitweise als Alternative zu 
einem doch recht schmachvollen Rücktritt die Auflösung 
des Reichstages und die Ausrufung von Neuwahlen.240)

Dieser Vorschlag kam aus den Reihen der reformistischen 
Kabinettsmitglieder Nagai, Kanemitsu und Akita sowie 
von Kabinettsberater Kuhara. 241) Diese gedachten damit
wohl kaum die gegenwärtige Regierung zu unterstützen, 
sondern dürften dem in radikalen Gruppen zu dieser Zeit 
·nachweisbaren Gedanken angehangen haben, eine mit dem
Militär sympathisierende neue·Partei zu gründen und auf
dieser Basis ein neues Kabinett Kanoe zu bilden. 242)

Zahlreiche Heersoffiziere der mittleren Ränge beteilig­
ten sich aktiv an dieser Kampagne.243)

Zwar kamen die Wahlen - u.a. wegen der Opposition der 
über den Tiefstand der öffentlichen Moral und den Grad 
der Kriegsmüdigkeit besorgten Militärs244) - nicht zu­
stande, doch sollten sich auch die Hoffnungen der ge­
mäßigten Politiker auf Bildung eines Parteienkabinetts 
nicht erfüllen. Die Enttäuschung darüber, daß die Macht 
der Parteien im wesentlichen destruktiver Natur war 
und nicht zur tlbernahme der Regierung führen konnte, 
schwächte den Widerstandswillen gegenüber den reformi­
stischen Elementen und förderte die Bereitschaft zur 
Bildung einer Einheitspartei, von der die Politiker 
hofften, in einem neuen Rahmen wieder Aktivitäten ent­
falten zu können.245) 

Ende Dezember hatte das Kabinett noch versucht, seinen 
Bestand durch Nachgeben gegenüber den außenpolitischen 
Forderungen der Radikalen zu retten. Am 28. Dezember 
hatten Außen-, Kriegs- und Marineminister Richtlinien 
gebilligt,246) die in entscheidenden Punkten von der
bisherigen Linie Nomuras abwichen. Zwar war weiterhin 
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vorgesehen, grundsätzlich einen Ausgleich mit den angel­

sächsischen Mächten anzustreben und vorsichtig ihnen 

gegenüber zu taktieren, doch sollten im Gegensatz dazu 
"bei günstiger Gelegenheit" folgende Punkte verwirklicht 

werden: Eine Erweiterung der "Neuen Ordnung" auf Süd­

ostasien durch Ausnutzung der Lage in Europa; eine Teil­

nahme am europäischen Krieg, wenn sich daraus Vorteile 

ergäben; eine Beseitigung fremder Rechte in China wie 

die Unterhaltung von Konzessionen und Exterritorialität. 

Außerdem wurde erstmals von Regierungsseite der Ab­

schluß eines Nichtangriffspaktes mit der UdSSR erwogen, 

falls die Initiative dazu von Moskau ausginge und die 

Sowjetunion folgende Vorbedingungen akzeptiere: Ein­

stellung der Hilfe für Chiang und Reduzierung des mili­

tärischen Aufmarsches gegen die Mandschurei und Japan. 
Auf jeden Fall aber sollte gegenüber Amerika eine Annä­
herung an die UdSSR und Deutschland vorgetäuscht werden, 

um die eigene Position zu verbessern. Mit den beiden 
Achsenmächten seien wegen des gemeinsamen Interesses an 

der Herstellung einer neuen Weltordnung freundschaft­

liche Beziehungen anzustreben, und es sei der Eindruck 

zu vermeiden, das Verhältnis sei gespannt. 

Trotz dieser energischen Kursänderung und trotz eines 

kleinen außenpolitischen Erfolges, der in der Verlän­

gerung des japanisch-sowjetischen Fischereiabkommens am 
31. Dezember um weitere zwölf Monate bestand,247) waren

die Tage des Kabinetts gezählt. Es billigte nur noch

am 8. Januar 1940 die grundlegenden Friedensbedingungen

für Wang.248) Dann entzog auch die Armee, die dieses

Ergebnis noch hatte abwarten wollen,249) der Regierung

die Unterstützung. Wenige Tage später trat das Kabi­
nett Abe zurück.

IV,2. DAS KABINETT YONAI (JANUAR - JULI 1940) 

Die japanische Armee drängte nach Abes Rücktritt auf eine 
erneute Kabinettsbiidung durch Konoe,1) für den sich auch

Yuasa2) als Vertreter des Hofes und Marineminister Yoshi­

da3) eins�tzten .. Der Fürst lehnte jedoch ab und sprach 

sich selbst dafür aus, entweder den ehemaligen Finanzmi­
nister Ikeda4) oder den inaktiven General Ugaki5) zum 
Premier zu ernennen. Gegen beide Kandidaten legte das 

Heer mit Erfolg Einspruch ein,6) ebenso wie gegen die Bil­

dung einer Parteienregierung.7) Andererseits fand sich

die Armee auch nicht dazu bereit, einen Offizier aus 

ihren Reihen für das Amt des Kabinettschefs zu stellen, 

obwohl Kriegsminister Hata und General Sugiyama dafür 

im Gespräch waren.8) Wie sich in der Amtszeit

der extrem glücklosen Premierminister Hayashi und Abe 
gezeigt hatte, bot ein Armeeoffizier an der Spitze der 

Regierung keinswegs die Gewähr dafür, daß das Heer Kon­

trolle über die Politik würde ausüben können. 

Diese Pattsituation nutzte der Hof, um einen Kandidaten 

seiner Wahl, den ehemaligen Marineminister Yonai, ohne 

nennenswerten Widerstand mit der Kabinettsbildung zu 
beauftragen. Bereits Ende November 1939 hatte Harada bei 

der Marine vorgefühlt, ob der Admiral dafür zur Verfügung 

stehe. Die Marine hatte damals·kein großes Entgegenkommen 

gezeigt, da geplant war, Yonai demnächst zum Chef der 

Admiralität zu ernennen.9) Für die Aufstellung des Kandi­

daten führte Yuasa ein völlig neues Verfahren ein: Die 

Beratung und Empfehlung durch die "älteren Staatsmänner" 

(jüshin), d.h. die ehemaligen Premierminister.10) Die am
Hof nicht genehmen ehemaligen Kabinettschefs Hirota und 

Hayashi wurden dabei unter einem Vorwand übergangen.11) 

Nachdem Yonai sich schließlich - u.a. durch das Einwir­
ken des ehemaligen Premiers und inaktiven Admirals Oka­
da12) - zur Annahm� bereit erklärt hatte und am 1 4. Janu­

ar mit der Regierungsbildung beauftragt wurdJ}lar die 
japanische Öffentlichkeit völlig überrascht. 1 M Die ab­

solute Geheimhaltung, mit der die Hofkreise die Ernennung 
des Admirals vorbereitet hatte�}tnd die Geschwindigkeit, 
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mit der dann vollendete Tatsachen geschaffen wurden, er­
schwerte das Aufkommen einer Opposition. Um derartigen 
Strömungen vorzubeugen, hatte der Kaiser unmittelbar 
nach der endgültigen Entscheidung Kriegsminister Hata 
zu sich gerufen,an seine Loyalität gegenüber dem Thron 
appellliert und ihn zum Verbleiben im Amt sowie zur Un­
terstützung des neuen Kabinetts verpflichtet.16) Diese
Audienz aber führte zu dem Mißverständnis, der Kaiser 
habe dabei den General mit der Kabinettsbildung beauf­
tragt; 17) in der Presse waren bereits deratige Meldungen 
aufgetaucht.18) 

Schnell wurde aus den Reihen der Rechten und der Armee 
heftige Kritik an der Ernennung des Admirals und den 
"Intrigen der Hofkreise" laut.19) Die neue Regierung
erinnerte wegen ihrer personellen Zusammensetzung stark 
an das Kabinett Hiranuma.20) Damals hatte Yonai in seiner 
Eigenschaft als Marineminister gemeinsam mit Arita, der 
auch jetzt wieder zum Außenminister ernannt wurde und 
praktisch die Stellung eines Vizepremiers einnahm,21) 

wirksamen Widerstand gegen eine bedin gungslose Bindung 
an die Achse geleistet. Die Aufnahme von vier - statt 
der seit Jahren üblichen zwei - Parteiminister in die 
Regierung trug zusätzlich dazu bei, einen konservativen 
Kurs anzukündigen. Diese Kabinettsmitglieder22) gehörten 
zwar nicht zur Führungsspitze ihrer Parteien, aber auch 
nicht zu den Reformisten. Die prominenteren Politiker 
wie Machida Chüji als Präsident der Minseito,23) die in 
ihrer Hoffnung auf die Bildung eines eigenen Kabinetts 
enttäuscht waren, fanden sich offenbar nicht zum Eintritt 
in eine Regierung von so zweifelhafter Stabilität bereit. 

Das neue Kabinett wurde allgemein als "prowestlich'' oder 
"gemäßigt" eingestuft. Der englische Botschaf�r Craigie 
begrüßte die Regierung überschwenglich,24) aber das Lon­
doner Foreign Office war skeptischer, da man in den vor­
ausgegangenen Jahren zu der Einsicht gelangt war, zwi-
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sehen den "Gemäßigten" und den "Extremisten" des Kaiser­
reiches bestehe kein wesentlicher Unterschied. 25) Ähn­
liche, sich widersprechende Einschätzungen fanden sich 
zwischen dem amerikanischen Botschafter Grew, der die 
gemäßigte Grundeinstellung der Regierung herausstrich 
und die Hoffnung auf einen Ausgleich hegte, und dem 
State Department, das keinerlei Bereitschaft zur Ände­
rung seiner starren Haltung zeigte, die ihren besonderen 
Ausdruck in der Weigerung fand, das Handelsabkommen zu 
erneuern, solan

f
e Japan seine Chinapolitik nicht grund­

legend ändere.2 ) Auch Ott erwartete, ähnlich wie seine 
angelsächsischen Kollegen, von dem neuen Kabinett in 
erster Linie die Fortsetzung der Bemühun

�
en um einen

Ausgleich mit den Vereinigten Staaten. 27 

Aus mehreren Gründen hatte die Armee die Bildung eines 
derart "gemäßigten" Kabinetts hingenommen. Dazu gehörte 
die Loyalität Hatas gegenüber dem Thron, die große Ge­
schwindigkeit, mit der die Hofkreise ihren Plan durch­
führten,28) der Mangel an einem.eigenen Kandidaten und 
das Fehlen einer klaren politischen Linie. Hinzu dürfte 
gekommen sein, daß die durch Yonai verkörperte klassische 
Marinepolitik - defensiv im Norden, Vorstoß nach Süden -
nach dem Hitler-Stalin-Pakt auch im Heer aktuell war und 
die Regierung des Admirals zumind�st als Ubergangslösung 
akzeptabel war. Auch Außenminister Arita war der "Neuen 
Ordnung" Ostasiens seit Jahren verpflichtet und hatte 
niemals eine Allianz mit der Achse völlig abgelehnt, 
sondern sich lediglich einen Kriegseintritt gegen die 
Westmächte für einen von Japan als "günstig" beurteilten 
Zeitpunkt vorbehalten wollen. Diese Bedingung findet 
eine erschreckende Parallele in den außenpolitischen 
Richtlinien, die kurz vor dem Sturz des Kabinetts Abe 
von Außen-, Kriegs- und Marineminister aufgestellt wor­
den waren: Japan solle durch Ausnutzung der Lage in Euro­
pa die "Neue Ordnung" auf Südostasien ausdehnen, bei 
günstiger Gelegenheit in den europäischen Krieg eintre-
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ten und wegen des gemeinsamen Interesses an der Herstel­

lung einer neuen Weltordnung freundschaftliche Bezie­

hungen zu den Achsenmächten anstreben. Es scheint, daß zu 

diesen Richtlinien, die als Absage an Nomuras Außenpoli­

tik zu werten sind, nur noch ein Minister mit den Über­

zeugungen Aritas gefehlt hatte. In jedem Falle war der 

neue Herr des Gaimusho für die Armee und die zivile 

Rechte eher tragbar als sein Vorgänger, auch wenn er sich -
im Widerspruch zu seiner eigenen Großostasienpolitik29) -

ständig darum bemühte, erträgliche Beziehungen zu Eng­

land und den USA herzustellen. Die Marine vertrat ein 

ähnlich vorsichtiges Expansionsprogramm, dem sich das 

Heer in den letzten Monaten e�enfalls angenähert hatte. 

Auch Yonai persönlich wurde in der Armee zweifellos nicht 
als "Taube" angesehen, wodurch zum Teil der geringe Wi­

derstand gegen seine Ernennung zu erklären ist. Die jah­

relangen "Verdienste• des Admirals um die japanische 

Expansionspolitik wurden dabei zweifellos anerkannt. 

Ende Januar 1940 kam eine in der Admiralität entstandene 

Studie zu dem Schluß, daß sich der Krieg wegen der Kom­

promißlosigkeit und der Stärke beider Seiten in Europa 

lange hinziehen werde, sich sein Ausgang unmöglich vor­

aussagen lasse, und der Verlauf ständigen Änderungen 

unterworfen sein werde. Ein weiträumiger Landkrieg wur­

de für unwahrscheinlich gehalten, da Deutschland wegen 

der im Ersten Weltkrieg erlittenen Lektion keinen Angriff 

an der Westfront wagen, sondern höchstens Belgien erobern 

werde. Statt dessen werde das Reich eher mit U-Booten, 
Uberwasserstreitkräften und der Luftwaffe die Blockade 

gegen England verstärken und bis zum Frühjahr 1940 das 
Inselreich völlig abgeschnürt haben. Möglicherweise wer­

de Deutschland zur_Verbesserung seiner Rohstoffbasis 
seine Expansion in Richtung auf den Balkan vorantreiben. 

Dagegen sei voraussichtlicht mit einer Besetzung der 

Niederlande nicht zu rechnen, da Berlin sich - analog 
zu den Absichten im Ersten Weltkrieg - den Zugang zum 
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Welthandel nicht selbst zerstören werde. Ebenso werde 

sich der Krieg wohl kaum nach Skandinavien oder auf den 

Nahen Osten ausdehnen. Etwas beruhigt wurde abschlie­
ßend in der Studie die Erwartung ausgesprochen, daß 

Deutschland - auch wenn es wider Erwarten in Europa zu 
einem schnellen Friedensschluß kommen sollte - sich 

weiterhin um die Freundschaft Japans bemühen werde.30 ) 

Die Marine - und damit wohl auch das Kabinett Yonai -
schien also der Ansicht zu sein, mit einer Entscheidung 

über einen Kriegsbeitritt und damit für eine Stellung­
nahme zugunsten Berlins noch längere Zeit warten zu kön­

nen. Daß ein Entschluß aber schon wenige Monate später 
notwendig werden sollte, lag daran, daß die Entwicklung 

ganz anders verlief als in der Einschätzung der Admira­

lität, die Deutschland zur See sehr viel größere mili­

tärische Erfolge zutraute als zu Lande. 

Die abwartende Haltung des Kabinetts fand auch Ausdruck 

in einem Interview, das Außenminister Arita gleich am 

Tage seines Amtsantritts gab. Er äußerte darin, die Re­
gierung gedenke die Beziehungen zu allen Ländern zu ver­

bessern, soweit die Errichtung.einer neuen Ordnung Ost­

asiens davon nicht berührt werde. Die Bemühungen um ei-

nen Ausgleich mit den USA würden ebenso fortgesetzt wie 

die Versuche zur Regelung praktischer Fragen mit der 

UdSSR. Eingehend behandelte der Außenminister dann die 

Beziehungen zu den Achsenmächten: Tatsächlich habe der 
Antikominternpakt einen "Sprung• erhalten, er sei des­
wegen jedoch keineswegs ungültig, und wegen des bisheri­
gen freundschaftlichen Verhältnisses zu Deutschland und 

Italien existiere eine untrennbare Verbindung zwischen 
den drei im Kampf gegen den Status quo engagierten Län­

dern. Die Haltung Berlins und Roms gegenüber Tökyö sei 
wohlwollend, und die Kontakte müßten fortgesetzt werden.31)

Schon lange hatte man von offizieller japanischer Seite 

derart herzliche Äußerungen an die Adresse der Achsen­

mächte nicht mehr gehört. 
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Durch Aritas Weigerung, Abstriche am Programm der 

"Neuen Ordnung" zu machen, war die von ihm geplante Ver­

besserung der Beziehungen zu den Westmächten von vorn­

herein illusorisch. Obendrein begann wenige Tage nach 

der Bildung des Kabinetts Yonai für die japanische Re­

gierung die erste außenpolitische Krise, die das Ver­

hältnis zu London stark verschlechterte. Am 21. Januar 

stoppte ein englisches Kriegsschiff den japanischen Pas­

sagierdampfer Asama Maru, der sich auf der Fahrt von 

San Francisco nach Yokohama befand, kurz bevor er die 

heimatlichen Hoheitsgewässer erreichte. Ein Prisenkom­

mando ging an Bord und nahm 21 deutsche Staatsangehörige 

fest, meist Techniker im wehrfähigen Alter, die über 

Japan und die UdSSR ins Deutsche Reich zurückzukehren 

beabsichtigten.32) Botschafter Ott erhob unverzüglich
Beschwerde im Gaimushö und forderte Schritte, um die 

Freilassung der Gefangenen zu erreichen.33)

Die japanische Regierung richtete scharfe Proteste an 

London, verlangte die unverzügliche Freilassung der 

Deutschen und drohte anderenfalls eine ernsthafte Ver­

schlechterung der Beziehungen zu England an.34) In der

Öffentlichkeit und in der Presse trach ein Sturm der 

Entrüstung los. Selten war die· Nation in den letzten 

Jahren so einig gewesen. Antibritische Kundgebungen, 

die sich wie immer auch gegen "proenglische" Kreise 

wie die Jüshin und den Genrö richteten, fanden in allen 
größeren Städten statt, einmütig unterstützt von Heer, 

Marine, Presse und nationalistischen Organisationen.35)
Die Krise übte auch eine integrierende Wirkung auf die 
seit dem Hitler-Stalin-Pakt gespaltene nationalistische 
Bewegung aus. Organisationen, die nach dem Rücktritt 

Hiranumas eine klar antisowjetische Haltung eingenommen 
hatten und dabei bis zu einem gewissen Grade Sympathien 

für Großbritannien gezeigt hatten, schlossen sich der 
Protestbewegung an.36) Die aktivistischen Organisationen,

die seit längerem eine Politik im Einvernehmen mit der 

Achse und der UdSSR gefordert hatten, nutzten die Stirn-
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mung zur Propagierung ihrer Ansichten. Dazu gehörten an 

vorderster Front die von Suetsugu geführte "Volksliga 

zum Aufbau Ostasiens (Vorbereitungsstufe)", Nakanos Tö­

hökai, Hashimotos Dainihon Seinentö und Akamatsus Nihon 

Kakushintö.37) Auch die reformistischen Fraktionen der

beiden großen Parteien schlossen sich der allgemeinen 

Empörung an. Ebenso aufgebracht war natürlich die 

Sozialistische Massenpartei. Sie nutzte die Stimmung, 

um eine starke Außenpolitik und innere Reformen zu pro­

pagieren.38) Das Feuer wurde weiter angefacht durch die

englische Antwort, in welcher der Anspruch geltend ge­

macht'wurde, nicht nur Wehrmachtsangehörige, sondern 

alle männlichen Deutschen im wehrpflichtigen Alter von 

neutralen Schiffen zu holen.39)

Die unerwartet heftige Reaktion in Japan ließ London 

nach einem Kompromiß suchen, der Anfang Februar erreicht 

wurde: Neun der 21 Gefangenen würden freigelassen; dafür 

verpflichtete sich Japan, keine Passagiere der krieg­

führenden Mächte in wehrpflichtigem Alter mehr zu beför­

dern.40) Damit gingen die Briten zweifellos als Sieger

aus dem Streit hervor. Nicht nur behielten sie den Groß­

teil der Gefangenen, sondern die Abmachung ersparte ih­

nen auch den Einsatz von Patrouillen im Pazifik. Deutsch­

land, das im Gegensatz zu den Westmächten auf neutrale 

Schiffe zur Beförderung seiner Staatsangehörigen ange­

wiesen war, reagierte ausgesprochen verärgert auf die-

se 11 Lösung 11 • 41l

Sollte Arita darauf gehofft haben, daß auch die West­
mächte in Zukunft Konzessionen machen würden, sah er sich 
schnell getäuscht: Wenige Tage nach dem Asama-Maru-Zwi­

schenfall lief das japanisch-amerikanische Handelsab­

kommen aus, ohne verlängert worden zu sein. Der Warenaus­

tausch nahm zwar vorläufig seinen gewohnten Verlauf, 

und nur wenige Produkte wie z.B. Flu
1

zeuge unterlagen 

einem amerikanischen Exportverbot.42 Mit einem völli­

gen Handelsembargo durch die USA war jedoch jederzeit 
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zu rechnen.43) In Presse, Reichstag, Militär und natio­
nalistischen Organisationen wurde zunehmend Kritik an 
der "weichen" Haltung Aritas laut.44) Bereits zwei Tage 
nach dem Asama-Maru-Zwischenfall traten drei Kabinetts­
berater, die zu den radikalsten Kreisen gehörten, aus 
Protest gegen die um Ausgliich mit den Westmächten be­
mühte Politik Yonais und Aritas zurück: Admiral Suetsugu 
Nobumasa, General Matsui Iwane und Matsuoka Yösuke.45)
Bei der Neuvergabe der Ämter wurde streng darauf geachtet, 
keine im Verdacht probritischer Sympathien stehenden Per� 
sonen auszuwählen, um eine weitere Erregung zu vermei­
den.46) Der Ruf nach einer Wiederannäherung an Deutsch­
land und Italien tauchte nun.nicht nur aus den Reihen 
nationalistischer Organisationen und Parteien auf, son­
dern auch aus den konservativen Kreisen des Unterhauses.47) 

Die Polarisierung innerhalb des Parlaments und das Er­
starken radikaler Strömungen fanden ihren sichtbarsten 
Ausdruck in dem sogenannten "Saitö-Zwischenfall." Der 
Minseitö-Abgeordnete Saitö Takao hielt am 2. Februar 
gegen den Willen seiner Parteiführung im Unterhaus eine 
Rede, in der er scharfe Kritik an der bisherigen China­
politik übte. Er stellte in Frage, ob Japan in dem Krieg 
wirklich die gerechte Sache virteidige und äußerte star­
ke Zweifel, daß die beabsichtigte

0

Einsetzung einer Re­
gierung Wang wirklich zu einem Erfolg und zu einem Ein­
lenken Chungkings führen werde. In den Floskeln von 
"Heili

,
em Krieg" und "Neuer Ordnung" sah er reine Heuche­

lei.48 Nach einer stürmisch verlaufenen Debatte prote­
stierte die Armee heftig gegen die Ausführungen des Ab­
geordneten und forderte mit Erfolg die Streichung der 
umstrittenen Passagen in dem Sitzungsprotokol1.49) Auch
die Marine, die von der Kritik an der japanischen Expan­
sionspolitik ebenso betroffen war, empörte sich über 
Saitos Äußerungen.50) Arita nahm zu dem Streit indirekt
Stellung, indem er auf Anfrage in einem Ausschuß des 
Unterhauses ein klares Bekenntnis zu "Heiligem Krieg" 
und "Neuer Ordnung" ablegte und sich zur Verfolgung 
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dieser Ziele auch bei anhaltendem amerikanischen Wider­
stand verpflichtete.51)

Die Krise förderte die Integration innerhalb der natio­
nalistischen Bewegung weiter und führte unter dem anhal­
tenden Druck der Armee sowie rechtsgerichteter Organisa­
tionen zu einer tiefen Spaltung des Unterhauses und der 
Parteien. Nicht nur die radikalen Fraktionen wie Töhökai 
und Kokumin Domei, sondern auch große Teile der Soziali­
stischen Massenpartei, der konservativen Seiyükai und 
der etwas gemäßigteren Minseito, d.h. Saitös eigener 
Partei, forderten den Ausschluß des mutigen Abgeordneten 
aus dem Parlament. Anfang März verlor dieser auf Grund 
eines mit überwältigender Mehrheit gefällten Beschlusses 
seinen Sitz im Unterhaus, den er über 30 Jahre innegehabt 
hatte.52) Die Auseinandersetzungen innerhalb der Partei­
en förderten weiter dereiAuflösungsprozeß und führten zur 
Bildung eines promilitärischen radikalen Blocks, der im 
Frühjahr 1940 die Einparteienbewegung wiederbelebte 53)
und den Gedanken einer erneuten Anlehnung an die Achse 
propagierte. Wieder einmal vertraten die Aktivisten einer 
neuen Weltordnung - dem eigentlichen Streitpunkt der 
Saitö-Krise - die Ansicht, ihr Ziel sei am ehesten mit 
einer inneren Umstrukturierung Japans zu erreichen. Die 
Befürworter dieses neuen innen- und außenpolitischen 
Kurses, die sich aus allen Parteien zusammensetzten, 
waren praktisch identisch mit den Agitatoren, die den 
Kampf gegen Saitö geführt hatten. Die Sozialistische 
Massenpartei zerbrach als erste unter den inneren Span­
nungen: Der gemäßigte Flügel wurde ausgeschlossen und 
gründete unter dem bisherigen Vorsitzenden Abe Isoo eine 
neue Partei, die jedoch schon am Tage ihrer Konstituie­
rung vom Innenministerium wegen ihres "marxistischen 
Charakters" verbot�n wurde.54)

Die politische Unruhe brachte Arita in eine schwierige 
Lage, da Anfang Februar der Herzog von Sachsen-Coburg­
Gotha, der Präsident des Deutschen Roten Kreuzes, in 
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Tökyö eintraf. Er war vor geraumer Zeit zu der 2600-

Jahrfeier der legendären japanischen Reichsgründung ein­

geladen worden. Nun aber hätte es nach dem Asama-Maru­

Zwischenfall nicht mehr in die.Bemühungen des Gaimushö 

um Dämpfung der antibritischen Stimmung gepaßt, einen 

Gast aus Deutschland, welcher der einzige ausländische 

Vertreter gewesen wäre, derart hervorzuheben, zumal die­

ser in Begleitung eines engen Vertrauten Ribbentrops, 

Heinrich Georg Stahmers, anreiste. Auf eine Andeutung 

mit der Bitte, den Besuch zu verschieben,55) erklärte

sich Ribbentrop notgedrungen damit einverstanden und 

erteilte seinem Botschafter in Tökyö die Anweisung, den 

Aufenthalt Coburgs, der sich zu dieser Zeit schon unter­

wegs befand, nicht hochzuspielen.56) Da der Gast aber

nicht monatelang untätig in Japan warten konnte, wurde 
beschlossen, daß er nach den USA weiterrreise und dem 

Präsidenten des Amerikanischen Roten Kreuzes einen Be­

such abstatte.57) Die US-Botschaft in Tökyö zögerte je­

doch eine Zeitlang, der Delegation Visa zu erteilen, 

da - besonders wegen der Teilnahme Stahmers - der priva­

te Charakter der Reise angezweifelt wurde.58) Am 23.

Februar aber konnte die Gruppe endlich abreisen, und 

zwar ausgerechnet auf der Asama Maru.59) Erst einige

Monate später besuchte der Herzog v. Coburg Tökyö wie­

der, wurde vom Kaiser empfangen und überreichte dabei 

einen Brief Hitlers.60)

Der politische Charakter der Mission hatte durch die 

Person des Herzogs lediglich verschleiert werden sol­

len.61) In Wirklichkeit stand Stahmer im Mittelpunkt

der Gruppe, um im Auftrag Ribbentrops Möglichkeiten 
für eine Anknüpfung an die abgebrochene politische Ver­

bindung mit Japan.zu sondieren. Er führte daher noch 
vor der Weiterreise in die USA Gespräche mit Öshima, 

Shiratori und General Terauchi. Dabei kam er zu dem 

Schluß, daß sich die Politik der Regierung, sich um 

einen Ausgleich mit den Westmächten zu bemühen, vorläu­

fig nicht ändern werde. Er äußerte jedoch die Uberzeu-
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gung, daß die Position deutschfreundlicher Elemente in 

der Armee im Erstarken begriffen sei und die Volksstim­

mung weitgehend prodeutsch und antibritisch sei.62)

Inzwischen bemühte sich auch der neue japanische Bot­

schafter in Berlin, Kurusu Saburö, mit Deutschland wie­
der ins Gespräch zu kommen. Ende Januar betonte er in ei­

ner Unterredung mit einem Vertreter des Auswärtigen 

Amtes immer wieder seine Ansicht, daß die Beziehungen 

zwischen Tökyö und Berlin gestärkt werden müßten, das 

Schicksal beider Länder untrennbar miteinander verbun­

den sei und das Kaiserreich einen Ausgleich mit Moskau 

nach dem Beispiel Deutschlands anstreben müsse. Er ver­

sicherte - wohl ganz zu Recht - , Arita nehme mit seinen 

Uberzeugungen und seiner Politik eine Position zwischen 

der Öshima-Shiratori-Gruppe und den Anglophilen ein. 
Schließlich kam der Botschafter auf sein Hauptanliegen 

zu sprechen, indem er vor einem deutschen Angriff gegen 

Belgien und Holland warnte. Er befürwortete statt des­

sen Verhandlungen zur Beendigung des europäischen Krie­

ges und bot sogar eine japanische Vermittlung an.63)

In den Worten des Botschafters sp�egelte sich die zu­
nehmende Sorge seiner Regierung um das Schicksal Nie­

derländisch-Indiens wider. Gleich nach dem Amtsantritt 

der Regierung Yonai hatte Arita Holland zur Aufnahme von 

Wirtschaftsverhandlungen gedrängt und - wenn auch ver­

geblich - versucht, dem Lande eine Garantie für seine 
territoriale Integrität aufzudrängen.64) Anfang Februar

ließ er Den Haag eine Wunschliste für eiren erheblichen 

Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen vorlegen,65) die noch
auf einer Anweisung seines Vorgängers basierte. Die Hol­

länder, die eine Einbeziehung in den ostasiatischen 
Wirtschaftsblock d�s Kaiserreiches fürchteten,66) zöger­

ten ihre Antwort monatelang hinaus. Dieses Schweigen 
rief in Japan starke Nervosität hervor, und Vizeaußen­

minister Tani übergab auch dem niederländischen Gesandten 
in Tökyö, General Pabst, am 8. März die Bedingungen in 
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der Hoffnung, den Verhandlungsbeginn beschleunigen zu 
können.67)

Einen militanteren Kurs schlug Tökyö gegenüber Frankreich 
ein, das sich in Indochina fast wehrlos dem aggressiven 
japanischen Militär gegenübersah. Die Hauptursache lag 
in der Rolle, welche die Versorgungswege für die Regie­
rung in Chungking spielten. Die Bombardierungen der 
Yünnan-Bahn zwischen Dezember 1939 und Februar 1940 
zwangen Frankreich an den Verhandlungstisch.68) Dabei
erhöhte Japan seine bisherigen Forderungen, indem es die 
Einstellung der Transporte für alle Waren verlangte, die 

geeignet sein könnten, Chiang zu stärken.69) Anderenfalls 

drohte der japanische Botschafter in Paris eine Auswei­
tung der Kampfhandlungen von Nanning bis in das chinesisch­
indochinesische Grenzgebiet an.?O) Proteste .der angel­
sächsischen Mächte wies Tökyö mit dem Hinweis auf mili­
tärische Notwendigkeiten zurück.71) Ende April wurden
die Luftangriffe wieder aufgenommen,72) die das Gaimushö
mit Rücksicht auf die laufenden Verhandlungen verzögert 
hatte .73)

Je mehr sich die Beziehungen zu den Westmächten ver­

schlechterten, desto mehr gewann in Japan die Bewegung 
für eine Annäherung an Moskau - etwa durch den Abschluß 
eines Nichtangriffsvertrages - an Stärke. Die Agitatoren , 
allen voran Shiratori,74) hofften, dadurch auch wieder
die Bande zur Achse zu festigen und den Ubergang zu ei� 
ner eindeutig antibritischen Politik zu erreichen. Auch 
Botschafter Tögö in Moskau hatte bereits im November 
1939 einen Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion vorge­

schlagen. Allerdings bildete für ihn nicht eine Wieder­
annäherung an Berlin das Ziel, sondern lediglich eine 

Stärkung der japanischen Position gegenüber Amerika und 
China.75) Von dem in seine Endphase eingetretenen Kabi­
nett Abe hatte Tögö keine Antwort mehr erhalten,76)
doch scheinen sich seine Gedanken in den am 28. Dezember 
gebilligten außenpolitischen Richtlinien wiederzufinden, 
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in denen der Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit der 
UdSSR nicht völlig ausgeschossen wurde. Arita dagegen 
erklärte gleich nach seinem Amtsantritt, ein derartiges 

Abkommen sei erst für die ferrare Zukunft denkbar.??) Der 
Gedanke paßte nicht zu seinen traditionell antisowjeti­
schen und antikommunistischen Grundvorstellungen. Außer­
dem hätte eine allzu starke Annäherung an die UdSSR sei­
ne Bemühungen um einen Ausgleich mit England und Amerika 

erschwert,78) deren Beziehungen zu Moskau wegen des sow­
jetisch-finnischen Winterkrieges äußerst gespannt waren. 

Den Bemühungen Tögös kam jedoch zugute, daß seit Januar 
1940 auch im Generalstab die Möglichkeit einer Verbesse­
rung der Beziehungen zur UdSSR als Mittel zur Beilegung 

des China-Krieges untersucht wurde. Im Zentrum dieser 
Planungen stand Generalmajor Tsuchihashi Yüichi, der 
Chef der 2. Sektion, der äußerst unzufrieden mit der pas ­
siven Haltung der Regierung war.79) Als seine rechte 

Hand fungierte Oberstleutnant Kötani Etsuo, Chef der 
Rußland-Gruppe im Generalstab und ehemaliger stellver­
tretender Militärattache in der UdSSR. Dieser hatte 

schließlich den rettenden Einfall, der aus der Sackgasse 

der innerjapanischen Auseinandersetzungen führen sollte : 
Nicht ein spektakulärer Nichtahgriffsvertrag nach Art 
des Hitler-Stalin-Paktes solle ge�chlossen werden, son­
dern ein Neutralitätsabkommen nach dem Beispiel des 

deutsch-sowjetischen Vertrages von 1926. Dadurch könnte 

der UdSSR die Verpflichtung auferlegt werden, ihre 
Hilfe für Chiang einzustellen.BQ) 

Innerhalb des Generalstabs traf Tsuchihashi auf uner­
wartet geringen Widerstand gegen seinen Plan. Darum be­
mühte er sich im März und April 1940 um die Zustimmung 
von Kriegs-, Marine- und Außenministerium. Die Marine 

unterstützte die Idee uneingeschränkt, da für sie, die 

traditionell die Forderung nach einer defensiven Hal­
tung gegenüber d er UdSSR vertrat, diese Wendung der 
Armee höchst willkommen war. Auf Ablehnung stieß Tsu­
chihashi dagegen wieder im Gaimushö.81)
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Inzwischen wurde Botschafter Tögö ungeduldig, der an­
scheinend noch immer ohne klare Anweisung war. Die UdSSR 
selbst hatte seit Ende März mehrmals ihre Verhandlungs­
bereitschaft über eine Verbesserung der bilateralen Be­
ziehungen angedeutet; 82) auch die Gespräche über eine 
Festlegung des mandschurisch-mongolischen Grenzverlaufs 
wurden wieder aufgenommen.83) Offenbar wollte die Sow­
jetunion dadurch ihre Verhandlungsposition gegenüber 
den Westmächten weiter stärken, nachdem ihre internatio­
nale Stellung durch den Hitler-Stalin-Pakt aufgewertet 
worden war. Tögö entsandte daher einen Angehörigen sei­
ner Botschaft, Saito Kiuro, zu Unterredungen über den 
eventuellen Abschluß eines Nichtangriffspaktes nach 
Tökyo. 84) Ein derart weitgehendes Abkommen war immer noch 
einzig und allein die Idee Tögös und basierte nicht etwa 
auf einem entsprechenden Vorschlag der sowjetischen Seite. 
Saito stieß in Tökyo bei Heer, Marine und Außenministe­
rium auf einmütige Ablehnung.85) Statt dessen wurde er
vertraulich in den Plan des Generalstabs für einen Neu­
tralitätsvertrag eingeweiht,86) .der in den folgenden· 
Wochen auch die Grundlage für Gespräche zwischen Heer, 
Marine und Gaimusho auf mittlerer Ebene bildete.87) 

Kötanis Konzept passierte ungewöhnlich schnell alle 
Konferenzen und Kabinettssitzungen und bildete die Grund­
lage für eine Anweisung, die Ende Mai an Togö erging.88) 

Der Botschafter jedoch nahm die Verhandlungen entgegen 
dem erklärten Willen des Gaimushö nicht gleich auf, 
da die Anordnungen seinen eigenen Plänen zuwiderliefen. 
Er verfolgte noch immer seine Idee für den Abschluß 
eines Nichtangriffspaktes und wollte zumindest einen 
entsprechenden Zusatzartikel in den Entwurf des Gaimushö 
einfügen.89) Der Botschafter, der die erhaltene Anwei­
sung einfach nicht ausführte, verhielt sich damit genau­
so eigenmächtig wie früher Öshima und Shiratori, um das 
Außenministerium zum Nachgeben zu zwingen. Tögö hielt 
die Stellung der UdSSR in Europa angesichts der inter-
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nationalen Entwicklung für so gestärkt, daß Moskau nicht 
bereit wäre, einem Vertrag zuzustimmen, der nur eine so 
leichte politische Verbindung vorsah und einseitig für 
Japan Vorteile bringen würde. Er schlug deshalb eine ge­
genseitige "Nichtangriffsverpflichtung' vor.90) Arita
und sein Vizeminister Tani dagegen beurteilten die Si­
tuation anders - und man wird sagen müssen: zu opti­
mistisch. Sie waren der Ansicht, die UdSSR sei zur Zeit 
derart auf Europa fixiert, daß sie mit Japan einen Aus­
gleich auf allen Gebieten anstreben werde.91) Mit Unmut
nahm der Außenminister die in Japan anwachsende Stimmung 
für einen Nichtangriffspakt mit der Sowjetunion zur 
Kenntnis, hinter dem er ganz �ichtig ein Mittel zur Wie­
derannäherung an die Achsenmächte vermutete und damit 
eine Gefährdung seiner Ausgleichsversuche mit den angel­
sächsischen Mächten. 92) Nach einem mehrwöchigen Tele­
grammwechse193) zwang schließlich Tögö die japanische 
Regierung zu einem Kompromiß: In den Entwurf wurde ein 
Artikel über die "wechselseitige Respektierung der ter­
ritorialen Integrität" aufgenom�en.94) Damit wurden die
Auseinandersetzungen zwischen Tögö und dem Gaimushö bei­
gelegt, die den Verhandlungsbeginn bis Anfang Juli 1940 
verzögert hatten. 

Auch in der Chinapolitik ergriff die japanische Regie­
rung die Initiative und ließ am 30. März in Nanking end­
lich eine Regierung unter Wang einsetzen.95) Diese Ak­
tion verschlechterte jedoch die Beziehungen zum Ausland 
weiter und war andererseits nicht deutlich genug, um in­
nerhalb Japans als Weichenstellung für eine langfristige 
Politik angesehen zu werden. Nicht einmal die Regierung 
in Tökyö erkannte das neue Regime diplomatisch an; au­
ßerdem wurden die qirekten Ausgleichsversuche mit der 
Kuomintang noch monatelang fortgesetzt,96) für die sogar
Kriegsminister Hata seine Zustimmung gab.9?) Tökyö hielt
sich damit die Möglichkeit offen, einen Ausgleich zwi­
schen Wang und Chungking anzustreben oder letztlich Wang 
zugunsten von Chiang fallenzulassen. 
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Enttäuschend war die Reaktion des Auslands auf das neue Re­

gime.98) England zeigte zwar, obwohl es eine offizielle An­

erkennung Wangs ablehnte , Bereitschaft, inoffizielle Kon­
takte auf Gebieten zu unterhalten, wo britische Interessen 

berührt waren,99) schwor j edoch auf amerikanischen Druck 
hin allen eventuellen Plänen für eine Zusammenarbeit ab.1 00) 

Die USA sahen die Regierungsbildung durch Wang als reinen 
Akt j apanischer Expansionspolitik an

101) und bekräftigten 

ihre Entschlossenheit, Chiang als einzigen legitimen Ver­

treter Chinas weitere Unterstützung zu gewähren. Gleichzei­

tig kündigte Washington einen neuen Kredit für Chungking 

an.102) Auch Japans Beziehungen zur UdSSR wurden durch

Wangs Regierungsbildung weiteren Belastungen unterwor­
fen.103) Die einzige Macht, die unverzüglich das neue Re­

gime anerkannte, war Italien.104) Berlin dagegen hatte es 

nicht eilig, den Japanern einen derartigen Gefallen zu tun, 

und riet auch Rom von einem solchen Schritt ab, doch war 

es für eine Änderung der italienischen Haltun
� 

wegen der

bereits gegebenen Zusage an Japan zu spät.1 05 Ribbentrop

erteilte seinen diplomatischen Vertretern in Tökyö und 

Schanghai die Anweisung, bezüglich einer eventuellen Aner­

kennung durch Berlin völlige Zurückhaltung zu üben.106) 

Zugeständnisse an Tökyö sollten künftig ihren Preis haben, 
nämlich eine endgültige Bindung· an Deutschland. Außerdem 

nahm das Auswärtige Amt noch immer Rücksicht auf China, 

das in Zukunft als Rohstofflieferant wieder an Bedeutung 
gewinnen könnte, und auf die Sowj etunion, der an der Er­

haltung von Chiangs Widerstandskraft gelegen sein mußte. 

Für die Pläne Ribbentrops war die Entwicklung in Japan, 
die durch eine rapide Verschlechterung in den Beziehungen 

zu den Westmächten, Versuche zur Annäherung an die UdSSR 
und eine innere Radikalisierung geprägt war, ausgespro­

chen günstig. Auch die Tatsache, daß die Gefahr eines 

völligen amerikanischen Wirtschaftsembargos die Erschlie­

ßung anderer Märkte erforderte, begünstigte eine Wieder­

annäherung an Deutschland. Für Tökyö war nun j eder ein-
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zelne Handelspartner wichtig, mochte der Warenaustausch 

auch noch so gering sein. Das stellte eine deutsche 

Wirtschaftskommission unter Emil Helfferich, dem Vorsit­
zenden der Deutsch-Ostasiatischen Gesellschaft, Ende Fe­

bruar in Tökyö bei Gesprächen mit verschiedenen Wirt­

schaftsgruppen fest.107) Die veränderte Haltung Japans

brachte für Deutschland auch deswegen Vorteile, da sich 
das Kaiserreich nun kooperativer bei Bezügen und Trans­

porten von Rohstoffen im Fernen Osten zeigte. Ohne diese 

Zusammenarbeit wäre ein Teil des nach langen Verhandlun­
gen endlich am 11. Februar 1940 abgeschlossenen deutsch­

sowjetischen Wirtschaftsabkommens10S) 
wertlos geworden, 

das die Beförderung von Waren auf der Transsibirischen 

Eisenbahn für Berlin ermöglichte, vor allem Lieferungen 

von Soj abohnen aus der Mandschurei.109) Dadurch konnte 

die britische Blockade zumindest teilweise unterlaufen 

werden, doch war Deutschland für Bezüge aus dem besetzten 

China und für Transporte aus Südostasien in mandschuri­
sche oder sowj etische Fernosthäfen auf eine weitergehen­

de Zusammenarbeit und die Unterstützung durch J apan ange ­
wiesen. Im Frühjahr festigte sich in Tökyö die Bereit­

schaft, diese Lieferungen über Sibirien trotz des beste­
henden englischen Druckes zu ermöglichen.110 ) 

Das Ziel einer Wiederannäherung an Tökyö spielte auch 

eine Rolle in den Gesprächen, die Ribbentrops ab 8. März 
in Rom führte, um sich über Italiens Haltung vor der 

geplanten West-Offensive zu informieren. Er überbrachte 

dabei einen Brief Hitlers an Mussolini, in dem u.a. der 

Wert eines starken Japan erwähnt wurde! 11) Ebenso beton­

te Ribbentrop selbst die Bedeutung des Kaiserreiches als 
Gegengewicht zu den angelsächsischen Mächten. Außerdem 

lo�te er die Beziehungen zur UdSSR und fand auch bei Mus­

solini, der bei diesen Unterredungen Bereitschaft für ei­

nen späteren Kriegseintritt an der Seite des Reiches 
zeigte, Interesse an einem Ausgleich mit der So wj etuni­

on .
1 12) Nach seiner Rückkehr ließ der deutsche Außen-
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minister seinen sowjetischen Kollegen Molotow über die 
Ergebnisse seiner Besprechungen in Rom unterrichten und 
hob Deutschlands Interesse an einer Verbesserung der 
Beziehungen zwischen der UdSSR und Italien hervor.113) 

Die Idee eines Viermächteblocks schien nicht mehr völlig 
unrealistisch zu sein. Auch Ott bemühte sich darum, 
Kontakte zwischen Japanern und Vertretern der sowjeti­
schen Botschaft zu vermitteln, konnte das bestehende 
Mißtrauen aber vorerst nicht ausräumen.114) 

In Japan löste Ribbentrops Reise und die plötzliche Wie­
derbelebung der deutsch-italienischen Kontakte starke 
Besorgnis aus, da man dahinte� die Vorbereitung einer 
Friedensinitiative vermutete.115) Nichts wäre für Tökyö
ungelegener gekommen als ein Ausgleich unter den europä­
ischen Nationen, durch den starke Kräfte der Westmächte 
für Ostasien freiwürden. In Wirklichkeit aber zielten 
die deutschen Aktivitäten darauf ab, England in der be­
vorstehenden Entscheidungsschlacht zu isolieren. Anfang 
März hatte der amerikanische Unterstaatssekretär Sumner 
Welles Berlin einen Besuch abgestattet und massive War­
nungen an das Reich gerichtet.116) Ribbentrop, in dessen
Politik während der Dreierverhandlungen in den Jahren 
1938 und 1939 schon gelegentlich die Absicht angeklungen 
war, die USA mit Hilfe Japans zur Neutralität in einem 
künftigen Krieg zu zwingen, 117) betrachtete seit dem
Frühjahr 1940 das fernöstliche Kaiserreich in verstärk­
tem Maße als Gegengewicht gegen die Vereinigten Staaten. 

Für Arita aber besaß immer noch ein Ausgleich mit den 
Westmächten Vorrang vor einer Annäherung an die UdSSR 
und Deutschland. Dazu nahmen er und Vizeaußenminister 
Tani die Gespräche. mit Craigie Anfang März wieder auf; 
parallel dazu führte der Londoner Botschafter Shigemitsu 
Unterredungen mit dem Foreign Office. Die Verhandlungen 
kamen überraschend gut voran, da die Tientsin-Frage für 
beide beteiligten Mächte in den Hintergrund getreten war. 
Im letzten Augenblick aber traten wieder Komplikationen 
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auf, da die japanische Armee eine Garantie ablehnte, die 
Blockade der englischen Konzession in Tientsin nicht zu 
wiederholen. Daher wurden die Ausgleichsverhandlungen 
etwa am 20. April wieder einmal auf unbestimmte Zeit 
vertagt.118) Hauptverantwortlicher für das Scheitern
und Führer der radikalen Heereskreise, welche die erneute 
Aufnahme der Craigie-Arita-Gespräche als Provokation an­
gesehen hatten, war Mutö Akira, der Chef des Militärbü­
ros im Kriegsministerium. Aritas Ausgleichsversuche paß­
ten nicht mehr zu den wahren Machtverhältnissen in Japan. 
Darüber konnten die seit Jahren nicht mehr gekannte Har­
monie innerhalb des Kabinetts, 119) die guten Beziehungen
zwischen Regierung und Hof120). und Aritas gefestigte Kon­
trolle über das Gaimushö 121) nur kurzfristig hinwegtäu­
schen. Die Kritiker der Regierungspolitik waren zuneh­
mend der Ansicht, die Distanzierung von der Achse sei 
von den angelsächsischen Mächten nicht honoriert worden 
und das Kaiserreich laufe Gefahr, völlig isoliert und in 
seiner Bewegungsfreiheit weiter eingeengt zu werden. Auch 
im Reichstag drängten zahlreiche Abgeordnete den Außen­
minister zu stärkerer Fühlungnahme mit Deutschland und 
Italien. Arita zeigte sich zwar entschlossen, die Poli­
tik der Nichteinmischung fortzusetzen, doch kam dem 
Trend zu einer Wiederannäherung an Berlin und Rom die 
scharfe Kritik entgegen, die Kriegs- und Marineminister 
an den angelsächsischen Mächten wegen ihrer ablehnenden 
Haltung gegenüber Wang übten.122) In der gereizten At­
mosphäre kursierten wieder einmal Putschgerüchte in 
Tökyö.123) Die Marine traf Vorbereitungen, um im Falle
eines Staatsstreiches den Kaiser auf einem Kriegsschiff 
in Sicherheit zu bringen.124) 

Auch die Admiralität zeigte ein wachsendes Interesse an 
engeren Beziehungen zu Berlin. Sie ließ Marineattache 
Wenneker wissen, das Auftreten deutscher Seestreitkräfte -
besonders das von U-Booten - in ostasiatischen Gewässern 
würde jetzt von japanischer Seite sehr begrüßt werden.Die 
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Marine sei bereit, jede mögliche Unterstützung zu gewäh­

ren. Ott vermutete dahinter die Furcht vor britischen 

Blockademaßnahmen in japanischen Gewässern.125)

Inzwischen endete am 26. März die Sitzungsperiode des 

Reichstages, die durch die Sait6-Krise so nachhaltig ge­

stört worden war. Die Regierung hatte trotzdem die Bil­

ligung von fast allen Gesetzesvorlagen und des Budget­

entwurfs erreichen können.126) Ansonsten aber ging die

Regierung schwer angeschlagen aus der Sitzungsperiode 

hervor, in der die Bewegung zur Bildung einer Einheits­

partei und einer Anlehnung an die Achsenmäbhte entstanden 

war.127) Die Armee, die 1938 der Einparteienidee noch

relativ gleichgültig gegenübergestanden hatte, zeigte 

ein wachsendes Interesse an der sich bietenden Chance, 

ihre Stellung durch eine Verbindung mit nationalistischen 
Elementen im Parlament zu stärken. Besonders Generalma­

jor Mutö Akira knüpfte dazu die Fäden.128) Am 25. März,

am Tage vor dem Abschluß der Sitzungsperiode, hatten über 

100 Mitglieder des Unterhauses die "Abgeordnetenliga für 

die Vollendung des Heiligen Krieges"129) gegründet, eine

Vereinigung der reformistischen Fraktionen. Dazu gehör­

ten Vertreter der Kuhara-Gruppe in der Seiyükai und der 

Nagai-Fraktion in der Minseitö, die aus der SaitO-Krise 

siegreich hervorgegangenen radikalen Reste der Soziali­

stischen Massenpartei sowie die rechtsextremen Parteien 
Töh6kai, Kokumin D6mei und Nihon Kakushintö. Die neue 

Organisation, "die unverzüglich die Zusammenarbeit mit 
der Mutö-Gruppe in der Armee aufnahm, forderte die Auf­

lösung aller bestehenden farteien und die Gründung einer 
"einzigen mächtigen neuen Partei". Sie sollte damit zu 
einem der Träger von Kanoes ''Neustruktur-Bewegung" wer­

den.130) Zu den weiteren Zielen, die von der Liga pro­

klamiert wurden, gehörten die Schaffung eines von Japan 

dominierten ostasiatischen Blocks, die Verbindung mit 

Ländern, die die "Neue Ordnung" anerkennen würden, so­

wie eine Korrektur des liberalen Wirtschaftssystems.131)
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Konoe, der nun selbst politisch wieder aktiver wurde, 
äußerte Ende März überraschend den Wunsch, eine sechs­

monatige Reise nach Europa und Amerika zu unternehmen, 
um sich ein Bild von der dortigen Situation zu verschaf­

fen.132) Die japanische Regierung hatte jedoch Bedenken, 
daß der Besuch eines derart prominenten Politikers im 

In- und Ausland als offizielle Mission aufgefaßt würde 

und zu Spekulationen führen könnte.133) Völlig ablehnend

wurde die Haltung von Hofkreisen und Kabinett, als in 

Kanoes Umgebung geäußert wurde, der Fürst plane ledig­

lich eine Reise nach Deutschland, Italien und in die 

UdSSR, halte dagegen einen Aufenthalt in Amerika und 
England für "überflüssig".134) Konoe gab schließlich
seine Absichten angesichts der allgemeinen Gegnerschaft 
auf.135)

Arita entschloß sich für die Entsendung eines kompeten­

teren Beobachters nach Europa und bat daher im März den 

ehemaligen Außenminister Satö Naotake, eine Sonderge­

sandtschaft nach Rom zu leiten, um frühere Besuche ita­

lienischer Delegationen zu erwidern. Außerdem sollte 

der Diplomat Wirtschaftsverhandlungen führen und sich 

generell ein Bild von der Lage in Europa verschaffen. 

Unter den 23 Mitgliedern der Delegation, die am 10. 

April abreiste, befanden sich zahlreiche Führer der 

japanischen Wirtschaft und Regierungsbeamte.136) Neben

einem langen Aufenthalt in Italien war vorgesehen, daß 

die Delegation auf dem Rückweg einen kurzen Besuch in 
Berlin abstatte.137) Die bevorzugte Behandlung Italiens,

einem - wenn auch gegenwärtig "nichtkriegführenden'' -
Verbündeten des Deutschen Reiches, und die Einbeziehung 

der Reichshauptstadt in das Besuchsprogramm zeigten 
deutlich den neuen außenpolitischen Trend Japans, der 

auch durch den von Satö offenbar gehegten Plan für pri­
vate Besuche in Paris und London nicht verschleiert 

werden konnte. 
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Inzwischen geriet Bewegung in die erstarrten Fronten des 
europäischen Krieges. Am 9 . April begann die erfolgrei­
che deutsche Invasion in Dänemark und Norwegen, durch 
die das Prestige Englands als maritim überlegener Macht 
schwer erschüttert wurde. In Japan fühlten sich die jeni­
gen Kräfte bestätigt und gestärkt, die seit Monaten 
einen Sieg des Reiches prophezeit hatten. In Tökyö wuchs 
nun die Befürchtung, der seit Monaten erwartete deutsche 

Angriff auf Belgien und die Niederlande stehe unmittel­
bar bevor. Die Sorge, daß dann die USA und England 
Niederländisch-Indien besetzen würden, erfaßte vor allen 
Dingen die Marine, 138) in der nun der Ruf nach einem 
militärischen Vorstoß in die holländische Kolonie auf­
tauchte. 139 ) Diese Forderung fand auch teilweise Zustim­
mung auf einer Konferenz der Abteilungschefs innerhalb 
der Admiralität. 140) Bald folgte die Arbeit an einer 

Studie über die von Japan einzuschlagende Politik für 

den Fall, daß die holländische Neutralität verletzt 
werden sollte.141) 

Die Regierung besaß zu diesem Zeitpunkt überhaupt noch 
keine klare Konzeption für eine Politik gegenüber Nie­
derländisch-Indien, war aber mit Sicherheit noch nicht 
zur Anwendung von Gewalt entschlossen. Zunächst galt es, 
einen Griff anderer Mächte nach der holländischen Kolo­
nie zu verhindern. Auf den Druck der Marine hin erklärte 

Arita daher am 15. April im Anschluß an eine Sondersit­
zung des Kabinetts142) gegenüber Pressevertretern, die 

Südseeregion - vor allem Niederländisch-Indien - sei 

mit Japan besonders eng verbunden. Sollte der europäi­
sche Krieg auf Holland übergreifen und davon der Status 
quo Batavias berührt werden, so würde das Kaiserreich 
davon zutiefst betroffen sein.143) Mit dieser Warnung 
hoffte Arita, die kriegführenden Mächte zum Stillhal­
ten in Südostasien zu veranlassen144) und damit auch den 
in Japan offenbar kursierenden Plänen für einen "zweiten 
Mandschurischen Zwischenfall in Niederländisch-Indien" 
den Boden zu entziehen.145) 
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Mit seinem Interesse an Niederländisch-Indien aber be­
schwor Arita das Mißtrauen der Westmächte geradezu herauf. 
Die holländische Regierung erklärte unverzüglich, sie 

habe keine Macht um Schutz für ihre Kolonie ersucht 
und werde auch in Zukunft keinen derartigen Schritt un­
ternehmen; ebenso werde sie ein Hilfsangebot oder eine 

Intervention irgendeiner Art von Seiten des Auslandes 
ablehnen.146) Selbst für den Fall aber, daß Holland in 
den europäischen Krieg verwickelt werden sollte, wurde 

eine Fortsetzung der Handelsbeziehungen zwischen Nieder­
ländisch-Indien und Japan zugesagt.147) Die Gouverneurs­
verwaltung in Batavia gab außerdem Pläne zu erkennen, 
im Falle eines deutschen Angriffs auf das Mutterland 
als unabhängige Regierung weiterexistieren zu wollen.1 48) 

Auch auf die USA mit ihren starken Wirtschaftsinteressen 

in Niederländisch-Indien149) und ihrer Furcht vor einer 

japanischen Hegemonie in Südostasien wirkte Aritas Er­
klärung alarmierend. Amerika richtete daher eine scharf 
formulierte Warnung an Tökyö150) und beließ außerdem 
seine Pazifik-Flotte in Hawaii, wo sie sich zu Manövern 

aufgehalten hatte. Das schwache England dagegen reagier­
te viel vorsichtiger. Der parlamentarische Staatssekre­
tär für Auswärtige Angelegenheiten antwortete am 18. 
April im Unterhaus auf eine Anfraie, die britische Regie ­
rung sei ebenso auf die Erhaltung des Status quo in 
Niederländisch-Indien bedacht wie Japan.1 51 ) Etwa eine 

Woche später wurde Botschafter Shi
1

emitsu diese Ansicht
in offizieller Form mitgeteilt.152 Im Gegensatz zu Lon­
don rief Aritas Erklärung in den Dominien eine starke 

Beunruhigung hervor, besonders in Australien .153) Noch
aber waren alle drei hauptinteressierten Großmächte -
Japan, England und.Amerika - grundsätzlich an einer Erhal­
tung des Status quo interessiert. Der künftige Konflikt 
zwischen Tökyö und Washington , wer in ein sich bildendes 
Machtvakuum in Südostasien hineinstoßen und e� ausfüllen 
werde, war j edoch bereits im Kern angelegt . 
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Wenige Tage nach Aritas Erklärung, 

Studie der Admiralität zur Politik 

disch-Indien vor.154) Danach waren
Hollands Zukunft denkbar: 

am 20. April, lag die 

gegenüber Niederlän­

folgende Fälle für 

1. Ein Kriegseintritt gegen England an deutscher Seite,
2. eine Kriegsteilnah�e mit England gegen Deutschland,
3. eine Wahrung der Neutralität.

In dem ersten Fall sei zu erwarten, daß England die nie­
derländische Kolonie besetzen bzw. unter seinen Schutz
stellen würde. Die Admiralität rechnete zwar nicht mit
einer dadurch bedingten plötzlichen Änderung der Handels­
beziehungen zu Batavia, doch erwartete sie bei einer
Stärkung von Großbritanniens Stellung langfristig Wirt­
schaftsdruck, Versuche zur Schaffung einer englischen
Monopolstellung in Niederländisch-Indien und Behinderun­
gen für Japans Absichten, seinen Einfluß nach "Süden"
auszudehnen.155)

Auch in dem zweiten Falle hielt die Admiralität es für 
möglich, daß die holländische Kolonie unter britisches 
Protektorat gestellt würde. Eine Alternative dazu wurde 
in einer gemeinsamen Schutzerklärung durch eine der fol­

genden Mächtegruppen gesehen: USA-England, Japan-England 

oder Japan-USA-England. Am wenigsten erwünscht war der 

Admiralität eine Einmischung der Vereinigten Staaten, 

die dann mit Sicherheit versuchen würden, eine dauer­

hafte Hegemonie über Ost- und Südostasien zu errichten. 

Die Admiralität sah daher einen gemeinsamen Schutz mit 

Großbritannien über Niederländisch-Indien als vorteil-
ft t 1.. 156)ha es e osung an. 

Für den dritten Fall, eine Wahrung der holländischen 

Souveränität, hielt die Marinestudie es für möglich, 
daß Niederländisch-Indien seine Neutralität allein ver­

teidigen würde. Anderenfalls könnte sie von neutralen 
Mächten geschützt werden, d.h. entweder von Japan, von 

den USA oder von beiden Nationen gemeinsam.Die Admira­
lität fürchtete jedoch, daß Den Haag nur die Vereinigten 
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Staaten um Schutz für seine Kolonie bitten könnte und 

daß dann Washington freudig zustimmen würde. Man hielt 

es auch nicht für ganz ausgeschlossen, daß das holländi­

sche Mutterland selbst unter deutschen "Schutz" gestellt 

würde und auf eine Andeutung Berlins hin Japan um Pro­

tektion für seine Besitzung in Südostasien bäte. Die 

Admiralität fürchtete jedoch, daß dann England schneller 

handeln und Niederländisch-Indien besetzen würde.157)

Vorsichtshalber traf die Admiralität unverzüglich Vorbe­

reitungen für militärische Maßnahmen gegen Niederländisch­

Indien, die besonders für den Fall vorgesehen waren, daß 

die angelsächsischen Mächte als erste Flotteneinheiten 

in die holländische Besitzung entsenden sollten.158)

Radikale Gruppen der reformistischen Rechten griffen 

Aritas Erklärung bezüglich Niederländisch-Indien als 

Zeichen der Schwäche und als Unterstützung des Status 

quo an. Statt dessen forderten sie eine unverzügliche 

Besetzung durch Japan, um einem Zugriff durch Amerika 

und England zuvorzukommen, und betonten die zentrale 

Bedeutung der Inseln für die "Neue Ordnung" Ostasiens.159)

Auch innerhalb des Gaimushö verstärkte sich der Druck 

für eine Verbindung mit Berlin und Rom als Voraussetzung

f.. . . . h M ht . t. 160) D · Sh· t · ur eine Japanisc e ac erwei erung. ie ira ori-

Fraktion legte eine Studie zur Außenpolitik vor, in der 

sie die Bildung eines Viermächteblocks unter Einschluß

der UdSSR forderten.161) Auch Regierung und Hof zeigten

sich nun gegenüber Deutschland aufgeschlossener, wie der

am 30. April endlich stattgefundene große Empfang des 

Kaisers und anderer Würdenträger für den Herzog von 

Coburg zeigte.162)

Diese Entwicklung verband sich mit den aus vielen Quel-

len gespeisten Bestrebungen für eine Einheitspartei un-

ter Kanoe. Seit Mitte April beteiligten sich auch dessen

Freunde an der Bewegung, allen voran Arima Yoriyasu, die

bereits 1938 einen Versuch zur Bildung einer politischen

Massenbasis unternommen hatten.163) Kanoe aber zögerte,164)
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da er selbst noch eine gemäßigtere Politik verfolgte, 

z.B. eine - auch von Teilen der Armee angestrebte -

direkte Friedensregelung mit Chiang.165) Eine Vergröße­
rung seines Einflusses suchte er nicht durch eine Partei­

gründung und eine darauf folgende Kabinettsbildung zu 
erreichen, sondern durch eine Ausweitung der Rechte für 

den Staatsrat, dessen Präsident er selbst war. I nsbeson­
dere bemühte er sich darum, diesem Gremium das Recht 

zur Auswahl eines Premierministers bei einem anstehen­

den Regierungswechsel übertragen zu lassen. Damit wäre 

Konoe eine Art "neuer Genr6" geworden , doch konnte er 

für seine Ideen den Hof nicht gewinnen, wo man die Männer 
seiner Umgebung fürchtete .166)

Neben den rechtsgerichteten Parlamentariergruppen und 
Konoes persönlichem Freundeskreis organisierten sich 
auch die wichtigsten Reformistengruppen unter Einschluß 

außerparlamentarischer Organisationen neu, um die Bewe­
gung für eine expansive Außenpolitik und eine Einheits­
partei zu fördern. Am 29. April . dem Geburtstag des Kai­

sers, wurde unter großem propagandistischem Aufwand die 

von Admiral Suetsugu Nobumasa geleitete "Volksliga für 

den Aufbau Ostasiens " gegründet, 167) die sich bereits

im Dezember des vorauf
�

egangene n Jahres provisorisch

konstituiert hatte.168 Zu den Zielen dieser Vereinigung

gehörte eine Verbesserung der Beziehungen zur UdSSR, 

eine Verbindung mit den "neuen" Staaten Deutschland und 

Italien, eine Verstärkung der antibritischen Agitation, 

eine Expansion nach Süden, die Gründung einer Einheits­
partei nach nationalsozialistischem Vorbild und der Uber­
gang zu einer gelenkten Wirtschaftsordnung.169) Damit

wurde dem Kabinett Yonai der Kampf angesagt , dem die Re­
formisten den Vorwurf machten, den äußeren und inneren 

Status quo zu verteidigen.170) Der Premier äußerte sich

verständlicherweise äußerst beunruhigt über die Aktivi­

täten dieser Gruppe,171) die eng mit der Armee zusammen­
arbeitete.172) Ott betrachtete die Gründung und die Ak­
tivitäten der Organisation als "erfreuliche Ansätze zur 
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Sammlung der antibritischen und antiamerikanischen 

nationalistischen Gruppen und Kräfte.11 173) Suetsugus 

Organisation stand künftig im Zentrum der Bewegung für 

eine "Neue Struktur" mit ihren innen - und außenpoliti­

schen Implikationen.174) Führende Nationalisten wie Na­

kano, Suetsugu, Kuhara, Öshima und Shiratori trafen sich 

außerdem seit dem Winter regelmäßig und legten Kanoe die 

Ergebnisse ihrer Diskussionen vor.175)

Die in Opposition zu diesen reformistischen Gruppen 

stehenden Nipponisten, die Kreise um Hiranuma, blieben 

größtenteils ihren alten Grundsätzen treu. Sie behielten 

ihre antisowj etische Ausrichtung bei und lehnten soziale 

sowie wirtschaftliche Umschichtungsprozesse im I nnern 

weiterhin ab.176) Daher nahmen die Nipponisten unver­

züglich den propagandistischen Kampf gegen Suetsugus 

neue Organisation auf, die sie als "faschistisch" und 

"kommunistisch" ansahen, 177) doch verloren sie weiter 

an Einfluß in der sich schnell radikalisierenden Atmo­

sphäre , in der auch die Parteien zusehends dem reformi­

stischen Lager zuneigten. Diese kamen offensichtlich zu 

dem Schluß, daß ihnen eine politische Mitsprache künftig 

nur noch in Kooperation mit dem Militär möglich sein 

würde. Kuhara Fusanosuke, der Führer der stärksten Frak­

tion innerhalb der Seiy ükai, erklärte sich am 30. April 

auf einem Sonderparteitag zur Auflösung seines Flügels 

und zur Teilnahme an einer "einzigen großen, starken 

Partei" bereit. Er bezeichnete als deren Ziel die Lösung 

der Krisensituation und appellierte an alle anderen Par­
teien, seinem Beispiel zu folgen .178) Kuharas Aufruf

war gewissermaßen das Startzeichen zur Selbstauflösung 

der konservativen Parteien, die sich aber nur zögernd 

der Bewegung ansch�ossen. Nakajima, der Vorsitzende 

der reformistischen Fraktion innerhalb der Seiy ükai, 

nahm noch eine abwartende Haltung ein,179 ) wobei seine 

j ahrelange Rivalität zu Kuhara Fusanosuke eine größere 

Rolle gespielt haben dürfte als unterschiedliche poli -
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tische Ziele. Auf völlige Ablehnung stieß die Einpartei­

enidee innerhalb der Seiyilkai nur bei dem kleinen gemä­

ßigten Flügel unter Hatoyama Ichirö.180) 

Kuhara führte auch eine Unterredung mit Machida Chilji, 

dem Vorsitzenden der im Unterhaus am stärksten vertre­

tenen Minseitö, um ihn für seine Idee zu gewinnen. Die­

ser lehnte jedoch eine Parteienauflösung ab und empfahl 

lediglich eine "Zusammenarbeit'' der unterschiedlichen 

Fraktionen zwecks Uberwindung der Krisensituation.181) 

Minderheiten innerhalb der Minseitö, geführt von Nagai 

Ryiltarö und Sakurauchi Yukio, sprachen sich dagegen für 
die Einparteienlösung aus. 182) Da Sakurauchi zu dieser

Zeit das einflußreiche Amt des Finanzministers beklei­

dete, wurde der Konflikt direkt ins Kabinett getragen. 
Auch die kleineren radikalen Parteien - Töhökai, Kokumin 

Dömei und Sozialistische Massenpartei - , die seit lan­

gem die Idee einer Einheitspartei verfolgten, fanden 

sich schnell zur Zustimmung für Kuharas Kampagne bereit. 

Konoe aber zögerte noch, die Führung dieser Bewegung zu 

übernehmen, 183) da er zu dieser Zeit ein Hofamt anstrebte.

Er hoffte, als Nachfolger des schwer erkrankten Yuasa 
. 184) zum Lordsiegelbewahrer ernannt zu werden und das

Amt eines "neuen Genrö" im zweiten Anlauf zu errin
,

en. 

Sein Freund Kido unterstützte diese Kandidatur, 185 

doch unter massiver Opposition von Seiten Saionjis und 

Haradas, die sich selbst für die Ernennung Kidos als 

Nachfolger Yuasas aussprachen, 186) verweigerte der Tennö

Konoe das Amt wegen dessen rechtsradikalen Anhangs. 187) 

Erst danach, etwa ab Mitte Mai, zeigte Konoe zunehmende 

Bereitschaft, sich an die Spitze der Einparteienbewegung 
zu setzen und wieder ein Kabinett zu bilden. Bis zu die­

sem Zeitpunkt aber sollte sich die Weltsituation radikal 

geändert haben. 
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Es muß betont werden, daß die Radikalisierung bereits 
vor den entscheidenden deutschen Siegen im Westen statt­

gefunden hatte und in erster Linie darauf zurückzuführen 

war, daß die Ausgleichsversuche des japanischen Kabinetts 

von den USA nicht honoriert worden waren. Die starren 
Positionen beider Regierungen - "Neue Ordnung" gegen 

"open door" - machten eine Lösung schier unmöglich. 

Trotzdem ergriff Arita die Initiative, um an die vier 
Monate zuvor ergebnislos vertagten Nomura-Grew-Gespräche 

anzuknüpfen und einen Weg aus der Sackgasse zu suchen. 

Dazu führte er am 26. April auf eigenen Wunsch mit dem 

amerikanischen Botschafter eine erste lange, als "inoffi­
ziell" bezeichnete Unterredung. 188) Dabei wurde zunächst

nur klar, daß die Auffassungen beider Länder bezüglich 
der Zukunft Ostasiens weiter unüberbrückbar auseinander­

klafften. Arita riet schließlich dem Botschafter davon 

ab, einen baldigen Heimaturlaub anzutreten, da eine län­

gere Abwesenheit von der japanischen Öffentlichkeit als 

teilweiser Abbruch der Beziehungen ausgelegt würde und 

"sehr ernsthafte" Reaktionen zur Folge hätte.189) 

In diese Zeit fiel auch eine Friedensinitiative, deren 

Hintergründe nicht voll zu klä_ren sind. Francis B. Sayre, 

US-Hochkommissar auf den Philippinen und ehemaliger ame­

rikanischer Vizeaußenminister, traf Anfang Mai 1940 in 

Tökyö ein. Als offizielle Begründung für seinen Aufent­

halt dienten Erörterungen mit dem Botschafter der Ver­

einigten Staaten über die aktuelle Weltlage und die ame­

rikanischen Interessen in Ostasien.1 90) Durch Vermitt­

lung Grews traf Sayre schon kurz nach seiner Ankunft 

mit Außenminister Arita zusammen191) und führte diese 

Unterredungen in den folgenden Tagen fort. 192) Wegen
des Aufsehens, das-diese Gespräche in der japanischen 

Öffentlichkeit erregten, 193) verlegte Arita die Treffen

von seiner Residenz in das Privathaus Haradas. 194) Die

Unterredungen beinhalteten zunächst die philippinischen 

Einwanderungsbestimmungen, 195) weiteten sich dann aber

l 

·, 

' 
! 
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schnell auf das Problem des China-Krieges und seine Aus­
wirkungen auf die japanisch-amerikanischen Beziehungen 
aus. Dabei äußerte Sayre, der den inoffiziellen Charak­
ter des Gesprächs betonte , die Ansicht, nach seinen In­
formationen würde Chungking eine Vermittlung durch den 
amerikanischen Präsidenten begrüßen.196) Diese Worte 

wurden von der japanischen Seite als offizielles Ange­
bot der USA überinterpretiert .197) Arita unterrichtete 

Premierminister Yonai sowie Kriegsminister Hata und kam 
mit ihnen überein, eine Vermittlung der Vereinigten 
Staaten sei zu begrüßen, doch sollten die daraus hervor­
gehenden Verhandlungen selbst von Vertretern Japans und 
Chinas direkt geführt werden.198) Da Tökyö jedoch darauf
bestand, weiter das Regime Wang zu unterstützen und des­
sen Vereinigung mit der Regierung in Chungking anzustre­
ben, sah Sayre die Möglichkeiten für einen Verhandlungs­
erfolg als sehr begrenzt an.199)

Das amerikanische Außenministerium äußerte sich nach der 
ersten Gesprächsrunde entsetzt über die von Sayre unter­
breiteten Vorschläge und lehnte gegenüber Grew jede di­
rekte oder indirekte Vermittlungsaktion ab, deren Chan­
cen als äußerst gering angesehen wurden.200) Durch die­
ses energische Eingreifen Washingtons waren Sayre für sei­
ne letzte Unterredung mit Arita d·ie Hände gebunden. Er 

empfahl dem japanischen Außenminister daher die Aufnahme 

direkter Kontakte mit Chiang und lehnte eine amerikani­
sche Vermittlung ab. Ängstlich riet er Arita außerdem, 
das Durchsickern von Informationen über ihre Gespräche 

zu verhindern.201) Der Außenminister gewann dadurch den 
Eindruck, er selbst sei wegen seiner zögernden Haltun

'für das Scheitern dieses Versuches verantwortlich,202 

doch lag der Hauptgrund eindeutig in dem Widerstand des 

State Department. Inzwischen kamen auch Grew Zweifel an 
der Verständigungsbereitschaft Aritas,203) den er bis 

dahin als gemäßigt angesehen und dabei verkannt hatte 

daß die "Neue Ordnung" das ureigenste Anliegen derjeni­
gen Kreise war, die der Außenminister repräsentierte. Zwar 
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führten Grew und Botschaftsrat Dooman die Verhandlungen 

noch etwa zwei Monate fort, doch wurde dabei keinerlei 

konkretes Ergebnis erzielt.204) Inzwischen nämlich bot

der Verlauf des europäischen Krieges den Japanern eine 

ganz andere Zukunftsperspektive als die vagen Aussichten 

auf eine Wiederherstellung freundschaftlicher Beziehungen 

zu Amerika. 

Am 10. Mai begann der deutsche Angriff im Westen und 
damit trat die von Japan seit Monaten befürchtete Situ­
ation ein. Die Sorge um einen Griff der Westmächte nach 

Niederländisch-Indien wurde noch verstärkt durch die un­
verzüglich erfolgte britisch�französisdl.e Besetzung der 

holländischen Kolonien in der Karibik.20S) Gemäß einem 

am Tage nach dem deutschen Angriff gefällten Kabinetts­
beschluß2o&) bat Arita unverzüglich die diplomatischen 

Vertreter der kriegführenden Mächte sowie Amerikas und 
Italiens zu sich, händigte ihnen Abschriften seiner Er­
klärung vom 15. April aus und betonte, daß das Ausgrei­
fen des europäischen Krieges auf Holland die Sorge Japans 

über potentielle Veränderungen des Status quo in Nieder­
ländisch-Indien noch vergrößere. 20?) Die USA,208) Eng­
land2o9) und Frankreich210) bekräftigten daraufhin noch
einmal ihr Interesse an der Bewahrung des Status quo. 
Der niederländische Gesandte in Tökyö hatte bereits am 

11. Mai erklärt, die Kolonien seines Landes seien ver­
waltungsmäßig vom Mutterland getrennt . Daher würde sich
an ihrem Status auch dann nichts ändern, wenn Holland
teilweise oder ganz von einer fremden Macht erobert wür­
de. Selbst wenn Den Haag ein drittes Land um Schutz für
seine Kolonien bitten sollte, würde dieses Ersuchen von 

den jeweiligen Gouverneuren abgelehnt werden . 211) In 

der Tat hatte das �iederländische Kabinett noch am Tage 

des deutschen Angriffs den überseeischen Territorien 

gestattet, eine unabhängige Verwaltung auszuüben.2 12)
Zur Beruhigung der Japaner erklärte die holländische 

Exilregierung außerdem, Niederländisch-Indien sei im­
stande, sich allein zu schützen, da sich 100.000 Solda-
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ten dort befänden und die Flotte noch völlig unver­
sehrt sei.213)

Obwohl das Mißtrauen der japanischen Regierung nicht 
beseitigt werden konnte, gab das Informationsbüro des 
Kabinetts Anweisungen an die Presse heraus, die Öffent­
lichkeit zu beruhigen und keinerlei Kampagnen für den 
unverzüglichen Einsatz militärischer Mittel zu führen.214)
Die japanische Marine bereitete sich aber für alle Fälle 
auf einen Schlag gegen Niederländisch-Indien vor. Da 
sich - bis auf Deutschland - alle Mächte an der Erhaltung 
des Status qua in der holländischen Kolonie interessiert 
gezeigt hatten, traten die im Vormonat erwogenen Fälle 
gar nicht ein, die japanische Truppenentsendungen ge­
rechtfertigt hätten. Die Admiralität gab jedoch - in 
diametralem Gegensatz zu der Politik der Regierung -
bereits am Tage nach dem deutschen Angriff auf Holland 
der 4. Flotte den Befehl, Vorbereitungen zum Auslaufen 
nach Palau zu treffen, um einer eventuellen Besetzung 
Niederländisch-Indiens zuvorkommen zu können.215) Die
Insel Palau in den westlichen Karolinen war schon lange 
als Basis für eine "Süd-Operation" vorgesehen. Im Novem­
ber des Vorjahres war dieses Operationsgebiet der 4. 
Flotte zugewiesen worden, die man direkt dem Oberkomman­
do unterstellt hatte und nicht, wie sonst üblich, dem 
Kommando der Vereinigten Flotte.216) Innerhalb weniger
Tage lief der Flottenverband, der auch drei Flugzeug­
träger und eine Reihe von U-Booten umfaßte, in seinen 
Bereitschaftsraum aus.217) Daneben wurden Ein.heiten der
Marineluftwaffe von Yokohama auf die Karolineninsel Truk 
verlegt.218) Ein Eingreifen war jedoch nur für den Fall
vorgesehen, daß die Neutralität Niederländisch-Indiens 
durch England, Frankreich oder Deutschland verletzt 
würde.219) Da diese Eventualität nicht eintrat und auch
die für möglich gehaltene Niederlage Großbritanniens 
ausblieb, kehrte die 4. Flotte im Herbst 1940 unverrich­
teter Dinge in ihre Heimathäfen zurück.220)
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Da ein Krieg mit den USA in Zukunft nicht mehr auszu­
schließen war, arbeitete die japanische Marine ab Mai 
1940 in großer Eile an vorbereitenden Studien. Die Ad­
miralität kam dabei zu dem Schluß, daß ein Konflikt mit 
Amerika wegen der geringen wirtschaftlichen Durchhalte­
kraft Japans innerhalb eines Jahres siegreich beendet 
werden müßte und eine Kriegführung für mehr als zwei 
Jahre völlig ausgeschlossen sei. Die Chancen für eine 
derartige zeitliche Begrenzung aber wurden als äußerst 
gering angesehen.221) Bei den begleitenden Planspielen
zog man daher auch einen längeren Konflikt mit den USA 
in Betracht, wobei der Mangel an Rohstoffen durch die 
Besetzung geeigneter Gebiete - z.B. der Ölfelder auf 
Borneo und der Nickelbergwerke auf Celebes - beseitigt 
werden sollte.222) Der besonnenere Marineminister wies
jedoch auf das Transportproblem auf den ungesicherten 
Seewegen hin, wodurch eine Besetzung Niederländisch­
Indiens weitgehend ihren Sinn verlieren würde.223)

Auch innerhalb des Generalstabs wurde Ende Mai die For­
derung nach Vorbereitungen für einen Südstoß laut. Zwar 
fand sich noch immer eine Mehrheit, die sich dafür aus­
sprach, zunächst den China-Konflikt zu beend�n, doch 
wuchs das Lager· derjenigen beständig an, die eine Inva­
sion Niederländisch-Indiens befürworteten, um mit Hilfe 
dieser Rohstoffbasis den Krieg auf dem Kontinent unter 
günstigeren Bedingungen fortsetzen zu können. Daher be­
schloß man Ende Mai, für alle Fälle Pläne auszuarbeiten 
und Vorbereitungen für eine Eroberung der holländischen 
Kolonie zu treffen.224)

Inzwischen hatte Deutschlands Schweigen über die Zukunft 
Niederländisch-Indiens starke Besorgnis in Töky ö hervor­
gerufen, wo man Ambitionen Berlins auf Südostasien be­
fürchtete. Arita drängte daher seinen diplomatischen 
Vertreter in der Reichshauptstadt, Kurusu Saburö, eine 
Stellungnahme der deutschen Regierung zu erwirken.225)
Da Ribbentrop abwesend war, wandte sich der Botschafter 
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an Staatssekretär v. Weizsäcker und äußerte die Befürch­

tung, angesichts der bereits erfolgten holländischen 

Kapitulation könne Deutschland selbst oder ein Marionet­

tenregime in Den Haag eine Erklärung über die Annexion 

Niederländisch-Indiens abgeben. Japan warte daher mit 

Ungeduld auf ein klärendes Wort aus Berlin.226) Noch am

gleichen Tage forderte auch ein Sprecher des Gaimushö 

auf einer Pressekonferenz die deutsche Regierung zu einer 
227)Stellungnahme auf. 

Im Auswärtigen Amt aber herrschte keinerlei Neigung, 

Tökyö wieder einmal Vorteile ohne Gegenleistungen ein­
zuräumen und damit eine Regierung zu stützen, deren 

Rücktritt man in Wirklichkeit herbeiwünschte. Weizsäcker 
antwortete Kurusu daher nur in ausweichender Form und 
betonte, eine echte Gefahr für Niederländisch-Indien 
drohe nur aus dem Lager der Westmächte.228) Der Staats­

sekretär empfahl Ribbentrop eine ähnliche Formulierung 

und plädierte dafür, keinerlei Erklärung abzugeben, wel­

che die "künftige Verfügung über Niederländisch-Ostindien 

präjudizieren könnte." Ferner solle die Stellungnahme, 

so Weizsäcker weiter, die Besetzung von Schlupfwinkeln 

in der holländischen Kolonie durch die deutsche Marine 
nicht vollkommen unmöglich machen.229) Ähnlich warnte

Ott davor, sich durch Japan auf eine Wahrung des Status 

quo festlegen zu lassen. Dadurch würde man nach seiner 

Ansicht nur die Regierung Yonai stützen und die deutsch­

freundlichen aktivistischen Kreise schwächen.230)

Ribbentrop aber ließ alle diese Ratschläge außer acht. 
Offenbar hoffte er, Japan durch ein aktives Vorgehen 
gegen Niederländisch-Indien in noch stärkeren Gegensatz 
zu den Westmächten - oder sogar in den Krieg - zu bringen. 
Daher erteilte er am 20. Mai Ott die Anweisung, dem Gai­

mushö gegenüber in mündlicher Form Deutschlands Desin­

teresse an Überseefragen auszudrücken und die Gefahr zu 

betonen, die Niederländisch-Indien von Seiten der Alli­

ierten und Amerikas drohe. Außerdem solle der Botschafter 
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bei dieser Gelegenheit auf die jahrelange freundschaft­
liche Haltung des Reiches gegenüber Japan und auf den 

Nutzen hinweisen, den Tökyö aus dieser Politik gezogen 
habe.231) Ott führte diese Anweisung zwei Tage später

in einer Unterredung mit Arita aus. Wenig später gab 
ein Sprecher des Gaimushö erleichtert ein Kommuniqut 

heraus, das jedoch nur den Passus über das deutsche Des­
i�teressement enthielt.232) Die japanische Presse wid­

mete der deutschen Erklärung starke Beachtung und inter­

pretierte sie als "Blankovollmacht'' , die im Gegensatz 

zu den Versicherungen d er Westmächte zu bloßer Wahrung 
des Status quo stehe.233) Damit ging Ribbentrops Rech­
nung bereits auf, die auf eine Verschärfung der Spannun­
gen zwischen Japan und den angelsächsischen Mächten ab­
zielte. In Washington zeigte sich die Sorge, was Tökyö 

mit der von Berlin gewährten "freien Hand" in Nieder­

ländiich-Indien beginnen werde.234)

In Tökyö, wo der Verdacht herrschte, Batavia drossele 

die Einfuhren aus Japan und reduziere die Lieferung von 

Rohstoffen zugunsten gesteigerter Exporte an die West­

mächte,235) sah man jetzt die Chance, verstärkten Druck

auf Niederländisch-Indien auszuüben, da die Vorschläge 

für Wirtschaftsverhandlungen von Anfang Februar noch 
immer unbeantwortet waren. Schon am 14. Mai, unmittel-

bar vor der holländischen Kapitulation, hatte das Kaiser­
reich dem Außenministerium in Den Haag ein Memorandum 

vorgelegt, in dem die Lieferung von genau aufgeführten 
Rohstoffen aus Niederländisch-Indien gefordert worden 

war.236) Daraufhin ließ die inzwischem im Londoner Exil
befindliche Regierung wissen, sie übe weiter die Kontrol­

le über die nichtbesetzten Gebiete aus und werde die 
Exporte nicht beschränken.237) Eine ähnliche Versicherung

traf von dem Gouverneur in Batavia ein.238) Auf diese

Nachrichten hin händigte Arita dem holländischen Gesandten 

am 20. Mai eine Note mit detaillierteren Forderungen 

aus,239) die am 6. Juni mit wenigen Einschränkungen ak­

zeptiert wurden. Schwierigkeiten sah die niederländische 
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Seite nur bei der gewünschten Menge einiger Produkte, 
insbesondere bei Erdöl.240) Da sich Tökyös Forderungen

aber allgemein in einem realistischen Rahmen gehalten 

hatten,241) war der Weg für die Wirtschaftsverhandlungen

frei. 

Aritas Politik wurde dadurch erschwert, daß der Wider­

stand gegen seine "schwächliche" Haltung wuchs und eine 

weitere Radikalisierung die Stabilität des Kabinetts 

Yonai erschütterte. Nakanos Töhökai forderte unmittelbar 

nach dem Fall Hollands eine Schutzbesetzung Niederländisch­

Indiens, um mit Hilfe dieser Rohstoffbasis dem zunehmen­
den angelsächsischen Wirtschaftsdruck begegnen zu kön­

nen.242) Der Druck auf die Regierung kam auch aus den 

eigenen Reihen, wo Uberseeminister Koiso, ein inaktiver 

General, die Androhun1 militärischer Gewalt gegenüber

Batavia vorschlug. 243 Kuhara Fusanosuke, Kabinetts­

berater und Führer eines Seiyükai-Flügels, forderte sogar 
einen Angriff auf Singapur.244)

Arita war sich sehr wohl bewußt, daß das Schicksal der 

holländischen Kolonie auch Auswirkungen auf die innere 

Entwicklung Japans haben würde,245) da die - von ihm 

selbst als "marxistisch" abqualifizierten246l - Reformi­
sten nun verstärkt auf innen- und außenpolitische Um­

wälzungen drängten. 247) Entsprechend der traditionell

antibritischen und antikapitalistischen Ausrichtung 

dieser Kreise wuchs die Bewegung für einen Nichtangriffs­

pakt mit der UdSSR im Heer und in nationalistischen 

Gruppierungen weiter an.248) Auch die Agitation für eine
Einheitspartei erlebte einen entscheidenden Aufschwung. 

Mitte Mai ergriff Kuhara, der Führer der Seiyükai-Mehr­

heit, dafür die Initiative, gewann binnen weniger Tage 
die Zustimmung aller reformistischen Gruppen249) und 

ließ Kanoe durch Kazami Akira, den ehemaligen Kabinetts­
sekretär in der Regierung des Fürsten, erneut zur Zu­

stimmung drängen. Dieser erteilte nun unverzüglich seine 

uneingeschränkte Billigung.250 ) Dafür dürften nicht nur
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die enttäuschten Hoffnungen auf Stärkung des Staatsrats 

oder Ubernahme eines Hofamtes der Grund gewesen sein, 

sondern auch die veränderte Weltlage, die Kanoes lang­

jährige Visionen von einer japanischen Machtentfaltung 

realisierbar erscheinen ließ. 

Am 26. Mai traf der Fürst mit seinen Vertrauten Kido und 

Arima zusammen und besprach das Problem einer Einheits­

partei. Sie kamen überein, keinerlei aktive Schritte zu 

einer Gründung zu unternehmen, bis der Fürst erneut ei­

nen Auftrag zur Kabinettsbildung erhielte. Dieser Be­
schluß sei jedoch zu überprüfen, falls eine Bewegung 

zur Gründung der neuen Partei von den politischen Par­

teien selbst ausgehen sollte.251) Reformistische Poli­

tiker und Vertraute Kanoes machten sich unverzüglich 

unter der Leitung von Kazami Akira an die Ausarbeitung 

von Plänen. Die vorgesehenen Reformen sollten folgende 

Punkte umfassen: Errichtung eines nationalen Verteidi­

gungsstaates, Änderung der Außenpolitik und Errichtung 

einer •neuen politischen Struktur". Dieser letzte Begriff 

wurde gewählt, um nicht die mit negativen Assoziationen 
verbundene Bezeichnung "Partei" zu verwenden. Außerdem 

sollten an der neuen Organisation· nicht nur Politiker, 

sondern auch die Führer der Finanzwelt, Journalisten, 

Intellektuelle und Vertreter aller Volksschichten be­

teiligt werden. 252) Kanoe hatte das Bedürfnis, sich im
Gegensatz zu seinem ersten Kabinett die organisierte 

Unterstützung der Bevölkerung zu verschaffen.253)

Innerhalb weniger Tage erklärten sich alle Fraktionen 

des Unterhauses mit Ausnahme des Machida- und des Hato­

yama-Flü
,

els zur Unterstützung der neuen Bewegung be­
reit.254 Kuhara, der die Haupttriebkraft dahinter bil­

dete, legte Anfang Juni sein Amt als Kabinettsberater 

nieder und forderte den Premierminister zum Rücktritt 

auf, um nach dem völligen Scheitern der pro-angelsäch­

sischen Politik den Weg für eine außen- und innenpoli-
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tische Neuorientierung freizumachen.255) Auch Konoe be­
tonte Anfang Juni gegenüber Pressevertretern die Not­
wendigkeit einer neuen politischen Ordnung und sprach 
sich für die Auflösung aller be_stehenden Parteien aus. 256)
Ott notierte diese Entwicklung mit großem Wohlwollen 
und erwartete einen Sturz der Regierung für Anfang Ju­
li.257) Auch die aus reformistischen Abgeordneten aller
Fraktionen bestehende "Liga zur Vollendung des Heiligen 
Krieges" forderte Anfang Juni auf einer Vollversammlung 
die Auflösung aller bestehenden Parteien, die nur die 
Idee des Liberalismus und des Klassenkampfes verkörper­
ten, und die Gründun� einer neuen Organisation.258) Die
Gruppe um Asö und Kamei in der Sozialistischen Massen­
partei schloß sich ebenfalls der Kampagne an.259) Damit
war die Initiative formell von den Unterhaus-Abgeordneten 
ausgegangen, und die von Konoe gestellte �edingung war 
erfüllt. Ebenso erklärte die Armee, vertreten durch Mutö 
Akira, sich mit Nachdruck zur Unterstützung des Partei­
projektes und einer Regierungsbildung durch Konoe be­
reit.260)

Wie sehr die außenpolitische Orientierung der Bewegung 
die vorgesehenen inneren Reformen beeinflußten, zeigte 
sich darin, daß führende Köpfe wie z.B. Arima Yoriyasu 
offen die NSDAP zum Vorbild für die "Organisierung der 
Bevölkerung" erklärten.261) Diese Nachahmung fremder
Modelle führte dazu, daß die "Idealistische Rechte" mit 
Vehemenz gegen die Aktivitäten protestierte und wieder 
einmal bewies, daß ihre politischen Vorstellungen eher 
denen der Gemäßigten wie Yonai, Arita und der alten 
Parteien entsprachen als denen der radikalen Reformi­
sten.262) Auch der Kaiser erkundigte sich besorgt bei
seinem neuernannten Lordsiegelbewahrer Kido nach diesen 
Plänen für eine "Neue Struktur",263) und widmete ihnen
fortan große Aufmerksamkeit. 
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Die Betrauung Kidos mit einem wichtigen Hofamt am 1. 
Juni 1940 war ein weiterer Beweis für den sich abzeich­
nenden Ubergang zu einer radikaleren Politik.264) Der
Lordsiegelbewahrer fungierte als Hauptratgeber des Thro­
nes und machte seinen Einfluß vor allem bei der Ernennung 
eines neuen Premierministers geltend. Kido, ein enger 
Freund Kanoes, tendierte im Gegensatz zu seinem Amtsvor­
gänger Yuasa sehr stark zu nationalistischen Kreisen und 
neigte dazu, ihrem Druck nachzugeben.265) Der Kaiser
hätte einem gemäßigten Politiker wie d em ehemaligen 
Premierminister Wakatsuki gern den Vorzug gegeben, doch 
fürchtete er den dagegen zu erwartenden Widerstand.266)
Außerdem ist es fraglich, ob der Hof zu diesem Zeitpunkt 
schon die vollen Auswirkungen von Kidos Ernennung voraus­
sah, obwohl Saionji einige Bedenken gehegt zu haben 
scheint.267) Auch Ott schätzte Kido falsch ein und be­
trachtete seine Aufnahme in die Beamtenschaft des Hofes 
noch nicht als Gewinn für Deutschlands Sache.268)

Nicht nur die Reformi�ten, sondern auch die konservati­
ven Kräfte waren entschlossen, die veränderte Lage in 
Europa zur Erweiterung der japanischen Macht auszunutzen. 
Arita hatte bereits im April den �arrierediplomaten und 
ehemaligen Außenminister Satö Naotake zu Gesprächen nach 
Rom und Berlin entsandt. Dieser traf mit seiner Delega­
tion am 19. Mai, d.h. auf dem Höhepunkt der Krise um 
Niederländisch-Indien, in Neapel ein. Die Gesandtschaft, 
die einen ganzen Monat in Italien blieb und dabei ein 
Handelsabkommen abschloß, wurde mit Ehrungen überhäuft 
und sogar von Mussolini und Ciano empfangen.269) Bereits
wenige Tage nach seiner Ankunft äußerte Satö gegenüber 
dem deutschen Botschafter in Rom den Wunsch nach einem 
Besuch in Berlin.270) Die Weiterreise der Gesandtschaft
in die Reichshauptstadt als Mission des guten Willens 
war von Arita bereits im März beschlossen worden.271)
Es dürfte daher falsch sein, der deutschen Seite die 
Initiative zuzuschreiben.272) Obwohl Satö die Absicht
äußerte, seinem Besuch in Berlin nur einen privaten 
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Charakter zu verleihen,273) wurde auf jeden Fall klar,
daß das offizielle Japan mit Deutschland ins Gespräch 
zu kommen suchte, um bei einer Neuregelung der Verhält­
nisse unter den europäischen Mächten mitangehört zu wer­
den.274)

Ende Mai, als Belgien kapitulierte und die britisch­
französischen Truppen bei Dünkirchen eingeschlossen wa­
ren, hielt man in Tökyö Frankreichs Niederlage für un­
vermeidlich, und auch eine deutsche Landung in England 
wurde als wahrscheinlich angesehen.275) Im japanischen
Generalstab entstand daher am 1. Juni der Plan, von Pa­
ris, das leicht erpreßbar schien, die endgültige Ein­
stellung der Warentransporte auf der Yünnan-Bahn, das 
Durchmarschrecht für japanische Truppen durch Indochina 
und den Verkauf des Gebietes von Tongking - d.h. dem an 
China grenzenden Teil des französischen Kolonialreiches -
zu fordern. Für den Fall einer Ablehnung waren militäri­
sche Aktionen vorgesehen.276) Weniger radikal waren For­
derungen, die Vizeaußenminister-Tani dem französischen 
Botschafter wenige Tage später präsentierte: Die Liefe­
rung von Nickel aus Neu-Kaledonien, die Unterbindung 
sämtlicher Transporte, welche Chiangs militärische Kraft 
stärken könnten, und die Uberflugrechte für eine geplan­
te Fluglinie zwischen Japan und Thailand.277) Noch aber
wehrten sich die Vertreter Frankreichs und baten um Ver­
ständnis, daß ihr Land mit Rücksicht auf die USA Chung­
king nicht ganz fallenlassen könne, 278) womit sie ver­
mutlich auch Japans Abhängigkeit von Amerika in Anbe­
tracht der bevorstehenden Wiederaufnahme von Gesprächen 
zwischen Arita und Grew herauszustreichen suchten. 

Da aber der am 10. Juni erfolgte Kriegsbeitritt Italiens 
auf ein baldiges Ende des Krieges in Europa hindeutete, 
schien Tökyö Eile geboten. Im Generalstab wurde der Ruf 
nach einer bewaffneten Aktion gegen Indochina als erstem 
Schritt für ein Vordringen nach Süden immer lauter.279)
In zahlreichen Besprechungen mit Vertretern des gemäßig-
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teren Kriegsministeriums280) wurde schließlich ein Kom­
promiß erreicht: Zunächst sollten französische Zugeständ­
nisse durch diplomatische Verhandlungen angestrebt und 
erst nach deren Scheitern der Einsatz militärischer Mit­
tel erwogen werden.281) Inzwischen aber wuchs der Druck 
von der japanischen Südchina-Armee, die zwischen dem 
10. und dem 21. Juni dem Kommando der China-Armee und
der Heeresspitze in Tökyö mehrere Vorschläge zur Inten­
sivierung des Krieges unterbreitete. Sie forderte die
Entsendung von fünf weiteren Divisionen für eine Opera­
tion gegen die Stadt Kunming. Das hätte ein weiteres Vor­
dringen in nordwestlicher Richtung um ca. 600 km bedeu­
tet und den Japanern die Möglichkeit geboten, die Yünnan­
Bahn zu blockieren und die Transporte auf der Burma­
Straße zu kontrollieren.282)

Das Oberkommando in Tökyö reagierte ausgesprochen kühl 
auf diese Vorschläge, da man das Hauptinteresse bereits 
vom China-Krieg auf den •Südstoß" verlegt hatte. Darum 
plante man auch den Abzug der nutzlos gewordenen Truppen 
aus Nanning, und zwar auf dem Weg über Indochina, wo sie 
nach Möglichkeit als Stationierungstruppen verbleiben 
sollten.283) Ab Mitte Juni verlegte das Oberkommando vor­
sorglich einen Teil dieser Truppen an die Grenze zu Indo­
china, um damit Druck auf Frankrei�h bei den Gesprächen 
in Tökyö auszuüben und - im Falle von deren Scheitern -
mit Waffengewalt in das französische Kolonialreich ein-
d . k.. 284) ringen zu onnen. 

Weiteren Druck auf Frankreich versuchte die japanische 
Regierung durch eine Verbindung mit Thailand auszuüben. 
In diesem einzigen unabhängigen Land Südostasiens hatte 
sich die antiwestliche Stimmung in den voraufgegangenen 
Jahren zunehmend verschärft. In wirtschaftlicher Hinsicht 
hatte Thailand praktisch den Status eines britischen Pro­
tektorats, und gegen Paris machte Bangkok territoriale 
Forderungen geltend, da Ende des 19. Jahrhunderts siame­
sisches Gebiet in die neuentstandene Kolonie Französisch-
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Indochina eingegliedert worden war.285) Seit Anfang der
dreißiger Jahre verfolgte Thailand daher eine japanfreund­
liche Politik und hatte sich z.B. als einziges Land im 
Völkerbund bei der Abstimmung zur Mandschurei-Krise der 
Stimme enthalten. Nach dem Ausbruch des europäischen Krie­
ges hatte es dann seine Revisionsforderungen an Frank­
reich verstärkt. Zwar mußte Bangkok unter dem Druck der 
Westmächte am 12. Juni 1940 mit London und Paris einen 
Nichtangriffspakt unterzeichnen,286) schloß aber demon­
strativ am gleichen Tage mit Japan einen Freundschafts-

287) vertrag ab. 

In Tökyö stand Mitte Juni bei Gesprächen zwischen den 
drei wichtigsten Ressorts288) und auf einer Vierminister­
konferenz der gegenüber Frankreich einzuschlagende Kurs 
zur Debatte. In der Sitzung des Inneren Kabinetts wurde 
auf Anraten von Kriegsminister Hata hin beschlossen, nicht 
gleich Gewalt anzuwenden, sondern zunächst mit friedli­
chen Mitteln eine französische Zustimmung zu den eigenen 
Wünschen anzustreben.289) Am 18 . Juni teilte der Bot­
schafter Frankreichs, das am Vortage um Waffenstillstand 
in Europa ersucht hatte, ohne irgendwelche Kenntnis der 
japanischen Forderungen Vizeaußenminister Tani telefo­
nisch mit, alle Transporte von Waffen, Munition, Last­
kraftwagen und Treibstoff an Chia;g würden eingestellt.290)
Die Regierung in Tökyö nutzte die Lage unverzüglich, um 
die gerade erst gebilligten Forderungen zu erhöhen.291) 
Am folgenden Tage wurde dem französischen Botschafter 
mitgeteilt, die Transporte aller Waren, die Chiangs mili­
tärische Kraft stärken könnten, müßten unterbunden werden, 
und die Einhaltung dieses Verbotes solle eine japanische 
Militärkommission überwachen, die nach Indochina ent-
sandt werde.292) Die französische Antwort, die nur einen
Tag auf sich warten ließ, lautete folgendermaßen: Der 
Gouverneur von Indochina sei angewiesen worden, die Gren­
ze zu China vollständig zu schließen, und mit der Ent­
sendung einer japanischen Überwachungskommission sei 
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Frankreich einverstanden. Paris bitte jedoch um eine 
Präzisierung, welche Waren nicht nach China geliefert 
werden dürften.293) Diese Frage beantwortete Tani zwei 
Tage später dahingehend, daß die Uberwachungskommission 
an Ort und Stelle darüber entscheiden werde.294) Damit
fanden die fast dreijährigen japanisch-französischen 
Auseinandersetzungen um die Transportfrage ein Ende. 

Für seine geplante Machterweiterung in Indochina mußte 
sich Tökyö nun bemühen, den vermeintlichen Sieger im eu­
ropäischen Krieg, das Deutsche Reich, zu einem Verzicht 
auf die Übernahme der französichen Kolonie zu bewegen. 
Daher sandte die Regierung ihrem Botschafter in Berlin 
am 18. Juni eine Anweisung mit folgendem Inhalt: Wie 
Deutschland iti Europa, so arbeite Japan in Ostasien an 
der Errichtung einer neuen Ordnung. Beide Länder sollten 
daher Verständnis für die Ziele des anderen aufbringen. 
Dann wurde die ·große-politische, wirtschaftliche und 
militärische Bedeutung Indochinas für Japan betont und 
daran die Hoffnung geknüpft, Deutschland werde ein ähn­
lich freundschaftliches Einverständnis wie im Falle 
Niederländisch-Indiens geben,295) d.h. sein Desinteresse
an der französischen Kolonie bekunden. Der Text wurde 
auch dem japanischen Botschafter in Rom mitgeteilt.296)
Wenn die deutsche und die italienische Antwort vorlägen, 
so war geplant, sollte das Indochina-Problem auch mit 
Amerika und England behandelt werden.297) 

Botschafter Kurusu trug am 21. Juni v. Weizsäcker den -
von Ott bereits übermittelten298) - Inhalt der Anweisung
vor und bat um freie Hand in Indochina.299) Wieder ein­
mal verhielt sich der Staatssekretär recht kühl und 
ließ sich durch die Beteuerung der freundschaftlichen 
Gefühle Japans, die Glückwünsche zum deutschen Sieg 
und den Hinweis, Tökyö habe Berlin mit der Bindung der 
amerikanischen Flotte bereits einen guten Dienst erwie­
sen, nicht beeindrucken. Er versprach lediglich, den 
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Inhalt der Unterredung an Ribbentrop weiterzuleiten.3üü)
Auch der deutsche Außenminister, der sich zu dieser 
Zeit zur Unterzeichnung des Waffenstillstands mit Frank­
reich in Compi'egne befand, zeigte äußerste Zurückhaltung 
und wies seinen Staatssekretär an, "sich auch bei weite­
ren Anzapfungsversuchen über Indochina völlig rezeptiv 
zu verhalten. •301) "Erntehelfer 1�

0:tdhnte er angesichts
der vermeintlich unmittelbar bevorstehenden Friedens­
regelung in Europa ab. Außerdem war Hitler grundsätzlich 
an der Erhaltung der europäischen Kolonialreiche - und 
nicht etwa an �iner japanischen Machterweiterung -
interessiert.303)

Auch Ott hatte geraten, Japan keine freie Hand in Indo­
china zu gewähren, wenn sich das Kaiserreich nicht end­
gültig und uneingeschränkt auf die deutsche Linie fest­
lege.304) Der Botschafter hoffte vor allem, Japan zur
Abschreckung der USA benutzen zu können. Daher antwor­
tete er auf eine Anfrage von Uberseeminister Koiso, 
Deutschland sei bekanntlich an Niederländisch-Indien 
nicht interessiert und würde wohl auch gegen ein Vorge­
hen des Kaiserreiches gegen Indochina keine Einwände er­
heben. Voraussetzung sei jedoch, daß Japan sich für eine 

Bindung der USA im pazifischen Raum verpflichte, etwa 
durch die Zusage, im Falle eines amerikanischen Kriegs­
eintritts gegen Deutschland die Philippinen und Hawaii 
anzugreifen.305) Dieser Vorschlag enthielt bereits den
Kern des späteren Dreimächtepaktes, und Ott war somit 
der Politik Ribbentrops um einige Monate voraus. Ebenso 
regte Marineattach� Wenneker gegenüber dem Vizechef 
der Admiralität eine japanische Aktion gegen Indochina 
an.3ü6) Auch Militärattache Matzky warnte einige Zeit
später davor, die japanischen Ambitionen auf den hollän­
dischen und französischen Kolonialbesitz als "feucht­
fröhliche Leichenfledderei" ab3utun.3ü?) Der Attach�,
der bereits früher auf die Möglichkeit hingewiesen hatte, 
Tökyö in eine antiamerikanische Front einzugliedern,30S)
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vertrat nun noch einmal mit Nachdruck die Ansicht, 
Deutschland werde eines Tages Japan für seine Politik 
gegen die USA brauchen und dürfe die jetzige Gelegenheit 
nicht verpassen, das Kaiserreich in seinem Sinne zu 
führen.309)

Auch in japanischen Vorschlägen kündigten sich bereits

Gedanken an, die schließlich zum Abschluß des Dreimäch­

tepaktes führen sollten: Kurusu regte im Auswärtigen 

Amt eine engere bilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet

der Schwerindustrie an, wodurch die Industriellen in

Japan zur Abkehr von den USA bewegt würden. Außerdem

betonte er, Tögö und er selbst arbeiteten an einer Ver­

besserung der Beziehungen zur UdSSR, da man in seinem

Land erkannt habe, daß die Zukunft im Süden liege und

daher Sicherheit im Norden angestrebt werden müsse.

Nach dem Kriege würden auf der Welt nur noch vier Blöcke 

übrigbleiben: Deutschland-Italien, UdSSR, Japan-China

und Amerika.310) Ferner regte Kurusu um diese Zeit wie­

der einmal für die Lösung des China-Konfliktes, der

Japans Ausgreifen nach Süden behinderte, eine deutsche 

Vermittlung an,311) stieß jedoch erneut auf taube Ohren.

Ebenso vergeblich wandte sich Mut� Akira, auf der Hee­

resseite Hauptarchitekt für ein neues Kabinett Kanoe 

und eine Bindung an die Achse, mit der förmlichen Bitte 

an Matzky, Berlin möge sich als Vermittler in die be­

reits begonnenen Ausgleichsgespräche zwischen Tökyö 

und Chungking einschalten.312)

Währenddessen versuchte Arita immer noch, die Bildung 
eines ostasiatischen Blocks im Einvernehmen mit den an­
gelsächsischen Mächten zu erreichen. Dazu führte er vom 
10. Juni an etwa einen Monat lang mit Grew Gespräche 

über einen Modus vivendi im Pazifik, die meist in den 

Privathäusern gemeinsamer Freunde stattfanden, um un­
liebsames Aufsehen zu vermeiden. Mehr als die Unverein ­
barkeit der jeweiligen Standpunkte aber wurde auch jetzt
nicht deutlich. Je verlockender ein zusammengehen mit
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den Achsenmächten für Japan schien, desto starrer wurden 
die Anweisungen, die Grew für seine Verhandlungen er­
hielt.313) Die sich verhärtende amerikanische Haltung
fand im Juni außerdem ihren Ausdruck in der Ernennung 
von Henry L. Stirnsan und Frank Knox zum Kriegs- bzw. 
Marineminister, die beide für ihre dogmatische und un­
flexible Haltung gegenüber Japan bekannt waren. 

Mehr Glück hatte Arita mit seiner Politik gegenüber 
England. Am 19. Juni konnte endlich ein Abkommen über 
die Tientsin-Frage abgeschlossen werden, da sowohl Lon­
don als auch Tökyö diesem Problem keinerlei größere Be­
deutung mehr zumaßen. In der Silber- und der Währungs­
frage wurde ein Kompromiß erzielt. Außerdem verpflichte­
te sich England, als Gegenleistung für die Aufhebung 
der Blockade antijapanische Aktivitäten in seiner Kon­
zession zu unterbinden.314) Schon wenige Stunden nach
dieser Einigung aber lösten radikale japanische Armee­
kreise die sogenannte "Krise um die Burma-Straße" aus.315)
Ein hoher Offizier des Generalstabs stellte an den bri­
tischen Militärattach� in ultimativer Form eine Reihe 
von Forderungen, und zwar nach unverzüglicher Schließung 
der Burma-Straße als Versorgungsweg für Chiang, Sperrung 
der Hongkong-Grenze und Abzug ·der englischen Truppen aus 
Schanghai. Außerdem drohte er mit

0

einer Besetzung Indo­
chinas, Niederländisch-Indiens und Hongkongs sowie mit 

einer Kriegserklärung an England.316) Der erneut durch
eine Initiative von Militärs in schwere Bedrängnis ge­
brachte Arita versicherte dem britischen Botschafter 
unverzüglich, der Schritt solle nicht zu ernst genommen 
werden und für bilaterale Gespräche sei weiterhin das 
Gaimushö zuständig.317) In Unterredungen, die er und
Vizeaußenminister �ani in den nächsten vier Wochen mit 
Craigie führten, erhob jedoch das Gaimushö fast die 
gleichen Forderungen wie die Armee, wenn auch in diplo­
matischerer Sprache. Begleitet wurden die Verhandlungen 

durch häufige Kriegsdrohungen von Seiten des japanischen 

Heeres.318)
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Obwohl Craigie seiner Regierung zu einer nachgiebigen

Haltung riet,319) zögerte London und bemühte sich statt 

dessen um amerikanische Garantien für den Fall einer

j apanischen Aggression in Südostasien . Die ablehnende

Haltung der USA, die lediglich Durchhalteparolen an Eng­

land richteten, machte den Weg für ein britisches Nach­

geben gegenüber Tökyö frei.32O) London folgte daher einer

Anregung Craigies und unterzeichnete mit Japan am 17. 

Juli ein Abkommen, wonach die Burma-Straße und die 

Hongkong-Grenze für die Dauer von drei Monaten geschlos­

sen würde, um während dieser Zeit einen Friedensschluß 

zwischen Japan und China anzustreben.321) England hatte

aber die Japaner vervollständigten 

zwar Zeit gewonnen, 

nun ihren Aufmarsch gegen die britischen Besitzungen.

Bereits am 22. Juni waren Truppen an einem Abschnitt der

_südchinesischen Küste gelandet, der an das Territorium 

von Hongkong angrerat?22) Eine Woche später war in der

Kronkolonie der Ausnahmezustand ausgerufen und die Eva­

kuierung von britischen Frauen und Kindern sowie von 

allen männlichen Engländern angeordnet worden, soweit 

sie für die Verteidigung nicht unbedingt gebraucht wür-

den. Auch Amerikaner 

reise .323)

trafen Vorbereitungen für ihre Ab-

Mitte Juli billigten das I nnere Kabinett und der Kaiser

die Entsendung von schwerer Artillerie, die vorsorglich 

zur Belagerung Hongkongs an dessen Grenze in Stellung 

gebracht werden sollte : die Ausführung erfolgte einen

Monat später.324) Die ab Juni im Generalstab und im 

Kriegsministerium angestiegene Bereitschaft zu einem

Vorstoß in die "Südgebiete" - einschließlich eines 

Uberraschungsangriffs gegen Singapur - resultierte in

einer Reihe weiterer Pläne.325) Gleichzeitig begannen 

Admiralität und Ma-
auch gemeinsame Untersuchungen von 

rineministerium, die zu dem Schluß führten, ein Vordrin-

gen nach Süden würde Krieg mit den USA, England und 

Holland bedeuten.326) Außerdem äußerte man die Uberzeu-
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gung, daß im Falle eines vollständigen amerikanischen 

Erdölembargos innerhalb von vier Monaten die Erdölfelder 
Niederländisch-Indiens besetzt werden müßten und daß Ja­
pan nur die Kraft zu einem Krieg von einjähriger Dauer 
besitze .327) Parallel zu diesen Studien fand die Forde­
rung nach Expansion in Südostasien und einer Anlehnung 
an die Achse Ausdruck in einer Pressekampagne von selten 
erlebter Einmütigkeit.328) Die Reformisten, die diese 

Ziele am lautstärksten vertraten, fanden auch im Gaimu­
shö immer mehr Anhang.329)

Inzwischen festigte sich Japans Stellung in Indochina. 
Ende Juni traf die j apanische Militärkommission, welche 

die Einhaltung des Transportverbotes überwachen sollte, 
in Hanoi ein. Sie wurde geleitet von Generalmajor Nishi­
hara und umfaßte neben 23 Heeresoffizieren auch sieben 

Vertreter der Marine. 33O) Die Militärs verfolgten nach 

den bisher erreichten Zugeständnissen Frankreichs weiter­
gehende Ziele wie Durchmarsch - und Stationierungsrechte 

sowie die Benutzung von Luftbasen gegen China.331) Ein 

Teil der Truppen von Nanning stand bereits an der Gren­
ze zu I ndochina und verdeutlichte die Bedrohung. Unmit­
telbar nach seiner Ankunft in Hanoi legte Generalmajor 

Nishihara der französischen Gouverneursverwaltung einen 

Katalog mit Forderungen vor : Völli'ge Schließung der Gren­
ze zu China, Herstellung einer engen wirtschaftlichen 
Verbindung mit Japan sowie Nutzung der Flugplätze und 
Eisenbahnen für die Zwecke der Kaiserlichen Armee.332)
Als Antwort schlug der Gouverneur am 5. Juli der japa­
nischen Seite den Abschluß eines Verteidigungspaktes 
vor, mit dessen Hilfe er sich Garantien für die territo­
riale Integrität Indochinas zu versdiaffen suchte. Japan 
strebte dagegen mit einen derartigen Abkommen das Recht 
auf Truppenstationierungen und Benutzung von Flugplät­
zen an. Unklar war auch, gegen wen der Vertrag eigent­
lich Gültigkeit besitzen sollte, da ein von beiden Sei­
ten als Bündnisfall genannter Angriff Chungkings auf 
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Indochina333) kaum denkbar war. Die japanische Armee 
drängte zeitweise darauf, den Pakt auch gegen England 

zu richten,334) und zeigte damit eine Parallele zur
Politik Deutschlands, das ebenfalls in den kommenden 
Monaten mit dem Gedanken spielen sollte, Vichy-Frankreich 

als Alliierten für den Krieg gegen Großbritannien zu ge­
winnen. Die Verhandlungen aber wurden bis zum Sturz des 

Kabinetts Yonai im Juli nicht abgeschlossen. 

In dieser Situation, in der die Regierung um ihr Uber­
leben kämpfte, trat Konoe am 24. Juni von seinem Amt als 

Präsident des Staatsrates zurück, nur zwei Tage vor dem 
Besuch des Kaisers von Manchukuo, bei dem der Fürst eine 

wichti
1

e protokollarische Funktion auszuüben gehabt hät­
te. 335 Die Kriegslage in Europa, besonders der zwei 
Tage zuvor unterzeichnete deutsch-französische Waffen­
stillstand ließ Eile geboten scheinen. Konoe bereitete 
ganz offensichtlich die Gründung einer Einheitspartei 

und die Ubernahme der Regierung vor. 336) Die Parteien 

reagierten schnell auf die klar erkennbaren Absichten 
des Fürsten. In den vier Wochen, die dem Kabinett Yonai 
noch verblieben, lösten sich die Töhökai, die Soziali­
stische Massenpartei und Kuharas Seiyilkai-Gruppe auf. 337) 
Auch alle anderen Parteien aber forderten in einer Fülle 

von Erklärungen innere Reformen sowie eine unverzügliche 

Errichtung der "Neuen Ordnung" Ostasiens und eine rück­
sichtslose Expansionspolitik in Südostasien durch An­
lehnung an die Achse. Auch die Minseitö, die Konoes Be­
wegung noch am reserviertesten gegenüberstand, sprach 

sich für diese Ziele aus, ebenso wie für die Schaffung 
des •nationalen Verteidungsstaates " und eines Planwirt­
schaftssystems. Unterstützt und ergänzt wurden diese 

Kampagnen durch Erklärungen der rechtsradikalen "Abge­
ordnetenliga zur Vollendung des Heiligen Krieges " und 
der "Volksliga zum Aufbau Ostasiens ", den beiden refor­
mistischen Sammelbecken. 338) 
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Der deutsche Botschafter arbeitete mehr oder weniger 
offen mit den Kräften zusammen, die auf einen Sturz der 
Regierung Yonai abzielten und führte z.B. mit ei"nem Ver­
treter der expansionistischen Heerespolitik wie General 
Koiso339) und mit Kuhara Fusanosuke Unterredungen, dem 
profiliertesten Propagandisten der "Neuen Struktur" un­
ter den Parteipolitikern. 340 ) Auch Shiratori, mit dem 
die Botschaft seit Monaten in Kontakt stand, und andere 
Reformisten entfalteten im Juni 1940 verstärkt Propagan­
daaktivitäten für einen Kabinettswechsel, eine Verbin-
dung 
Ost­
nach 

mit der Achse, einer großangelegten Expansion in 
und Südostasien und eine Neustrukturierung Japans 
deutsch-italieni'schem Vorbild. 341) Sie sahen durch 

den Kriegsverlauf ihre seit Jahren vertretene Auffassung 
bestätigt, die totalitären Systeme seien der kapitali­
stisch-liberalen Staatsform weit überlegen.342) 

Ende Juni bereitete Arita eine außenpolitische Erklärung 
für Press evertreter oder für den Rundfunk vor, um die in 
der Öffentlichkeit herrschende Unsicherheit zu beseiti­
gen, 343) und wahrscheinlich auch, um die Stellung des
schwer angeschlagenen Kabinetts zu stärken. Dieser Plan 
sickerte - vermutlich aus dem Gaimushö - an die Presse 
durch und weckte große Erwartungen.344) Heer und Marine 
meldeten sich daraufhin zu Wort urtd verlangten ein Mit­
spracherecht bei der Abfassung der Erklärung. Nach lang­
wierigen Verhandlungen der drei wichtigsten Ressorts345 ) 

wurde der Text auf einer Kabinettssitzung gebilligt346
)

und bildete noch am Nachmittag des gleichen Tages, dem 
29. Juni, die Grundlage für eine Rundfunkansprache Ari­
tas mit folgendem Inhalt: Japans Außenpolitik befinde
sich im Einklang mit den altehrwürdigen Idealen des
Kaiserreiches, daß_allen Nationen ein angemessener Platz
eingeräumt werde. Dazu müßten Völker, die aus geogra­
phischen, kulturellen und wirtschaftlichen Gründen enge
Beziehungen zueinander unterhielten, zunächst eine
Sphäre der Co-Existenz und der Co-Prosperität schaffen,
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darin Frieden und Ordnung herstellen und dann mit anderen 
Großräumen zu gegenseitigem Nutzen in Kontakt treten. Die­
ses Ideal liege auch dem Krieg gegen China zugrunde, wo 
Japan hart aber gerecht seine Mission zu erfüllen suche, 
in Ostasien für Stabilität, Gerechtigkeit und Fortschritt 
zu sorgen. Schließlich sprach der Außenminister die "Er­
wartung" aus, daß die Westmächte nichts unternehmen wür­
den, um einen negativen Einfluß auf die Stabilität des 
Ferren Ostens auszuüben. Unter diesem Gebiet war nach 
Aritas Ausführungen ein von Japan geleiteter Block unter 
Einschluß Südostasiens zu verstehen.347)

Bereits am Morgen vor Aritas Ansprache, in welcher der 
Außenminister eigentlich nur noch einmal seine langjäh­
rigen politischen Ziele bekräftigt hatte, waren in einer 
Reihe von Tökyöter Zeitungen Artikel über das Zustande­
kommen des Textes erschienen, die sich auf angebliche 
Äußerungen von Suma Yakichirö, dem Leiter des Informa­
tionsbüros im Gaimushö, beriefen. Diese Veröffentlichun­
gen führten zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen 
dem Heer und dem Außenministerium. Anlaß dazu lieferte 
die Meldung, die Vertreter der Armee und Marine hätten 
bei der Ausarbeitung des Textes trotz der von allen 
Seiten anerkannten gemeinsamen Interessen mit der Achse 
und der Notwendigkeit einer engeren Bindung an Berlin 
und Rom aus wirtschaftspolitischen Erwägungen zu einer 
vorsichtigen Haltung geraten, um Provokationen gegenüber 
den angelsächsischen Mächten zu verrneiden.348) Die japa­
nische Öffentlichkeit mußte daraus den Eindruck gewinnen, 
Heer und Marine hätten im Gegensatz zum Gairnushö eine 
schwächliche Haltung eingenommen.349) Da die Armee darin
einen Angriff auf ihre Autorität sah, wurden die betei­
ligten Journalisten und Suma Yakichirö unter dem Vor­
wand, gegen das Gesetz zum Schutze militärischer Geheim­
nisse verstoßen zu haben, zum Verhör vor die Militärpo­
lizei geladen.JSO) Die Auseinandersetzungen wurden zwar
nach außen hin durch eine gemeinsame Erklärung von Au-
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ßen- und Kriegsministerium beigelegt, es hätte im Zu­sammenhang mit der Radioansprache keinerlei Differen­zen gegeben,351) doch lieferte der Zwischenfall den ra­dikalen Kräften im Heer und in den nationalistischenVereinigungen weiteren Antrieb für ihren Kampf gegendas Kabinett Yonai.352) 

Obwohl Arita sich in seiner Rundfunkansprache nicht über die Achsenmächte geäußert hatte, nahm eine Annähe­rung an Berlin und Rom einen wichtigen Platz in seinempolitischen Programm ein. Als erfahrener Diplomat aberwählte er dafür nicht eine Öffentliche Erklärung, son­dern den Weg geheimer, bilateraler Gespräche. Er ver­suchte, dafür den Aufenthalt von Satö Naotake in Deutsch­land zu nutzen und erteilte seinem Sondergesandten den Auftrag, in Berlin über eine Verstärkung der beidersei­tigen Bindungen zu verhandeln.353) Der Diplomat traf am23.6.1940 in der Reichshauptstadt ein, doch mußte er noch lange auf ein Gespräch mit Ribbentrop warten, dermeist nicht in Berlin war. Daß _der deutsche Außenmini­ster dem Besuch des japanischen Sondergesandten aber eine große Bedeutung beimaß, geht aus der Tatsache her­vor, daß er ihm seinen wichtigsten Mitarbeiter, HeinrichGeorg Stahmer, für die Dauer seines Aufenthaltes alsBegleiter zur Verfügung stellte.354)

Am 8. Juli wurde Satö endlich von Ribbentrop in Anwe­senheit von Stahmer und Kurusu zu einer längeren Unter­redung empfangen. Er gratulierte zunächst dem Reichs­außenminister zum Sieg über Frankreich und betonte danndie Parallelität der deutschen und japanischen Inter­essen am Aufbau einer neuen Ordnung in Europa bzw. in Fernost. Diese Tatsache lasse eine sehr enge Zusammenar­beit und gegenseitige Unterstützung geraten erscheinen,die sich auch auf den wirtschaftlichen Bereich erstrek­ken sollte. Japan habe in den letzten drei Jahren durch die Bindung amerikanischer, britischer und französischer
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Kräfte bereits Deutschland die Errichtung einer Neuord­
nung in Europa erleichtert. Auch in Bezug auf die UdSSR 
hätten beide Länder ähnliche Interessen und seien ge­
zwungen, gute Beziehungen zur Sowjetunion anzustreben. 
Ebenso müsse beiden Ländern gleichermaßen daran gelegen 
sein, daß die USA ihre Sphäre nicht verließen, um sich 
in europäische oder ostasiatische Angelegenheiten einzu­
mischen. Schließlich betonte Satö noch Japans Interesse 
an einer Beendigung des China-Krieges und der verstärk-
ten Hinwendung nach Indochina und Niederländisch-Indien.355)

Ribbentrop nahm mit B�friedigung den japanischen Wunsch 
nach Zusammenarbeit mit Deutschland zur Kenntnis und be­
merkte in reichlich zynischer Weise, diese Politik ent­
spreche ohnehin der seit Jahren von Öshima und ihm selbst 
verfolgten Linie. Beide Mächte hätten schon in den ver­

gangenen Jahren bei der Erweiterung ihres Herrschaftsbe­
reiches Vorteile aus der Existenz des jeweils anderen 
gezogen. Der Reichsaußenminister versuchte dann, den 
japanischen Diplomaten mit einer großspurigen Schilde­
rung der ausgezeichneten militärischen und wirtschaft­
lichen Situation Deutschlands zu beeindrucken. Schließ­
lich zeichnete er die Vision einer aus vier großen Blök­
ken bestehenden neuen Weltordnun

1
,356l die nach d en Äu­

ßerungen Kurusus vom Vormonat357 auch das Ziel Tökyös
bildete: Japan würde die Hegemonie über Fernost ausüben, 
Deutschland und Italien über Europa und Afrika, die UdSSR 
über den nicht von Tökyö beanspruchten Teil Asiens und 
schließlich die USA über den amerikanischen Doppelkon­
tinent.358)

Noch einmal kam Satö auf das Verhältnis zu Amerika zu 
sprechen, das ihm offenbar sehr am Herzen lag: Mehr noch 
als über den wirtschaftlichen Druck sei Japan besorgt 
über die amerikanische Flotte und sei deshalb zur Vor­
sicht gezwungen. Das gemeinsame Schicksal Berlins und 
Tökyös versuchte er noch einmal dadurch zu beschwören, 
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daß er die Uberzeugung äußerte, die USA könnten, wenn 
sie mit Japan in einen Konflikt gerieten, auch in dem 
europäischen Krieg nicht mehr neutral bleiben.359)

Der Mission Satös war nur ein teilweiser Erfolg beschie­
den, da Ribbentrop den Wunsch nach Gewährung einer frei­
en Hand in Südostasien wieder einmal mit Stillschweigen 
übergangen hatte, wenn man einmal von der prinzipiellen 
Anerkennung einer japanischen Hegemonialstellung im 
Fernen Osten absieht. Kurusu versuchte auch gar nicht, 
diesen Mißerfolg in seinem Bericht an das Gaimushö zu 
beschönigen, betonte aber, der Reichsaußenminister habe 
die Vorschläge für eine Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Ländern günstig aufgenommen.36O) Arita fragte
daher besorgt zurück, ob Berlin nicht vielleicht die 
französischen und holländischen Kolonien als Köder für 
einen Kriegseintritt Japans benutzen wolle oder - ande­
renfalls - die Hoffnung hege, selbst über diese Besit­
zungen zu herrschen.361) Satö antwortete darauf, es sei
nicht unmöglich, daß Berlin seine ausweichende Haltung 
als Druckmittel benutzen wolle, doch sei nicht anzu­
nehmen, daß Ribbentrop damit zu einem Kriegseintritt ge­
gen England locken wolle. Auch habe er nicht den Ein­
druck, daß Deutschland selbst eine Herrschaft über die 
Kolonien in Südostasien anstrebe, doch sei seit dem 
Sieg über Frankreich in Berlin ein sehr erheblicher 

. 362)Stimmungswandel festzustellen. 

Ribbentrop konnte mit dem Ergebnis der Unterredung sehr 
zufrieden sein: Die Japaner hatten sich förmlich aufge­
drängt, ohne daß er von sich aus Interesse an einer An­
näherung gezeigt hatte. Daß Arita die Bereitschaft zu 
einem Kurswechsel.gerade durch Satö ankündigte, der als 
prowestlich galt und als Außenminister im Jahre 1937 die 
durch den Antikominternpakt begonnene Annäherung an 
Deutschland abrupt beendet hatte, machte die - etwas 
peinlich wirkenden - Beteuerungen zur Bereitschaft einer 
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engeren Bindung eher noch glaubhafter.363) Nachdem Satö
in Berlin Japans Absicht bekundet hatte, sich an den 
Erfolg der deutschen Kriegsmaschinerie anzukuppeln und 
sich auf Kosten der unterlegenen Mächte zu bereichern, 
schloß er seinen Aufenthalt im nationalsozialistischen 
Machtbereich in geradezu symbolhafter Weise ab: Mit einer 
deutschen Militärmaschine flog er zu einer Besichtigung 
in das besetzte Paris und besuchte seine ehemaligen 
Freunde, die er aus der Zeit als Botschafter in der 
französischen Hauptstadt kannte.364) Er dürfte ihnen
dabei bereits als Teilhaber am Sieg erschienen sein. 
Daß Satö - ebenso wie Arita - voll hinter dem Programm 
der "Neuen Ordnung" stand, hatte er ohnehin schon vorher 
bewiesen.365). 

Obwohl die Ziele des Kabinetts - Ausgleich mit der UdSSR, 
Abschreckung der USA durch Annäherung an die Achse und 
Aufteilung der Welt in vier Blöcke - bereits weitgehend 
mit den Motiven für den Ende September abgeschlossenen 
Dreimächtepakt identisch waren, wurde es Anfang Juli im­
mer fraglicher, ob die Regieruni weiterbestehen würde. 
Am 3.7. wurde ein Heeresentwurf für die einzuschlagende 
künftige Politik fertiggestellt, _der aus den Unterre­
dungen des Vormonats hervorgegangen war. Darin wurden 
neben einer schnellstmöglichen Beendigung des "China­
Zwischenfalls" Vorbereitungen für eine "Lösung des Süd­
problems in einem günstigen Augenblick" gefordert. Unab­
hängig davon, ob der Konflikt auf dem Festland völlig 
beigelegt werden könne, sollten bis Ende August die Vor­
kehrungen für einen Krieg abgeschlossen sein. Gegenüber 
Deutschland und Italien sei die Verbindung zu stärken, 
und mit der UdSSR sei eine schnelle Verbesserung der 
Beziehungen anzustreben. Mit Amerika seien unnötige 
Spannungen zu vermeiden, doch werde Japan deshalb nicht 
auf die für notwendig erachtete Politik verzichten. 
Indochina müsse gezwungen werden, alle Hilfe an Chiang 
einzustellen, die Versorgung der japanischen Truppen zu 
sichern und das Recht der Kaiserlichen Armee auf Benut-
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zung von Flugplätzen und auf freien Durchmarsch anzuer­
kennen. Notfalls sei dazu Gewalt anzuwenden. Ein Angriff
auf Hongkong sei entsprechend der allgemeinen Situation
durchzuführen, aber erst wenn Japan sich zu einem Krieg
gegen England entschlossen habe. Nach Möglichkeit solle
ein bewaffneter Konflikt bei einem Angriff gegen Hong­
kong und Malaya auf Großbritannien als Gegner beschränkt 
und ein Krieg mit den USA vermieden werden. Für den Fall,
daß letztlich aber doch die Anwendung von Gewalt gegen
Amerika notwendig werden sollte, seien die notwendigen 
militärischen Vorbereitungen zu treffen. Bezüglich Nieder­
ländisch-Indien werd� Japan sich bemühen, vorläufig die
notwendigen Rohstoffe durch diplomatische Verhandlungen
zu beziehen.366)

Diesen Heeresplan legten Vertreter des Generalstabs am 
folgenden Tage der Marine vor und gaben dazu einige Er­
läuterungen, welche die Notwendigkeit einer Bindung an 
die Achsenmächte und eines Ausgleichs mit der UdSSR un­
terstrichen.367) Schließlich versuchte aber Oberst Okada 
Shigeichi den Eindruck zu beseitigen, die Armee betrachte
das Zeitalter der Erbfeindschaft mit Rußland als beendet.
Die Auseinandersetzung mit der Ud'SSR, so betonte er,
sei schicksalsbedingt und werde nur aufgeschoben, um
nach Süden vorzustoßen. Die Kontrolle über die Gebiete
Südostasiens solle gerade die spätere Zerschlagung der 
Sowjetunion ermöglichen. Die Vorbereitungen für den Süd­
stoß seien bis Ende August abzuschließen, da die Gefahr
bestehe, daß der europäische Krieg durch eine deutsche
Invasion in England ein schnelles Ende finde,368) und
damit Japans Chance für ein erfolgreiches Ausgreifen 
nach Südostasien sinken würde. Die Vertreter der Marine
stimmten dem Heeresplan weitgehend zu, doch hatten sie
den fatalen Eindruck, daß die Armee den USA zu wenig 
Beachtung schenke und der Ansicht sei, Amerika von Eng­
land trennen zu können. Die Marine war aber zu diesem 
Zeitpunkt nur zu einem Südstoß bereit, der nicht so weit
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ginge, daß er zum Krieg mit den Vereinigten Staaten füh­
ren könnte.369) Bezüglich der UdSSR herrschten jedoch
offenbar keinerlei Differenzen, da bereits Mitte Juni 
in der Admiralität der Plan entstanden war, einen umfas­
senden Ausgleich mit der Sowjetunion als Voraussetzung 
für den Südstoß anzustreben.370)

Inzwischen war auch im Gaimushö ein Plan zur Stärkung 
der Bindungen mit Berlin ausgearbeitet worden.371) Arita
schlug daher am 12. Juli auf einer Vierministerkonfe­
renz Untersuchungen zur Deutschlandpolitik vor.372)
Noch am gleichen Tage trafen unter der Leitung von Andö 
Yoshirö, einem leitenden Beamten des Gaimushö, Vertreter 
der mittleren Ebene von Außen-, Kriegs- und Marinemini­
sterium zusammen.373) Diese nahmen einige Tage später,
am 16. Juli einige kleinere Änderungen vor374l und er­
teilten dem Plan dann ihre offizielle Billigung.375)
Damit hätte er dem Kabinett vorgelegt werden können, 
wenn dieses nicht unmittelbar darauf gestürzt worden wäre. 

Der Entwurf enthielt bereits wesentliche Elemente des 
zwei Monate später abgeschlossenen Dreimächtepaktes, 
suchte aber im Gegensatz zu diesem - und zu dem Heeres­
entwurf von Anfang Juli - das 'Risiko eines Krieges aus­
zuschließen und verriet damit seine Herkunft als Plan 
des Gaimushö. Als Zweck der Verbindung mit Berlin wurde 
eine engere Zusammenarbeit mit den Achsenmächten und 
der UdSSR bezeichnet, eine gegenseitige Anerkennung der 
jeweiligen Einflußsphären sowie eine Kooperation in Wirt­
schaft, Technik und Handel. Im Unterschied zu dem späte­
ren Dreimächtepakt sah der Entwurf eine Bestimmung vor, 
die einen Beistand für die UdSSR untersagte, wenn trotz 
allem eine der beiden Parteien mit der Sowjetunion in 
einen Krieg eintreten sollte. Außerdem war kein Militär­
bündnis gegen die USA vorgesehen, sondern lediglich eine 
"Zusammenarbeit" gegen amerikanische Einmischungsver­
suche. Auch gegen England war - jedenfalls "zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt" - kein Kriegseintritt vorgesehen, 
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sondern die Ubernahme des britischen Kolonialbesitzes war als Ergebnis der englischen Niederlage in Europa undmit Hilfe japanischen Drucks geplant. Als Gegenleistungsollte schließlich - entsprechend Aritas jahrelangerillusionsreicher Politik - nur die Anerkennung der deutschen Hegemonie in einem Raum geboten werden, wo diese auch ohne japanische Zustimmung bestanden hätte. Abschließend sah der Entwurf separate Verhandlungen mitItalien vor, die auf Absprachen über die gleichen Pro­bleme abzielen sollten.376) 

Aritas Politik aber konnte das Kabinett nicht mehr ret­ten. Die Armee, die nicht mehr zu Kompromissen bereit war, war entschlossen, die Wiederannäherung an die Achsedurch eine Regierung ihres Vertrauens ausführen zu las­sen. Vielleicht war die Einigung auf einen gemeinsamenEntwurf nu" deshalb so schnell erreicht worden, weil der Sturz des Kabinetts bereits beschlossene Sache war.377)Schon am 4. Juli nämlich hatte der Vizestabschef, Gene­ralleutnant Sawada Shigeru, Kriegsminister Hata aufge­sucht und ihm ein Schreiben von Generalstabschef Kanin überreicht. Darin war der Minister aufgefordert worden,sein Amt niederzulegen und dadurch die Regierung zustürzen.378) Hata geriet dadu;ch in einen schweren Loya­litätskonflikt. Einerseits hatte er sich dem Kaiser gegenüber verpflichtet, das Kabinett Yonai zu unterstüt­zen, andererseits konnte er sich kaum gegen die Auto-rität des greisen Stabschefs auflehnen. Ganz davon ab­gesehen besaß der Generalstab die Möglichkeit, den Kriegs­minister auch ohne dessen Einverständnis von seinem Posten abzuberufen. Hata zog am folgenden Tage aus die-ser Situation die Konsequenzen und bat einen VertrautenKanoes, der Fürst -möge mit den Vorbereitungen für eine Kabinettsbildung beginnen.379) Die Demission der Regie-rung verzögerte sich noch um fast zwei Wochen, weil Ka-noe sich demonstrativ von Tökyö fernhielt, um nicht als treibende Kraft hinter dem Sturz Yonais zu erscheinen,38O)und wegen des Widerstands, den der Premier leistete.
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Als der anhaltende Druck von Heeresvertretern auf 
Regierung und Hof nichts bewirkte,381) trat schließlich
Hata am 16. Juli mit der Begründung von seinem Posten 
zurück, Reformen des inneren politischen Systems seien 
notwendig, um der Weltlage Rechnung zu tragen, und das 
gegenwärtige Kabinett sei dazu ungeeignet.382) Die Armee
erklärte es für "sehr schwierig", einen Nachfolger zu 
benennen,383) und weigerte sich damit, einen neuen
Kriegsminister zu stellen. Dadurch war das Kabinett 
nicht mehr regierungsfähig. Noch am gleichen Tage reich­
te Yonai dem Kaiser sein Rücktrittsgesuch ein. 

Damit war wieder einmal ein japanisches Kabinett nach 
nur wenigen Monaten Amtsdauer gescheitert. Ohne die dra­
matische Entwicklung in Europa hätte die Regierungsdauer 
vermutlich noch etwas länger gedauert, ohne daß die 
Weichen für entscheidende politische Veränderungen ge­
stellt worden wären. Das Kabinett Yonai teilte das 
Schicksal der voraufgegangenen Regierungen, die auf 
Grund der innerjapanischen Machtverhältnisse und der 
Staatsstruktur sich in permanenter Selbstparalyse be­
fanden und über lange Perioden nicht hatten leben und 
nicht sterben können. 

Einen Ausweg aus der ständigen Pattsituation bot daher 
häufig nur ein Anstoß von außen - wie die Entwicklung 
des europäischen Krieges. Erst dieser führte dann, in 
Verbindung mit dem Opportunismus der bisher in abwar­
tender Haltung verharrenden Politiker und Militärs, 
zu einer Entscheidung und zu einem neuen Kurs. 




